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 AöR   Verwaltungsrat 

Beschlussvorlage AöR-22055 Drucksache 
9 Anlage(n) 

26.08.2022 Sitzungstermin 

TOP 1.4.1 3. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Beschlussvorschlag: 

Dem Rat der Stadt Bonn wird folgender Beschlussvorschlag empfohlen: 

Die 3. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung der bonnorange – Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) – wird in der als Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen. 

und unter dem Vorbehalt der Steuerbarkeit der Umlage zur Finanzierung der Abfallwirtschaft 

wird  

die 4. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung der bonnorange – Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) –  in der als Anlage 4 beigefügten Fassung (einschließlich der 
Übertragung der Gebührenhoheit für die Abfallwirtschaft auf die bonnorange AöR) be-
schlossen. Die 8. Satzungsänderung über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt 
Bonn (Abfallsatzung) wird dahingehend angepasst und beschlossen. 

Sachverhalt: 

I. 3. Änderung der Unternehmenssatzung ohne Steuerbarkeit der Umlage zur Finan-
zierung der Abfallwirtschaft

Vom Verwaltungsvorstand wurde im Jahr 2019 beschlossen, dass der bonnorange AöR nur 

die Straßenreinigung der Gehwege vor städtischen Liegenschaften übertragen werden soll. 

Dies wurde mit der 9. Änderungssatzung zur Satzung der bonnorange - Anstalt des öffentli-

chen Rechts (AöR) - über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn konkretisiert und ist 
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auch in der Unternehmenssatzung entsprechend anzupassen. Dies betrifft § 2 Absatz 1 

Nummer 3 der Unternehmenssatzung, der wie folgt geändert wird: 

 

 § 2 Absatz 1 Nummer 3 alt: 

die Reinigung der Gehwege vor den Liegenschaften der Bundesstadt Bonn. 

 

 

§ 2 Absatz 1 Nummer 3 neu: 

 

die der Bundesstadt Bonn obliegende Reinigungspflicht der Gehwege – mit Ausnahme des 

Winterdienstes – vor den Liegenschaften der Bundesstadt Bonn. 

 

Der gesamte, neue Satzungstext ist der Anlage 2 zu entnehmen.  

 

 

II. 4. Änderung der Unternehmenssatzung bei Steuerbarkeit der Umlage zur Finan-

zierung der Abfallwirtschaft 

 

Die bonnorange AöR hat von der Bundesstadt Bonn sowohl „die Aufgaben der Abfallwirtschaft 

der Stadt Bonn nach den gesetzlichen Vorschriften“ (soweit diese nicht bereits auf den Zweck-

verband Rheinische Entsorgungs-Kooperation übertragen worden sind, vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 

der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR) als auch „die Straßenreinigung und den Win-

terdienst im Sinne der Bestimmungen des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 

(Straßenreinigungsgesetz NRW – StrReinG NRW)“ (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Unternehmens-

satzung der bonnorange AöR) übertragen bekommen. 

Ferner wurde der bonnorange AöR die Satzungshoheit für den übertragenen Aufgabenkreis 

– inkl. der Möglichkeit unter den Voraussetzungen nach § 9 Gemeindeordnung 

NRW (GO NRW) einen Anschluss- und Benutzungszwang anzuordnen – übertragen. 

 

Lediglich die Gebührenhoheit ist bei der Bundesstadt Bonn verblieben. Zur Finanzierung 

erhält die bonnorange AöR eine kostendeckende Umlage von der Bundesstadt Bonn, deren 

Höhe sich nach den tatsächlichen Kosten bemisst, die für die Aufgabenwahrnehmung anfallen. 
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Durch die Einführung des § 2 b Umsatzsteuergesetz (UStG) könnten die kostendeckenden 

Umlagen zur Finanzierung der Straßenreinigung und Abfallentsorgung steuerbar werden. 

 

Konkreter Ausgangspunkt für die Beschlussvorlage ist die Sichtweise der Groß- und Konzern-

betriebsprüfung Aachen (in Abstimmung mit der OFD NRW). Diese hat dargelegt, 

dass nach ihrer Ansicht zwar die Übertragung von Aufgaben im Bereich der Straßenreinigung 

gem. § 2b UStG umsatzsteuerfrei bleibe, die Übertragung von Aufgaben im Bereich 

der Abfallentsorgung hingegen nicht – zumindest sofern nicht zusätzlich die Gebührenhoheit 

für die Aufgaben übertragen werde. 

Zur Begründung wird darauf verwiesen, dass im Bereich der Abfallentsorgung kein vergleich-

barer Gesetzesvorbehalt wie in § 1 Straßenreinigungsgesetz NRW (StrReinG NRW) existiere. 

Da bei der Abfallentsorgung eine tatsächliche Durchführung durch Private erfolge, sei die 

Sachlage angesichts des Wettbewerbs anders zu bewerten. 

 

Die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (nachfolgend „EY“) ist von der 

bonnorange AöR beauftragt, sowohl eine verbindliche Auskunft zu bestehenden Dienstleistun-

gen für die Stadt einzuholen als auch die Interessen im Rahmen der drohenden Steuerbarkeit 

für die Umlage der Abfallwirtschaft zu vertreten. 

 

Zusammen mit Vertretern von EY und bonnorange AöR fand am 6. Juli 2022 ein Termin bei 

der Groß- und Konzernbetriebsprüfung Aachen statt.  

 

Dort wurde auch die Frage, ob die Bereiche hoheitliche Straßenreinigung und Abfallwirtschaft 

trotz der bei der Stadt Bonn liegenden Gebührenhoheit über § 2b UStG als nicht umsatzsteu-

erbar zu bewerten sind, thematisiert. Im Gesprächsverlauf wurde dies seitens der Behörde – 

insbesondere auch für die Abfallwirtschaft - bejaht. Trotz unserer Bitte weigerte sich die Be-

hörde eine entsprechende Teil-Auskunft schriftlich zu erteilen. 

 

Mit einer verbindlichen Auskunft wird nunmehr erst Ende des III. Quartals 2022 gerechnet. 

Aus diesem Grund wurde entschieden, an der Strategie, doppelgleisig zu verfahren, weiterhin 

festzuhalten. Dies bedeutet, dass die für eine Übertragung der Gebührenhoheit erforderlichen 

und bereits erarbeiteten Änderungen sicherheitshalber in die Verwaltungsratssitzung der bon-

norange AöR am 26. August 2022 unter einem Vorbehalt eingebracht werden. 
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Auf Basis der voraussichtlich erst nach der Sitzung erteilten, verbindlichen Auskunft soll der 

Rat entscheiden, ob an der Gebührenübertragung festgehalten werden soll oder dies entbehr-

lich wird. 

 

Sollte dies entbehrlich werden (keine Steuerbarkeit der Umlage zur Abfallwirtschaft) ist nur die 

3. Änderungsatzung zu beschließen. 

 

Sollte die verbindliche Auskunft dagegen negativ ausfallen (Steuerbarkeit der Umlage) sind 

neben der 4. Änderungssatzung noch folgende Aufgaben zur erledigen: 

 

durch die Stadt Bonn: 

 

- Änderung der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR mit Übertragung der Gebüh-

renhoheit (Anlage 3) 

- Erlass einer Umlagesatzung 

- Anzeige der Änderung der Unternehmenssatzung durch die Bundesstadt Bonn gegen-

über der Bezirksregierung Köln als zuständige Kommunalaufsicht 

(Übertragung der Gebührenhoheit ist wesentliche Änderung der Unternehmenssatzung 

und deshalb anzeigepflichtig gemäß § 115 Abs. 1 lit. a) GO NRW) 

- Veröffentlichung der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR 

 

durch die bonnorange AöR: 

 

- Erlass der Gebührensatzung Abfallentsorgung (Anlage 9) 

- Veröffentlichung der Abfallsatzung und der Gebührensatzung Abfallentsorgung 

 
Anlagen: 
Anlage 1: Änderungstext: 3. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
Anlage 2: Volltext: Unternehmenssatzung 
Anlage 3: Änderungstext: 4. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
Anlage 4: Volltext: Unternehmenssatzung 
Anlage 5: Synopse 4. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
Anlage 6: Volltext: Abfallsatzung mit Gebührenübertragung 
Anlage 7: Änderungstext 9. Satzung zur Änderung der Abfallsatzung 
Anlage 8: Synopse 9. Satzung zur Änderung der Abfallsatzung 
Anlage 9: Gebührensatzung 
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3.     Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

 
 

vom 30.11.2012 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1, § 114 a Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666 ff.), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Februar 2015 (GV. NRW. S. 208) hat der Rat der Bundesstadt 
Bonn in seiner Sitzung am 18. Juni 2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Unternehmenssatzung der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - vom 
30.11.2012 (Amtsblatt der Bundesstadt Bonn, S. 954 bzw. 1161) wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 2 Absatz 1, Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
 
" die der Bundesstadt Bonn obliegende Reinigungspflicht der Gehwege – mit Ausnahme des Winter-
diensts – vor den Liegenschaften der Bundesstadt Bonn." 
 
 
 

Artikel II 
 
Artikel I tritt zum 01.01.2023 in Kraft. 
 

- - - 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Bundesstadt Bonn vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bonn, den XXXXX 
 
 
Oberbürgermeisterin 

Anlage 1 
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Anlage 2 
 

 Unternehmenssatzung vom 30.11.2012 
 

 
Verzeichnis der Änderungen 

 
Satzung vom  in Kraft getreten am Änderungen 

17.12.2015 (ABl. S. 1667) 01.01.2016 §§ 1, 2, 8 

17.12.2019 (ABl. S. 1116) 01.01.2020  §§ 2, 9 

xx.xx.xxxx 01.01.2023  § 2 
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Unternehmenssatzung vom 30.11.2012 
 

Präambel 
 

Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1, § 114 a Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- Westfalen (GO NRW ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW, S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV NRW, S. 688) hat der Rat 
der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am 15. November 2012 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Name, Sitz, Stammkapital 

 
1) Die bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (bonnorange AöR) ist eine selbständige 

Einrichtung der Bundesstadt Bonn in der Rechtsform einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts (§ 114 a GO NRW). Die Anstalt wird durch die Umwandlung des bestehenden 
optimierten Regiebetriebs in Gestalt des „Leistungszentrums Amt für Stadtreinigung und 
Abfallwirtschaft“ gemäß § 114a Abs. 1 Satz 1 GO NRW nach Maßgabe der näheren 
Bestimmungen dieser Satzung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge begründet. Die Anstalt tritt 
insoweit in alle bestehenden Rechte und Pflichten der Bundesstadt Bonn „Leistungszentrum Amt 
für Stadtreinigung und Abfallwirtschaft“ ein, soweit sie sich aus den nach § 2 auf die Anstalt 
übertragenen Aufgabenbereichen ergeben. Sie wird auf der Grundlage der gesetzlichen 
Vorschriften und den Bestimmungen dieser Satzung geführt. 

 
2) Die Anstalt führt den Namen “bonnorange“ mit dem Zusatz Anstalt des öffentlichen 

Rechts. Sie tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 
 

3) Die Anstalt hat ihren Sitz in der Bundesstadt Bonn. 
 

4) Das Stammkapital beträgt 7.000.000,00 Euro. 
 

5) Die bonnorange AöR führt ein Dienstsiegel, dessen Abdruck als Anlage der Satzung beigefügt 
ist. In dem Dienstsiegel ist das Wappen der Bundesstadt Bonn mit der Umschrift „bonnorange – 
Anstalt des öffentlichen Rechts“ versehen. 

 
 

§ 2 
Gegenstand der Anstalt 

 
1) Die Anstalt übernimmt folgende, auf sie übertragene Aufgaben, die sie im eigenen Namen und 

in eigener Verantwortung durchführt (§ 114 a Abs. 3 Satz 1 GO NRW): 
 

1. die Aufgaben der Abfallwirtschaft der Stadt Bonn nach den gesetzlichen Vorschriften, ein- 
schließlich der Erstellung des kommunalen Abfallwirtschaftskonzeptes für den Bereich der 
ihr übertragenen Aufgaben und folgenden Maßnahmen: 

 
a) Insoweit überträgt die Bundesstadt Bonn der Anstalt die ihr gemäß §§ 17 und 20 des Ge- 

setzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und der Sicherung der umweltverträglichen 
Be- wirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz –KrWG) vom 24. Februar 2012, 
(BGBl I S. 212) i.V.m. § 5 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG -) vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 250), jeweils in der derzeit 
gültigen Fassung, obliegenden Aufgaben als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger zur 
Wahrnehmung in eigenem Namen und in eigener Verantwortung. 

 
b) Dies gilt nicht für die Entsorgung der im Gebiet der Stadt Bonn angefallenen und überlas- 
senen Sperrmüllabfälle und Abfälle aus Papier, Pappe und Karton (PPK) aus privaten Haus- 
halten gemäß §§ 17 und 20 KrWG i.V.m. § 5 LAbfG und die Sickerwasserreinigung der 
Deponie, da diese Entsorgungsaufgaben bereits gemäß § 4 Abs. 2 a) der Satzung des 
Zweckverbandes Rheinische Entsorgungs-Kooperation auf den Zweckverband übertragen 
worden sind. 
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c) Weiterhin hat die Bundesstadt Bonn die Entsorgung der sonstigen im Gebiet der Stadt 
Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus privaten Haushalten sowie Abfälle zur Be-
seitigung aus anderen Herkunftsbereichen gemäß §§ 17 und 20 KrWG i.V.m. § 5 LAbfG 
aufschiebend bedingt zum 01. Januar 2016, 0.00 Uhr auf den Zweckverband Rheinische 
Entsorgungs-Kooperation übertragen, § 4 Abs. 2 a) cc) Zweckverbandssatzung. Somit gilt 
die Übertragung für diese Aufgabe auf die AöR nur bis zum Eintritt der Bedingung. 

 
2. die Straßenreinigung und den Winterdienst im Sinne der Bestimmungen des Gesetzes über 

die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NRW - StrReinG NRW) vom 
18. Dezember 1975, (GV NW. S. 706, ber. 1976 S. 12), in der derzeit gültigen Fassung. 
 

3. die der Bundesstadt Bonn obliegende Reinigungspflicht der Gehwege – mit Ausnahme des 
Winterdienstes – vor den Liegenschaften der Bundesstadt Bonn. 
 

2) Der Anstalt wird zudem der Betrieb der der Abfallwirtschaft, der Straßenreinigung und dem 
Winterdienst dienenden Werkstatt übertragen. 

 
3) Die Anstalt kann weitere Aufgaben der Bundesstadt Bonn wahrnehmen, wenn sie durch 

besonderen Beschluss des Rates der Bundesstadt Bonn übertragen werden. 
 

4) Die Anstalt ist darüber hinaus zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, soweit sie mit 
den Anstaltszwecken vereinbar sind und mit diesen unmittelbar in Zusammenhang stehen. 

 
5) Zur Förderung ihrer Aufgaben kann sich die Anstalt unter den Voraussetzungen des § 114 a 

Abs. 4 GO NRW an Unternehmen beteiligen und eigene Unternehmen gründen, wenn das 
dem Unternehmenszweck dient. Dabei ist sicherzustellen, dass die Haftung der Anstalt auf 
einen bestimmten Betrag begrenzt ist. Die Rechte aus § 114 a Abs. 7 Nummer 2 GO NRW 
werden hierdurch nicht berührt. 

 
6) Die Anstalt kann sich unter den jeweils geltenden gesetzlichen Voraussetzungen zur Wahrneh- 

mung ihrer in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben an Arbeitsgemeinschaften und an 
Zweckverbänden beteiligen (kommunale Gemeinschaftsarbeit nach dem Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01. Oktober 1979 (GV NW S. 621/SGV NW 202) 
in der jeweils gültigen Fassung). 

 
 

§ 3 
Gesamtrechtsnachfolge 

 
 

Das zur Wahrnehmung der Aufgaben erforderliche bewegliche und unbewegliche Vermögen, wie 
es sich aus der Eröffnungsbilanz der Anstalt ergibt und im Einzelnen in Anhang 1, der Bestandteil 
dieser Satzung ist, aufgeführt ist, geht zum 01.01.2013 im Rahmen der Aufgabenübertragung von 
der Bundesstadt Bonn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf das Kommunalunternehmen über. 
Insoweit im Rahmen der Aufgabenübertragung die Übernahme von weiterem beweglichen und 
unbeweglichen Vermögen zur Wahrnehmung der Aufgabe erforderlich sein sollte, gilt dies als mit 
übergegangen. 

 
 

§ 4 
Kompetenzen der Anstalt 

 
1) Die Anstalt ist berechtigt, anstelle der Bundesstadt Bonn 

1. Satzungen für die gemäß § 2 Abs. 1 übertragenen Aufgabengebiete zu erlassen und 
2. unter den Voraussetzungen des § 9 GO durch Satzung einen Anschluss- und 

Benutzungs- zwang der öffentlichen Einrichtung für den übertragenen Aufgabenkreis 
anzuordnen. 

Die Rechte des Rates der Bundesstadt Bonn aus § 114 a Abs. 7 GO NRW werden hierdurch 
nicht berührt. 

 
2) Das Recht, für die nach § 2 Abs. 1 übertragenen Aufgabengebiete Gebühren nach den 
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Regelungen des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, zu erheben, verbleibt bei 
der Bundesstadt Bonn. 

 
3) Die Anstalt ist Dienstherr der Bediensteten sowie der Beamtinnen und Beamten des 
Unternehmens. Sie kann Beamte und Beamtinnen ernennen, versetzen, abordnen, befördern 
und entlassen, soweit sie hoheitliche Befugnisse ausübt. Dies gilt sinngemäß, allerdings ohne 
die zuvor genannte Einschränkung, auch für Beschäftigte. Die Regelungen des 
Landesgleichstellungsgesetzes gelten entsprechend. 

 
4) Für die Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen sowie von Aufträgen zur 

Durchführung von Baumaßnahmen durch die Anstalt gilt § 8 der Verordnung über kommunale 
Unternehmen und Einrichtungen als Anstalten des öffentlichen Rechts 
(Kommunalunternehmensverordnung - KUV) vom 24. Oktober 2001 in der jeweils gültigen 
Fassung. Die Anstalt gibt sich eine Beschaffungsordnung. 

 
5) Die Anstalt kann zur Erledigung der ihr obliegenden Aufgaben gemäß § 2 die Bundesstadt 

Bonn als Verwaltungshelfer im Rahmen von Beistandsleistungen gegen eine angemessene 
Vergütung gemäß § 13 KUV in Anspruch nehmen. Art und Umfang der konkreten 
Ausgestaltung der Beistandsleistungen sind in separaten Vereinbarungen zu konkretisieren. 
Die Verantwortung der Anstalt für die Wahrnehmung der im Rahmen des Anstaltszwecks 
übernommenen Aufgaben bleibt hiervon unberührt. 

 
 

§ 5 
Organe 

 
1) Organe der Anstalt sind 

- der Vorstand (§ 6) 
- der Verwaltungsrat (§ 7). 

 
2) Die Mitglieder aller Organe der Anstalt sind zur Verschwiegenheit über alle vertraulichen 

Angelegenheiten sowie über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Unternehmens 
verpflichtet. Die Pflicht besteht für die Mitglieder auch nach ihrem Ausscheiden aus der Anstalt 
fort. Sie gilt nicht gegenüber den Organen der Bundesstadt Bonn. 

 
3) Die Befangenheitsvorschriften des § 31 GO NRW geltend entsprechend. 

 
 

§ 6 
Der Vorstand 

 
1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied. 

 
2) Die Bestellung des Vertreters/der Vertreterin bzw. der Vertreter des Vorstandes erfolgt durch 

den Verwaltungsrat. 
 

3) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt; 
eine erneute Bestellung ist zulässig. 

 
4) Der Vorstand leitet die Anstalt eigenverantwortlich, soweit nicht gesetzlich oder durch diese 

Satzung etwas anderes bestimmt ist. 
 

5) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 
 

6) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten 
und auf Anforderung dem Verwaltungsrat über alle Angelegenheiten der Anstalt Auskunft zu 
geben. 

 
7) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat sowie der Beteiligungsverwaltung der Bundesstadt Bonn 

vierteljährlich Zwischenberichte über die Abwicklung des Vermögens- und Erfolgsplanes 
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schriftlich vorzulegen. Des Weiteren hat der Vorstand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn 
bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolgsgefährdende Mindererträge oder 
Mehraufwendungen zu erwarten sind. Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die 
Auswirkungen auf den Haushalt der Bundesstadt Bonn haben können, sind sie, der Rat der 
Bundesstadt Bonn und der Verwaltungsrat hierüber unverzüglich zu unterrichten. 

 
8) Der Vorstand ist auch zuständig für sämtliche beamtenrechtliche Entscheidungen sowie 
sämtliche arbeitsrechtliche Entscheidungen gegenüber den Beschäftigten sowie 
Auszubildenden einschließlich deren Einstellung nach Maßgabe des vom Verwaltungsrat 
genehmigten Wirtschaftsplans und dem diesem beigefügten Stellenplan sowie der eventuell 
bestehenden tariflich begründeten Ansprüche. 

 
 

§ 7 
Der Verwaltungsrat 

 
 

1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem/der Vorsitzenden und neun weiteren Mitgliedern. Mitglieder 
können sein: Ratsmitglieder, sachkundige Bürgerinnen und Bürger und Mitglieder des 
Personalrats der Bundesstadt Bonn. Für die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates werden 
Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. 

 
2) Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der/die für den Geschäftsbereich der der Anstalt nach § 

2 Abs. 1 übertragenen Aufgaben zuständige Beigeordnete der Bundesstadt Bonn. 
 

3) Die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats sowie deren Vertreterinnen und Vertreter werden 
vom Rat für die Dauer von fünf Jahren gewählt; für die Wahl gilt § 50 Abs. 4 GO NRW 
sinngemäß. Die Wahl eines Personalratsmitglieds der Bundesstadt Bonn und dessen Vertreters 
oder Vertreterin erfolgt auf Vorschlag der Personalvertretung der Bundesstadt Bonn. 

 
4) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem Rat angehören, endet mit dem 

Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Rat. Die Amtszeit des 
Personalratsmit- glieds endet mit dem Ende der Wahlzeit des Personalrats bzw. dem 
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Personalrat. Die Mitglieder des Verwaltungsrats üben ihr 
Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. 

 
5) Der Verwaltungsrat hat der Bundesstadt Bonn auf Verlangen Auskunft über alle 

Angelegenheiten der Anstalt zu geben. 
 

6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. im Vertretungsfall deren Vertreterinnen oder Vertreter 
erhalten für die Teilnahme an dessen Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe des 1 1/2-fachen der 
Überstundenvergütung der höchsten Vergütungsgruppe des TVÖD je angefangene Stunde 
sowie Verdienstausfall entsprechend den für die Mitglieder des Rates der Bundesstadt Bonn 
geltenden Bestimmungen. 

 
7) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
 

§ 8 
Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

 
1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes. 

 
2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten der Anstalt 

Berichterstattung verlangen. 
 

3) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 
1. den Erlass von Satzungen im Rahmen des durch diese Anstaltssatzung übertragenen 

Aufgabenbereichs (§ 2 Abs. 1), 
2. die Beteiligung oder Erhöhung einer Beteiligung der Anstalt an anderen Unternehmen 

oder Einrichtungen sowie deren Gründung, 
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3. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans einschließlich des Stellenplans und 
der Stellenübersicht sowie des Jahresabschlusses, 

4. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte für Leistungsnehmer, 
5. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
6. die Ergebnisverwendung, 
7. Rechtsgeschäfte der Anstalt im Sinne des § 111 GO NRW, 
8. den Erlass der Beschaffungsordnung, 
9. den Erlass der Geschäftsordnung des Verwaltungsrates (§ 7 Abs. 7), 
10. die Bestellung und Abberufung des Vorstandes sowie Regelungen des 

Dienstverhältnisses des Vorstandes, 
11. die Entlastung des Vorstandes,  
12. die Bestellung des Vertreters/der Vertreterin bzw. der Vertreter des Vorstandes, 
13. das Abfallwirtschaftskonzept, 
14. die Zustimmung zum Abschluss von Vereinbarungen der Anstalt mit der Bundesstadt Bonn 

(§ 4 Abs. 4), 
15. die Aufnahme von Darlehen, soweit im Einzelfall eine in der Geschäftsordnung des 

Verwaltungsrates festzulegende Wertgrenze überschritten wird, 
16. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 

soweit bei diesen Geschäften im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates festzulegender Betrag überschritten wird, 

17. freiwillige Zuwendungen, Gewährung von Darlehen – mit Ausnahme von Kassenkrediten 
und Gewährung von Darlehen an verbundene Unternehmen -, Verzicht auf Ansprüche, 
soweit bei diesen Geschäften im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates festzulegender Betrag überschritten wird, 

18. andere Rechtsgeschäfte, soweit sie von besonderer Bedeutung sind und nicht regelmäßig 
wiederkehren. Ein Rechtsgeschäft von besonderer Bedeutung liegt insbesondere dann vor, 
wenn es sich um eine Beschaffung oder eine Einzelmaßnahme handelt, die innerhalb des 
Budgets des Wirtschaftsplanes einen Rahmen von 100.000 Euro übersteigt und nicht 
bereits im Rahmen der Abstimmung zum Wirtschaftsplan genehmigt wurde. Eine 
gesonderte Genehmigung ist dann erforderlich, wenn Investitionen/Einzelmaßnahmen 
außerhalb des im Wirtschaftsplan vorgesehenen Budgets liegen. Bei 
Budgetüberschreitungen, die 10 % des gesamten Planansatzes der Sparte überschreiten, 
muss der Vorstand eine detaillierte Prüfung der Budgetüberschreitung inklusive 
Maßnahmenplan zur Verhinderung weiterer Überschreitungen vorlegen, und sich dies durch 
den Verwaltungsrat genehmigen lassen. Wesentliche Einzelvorhaben müssen bei der 
Genehmigung der Überschreitung aufgeführt sein. Sodann kann der Vorstand den 
genehmigten erweiterten Budgetrahmen wieder im Rahmen der obigen Regelungen nutzen. 
Ausgenommen hiervon sind Mehrausgaben, die aus gesetzlichen oder tarifvertraglichen 
Verpflichtungen resultieren. 
Werden Mehrausgaben ganz oder teilweise durch entsprechende Einnahmen gedeckt, so 
erhöht sich der vorgenannte Betrag entsprechend. 

19. Mehrausgaben gemäß § 12 Abs. 5, 
20. die Beteiligung an Zweckverbänden. 

 
Im Fall der Nummer 1 unterliegt der Verwaltungsrat den Weisungen des Rates der Bundesstadt 
Bonn und berät und beschließt in öffentlicher Sitzung. In den Fällen der Nummern 2, 7, 13 und 
20 bedarf es der vorherigen Entscheidung des Rates der Bundesstadt Bonn. 

 
4) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde der Beamtinnen und Beamten. 

 
5) Dem Vorstand gegenüber vertritt der/die Vorsitzende des Verwaltungsrats die Anstalt 

gerichtlich und außergerichtlich. Er/Sie vertritt die Anstalt auch, wenn noch kein Vorstand 
vorhanden oder der Vorstand handlungsunfähig ist. 

 
6) Zur Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte in den Organen eines Zweckverbandes bestellt 

der Verwaltungsrat den oder die Vertreter. 
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§ 9 
Einberufung und Beschlüsse des 

Verwaltungsrats 
 

1) Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung des/der Vorsitzenden des Verwaltungsrats zusammen. 
Die Einladung wird in digitaler Form sowie auf Wunsch eines Verwaltungsratsmitglieds an 
dieses in Papierform zugestellt. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die 
Tagesordnung angeben. Sie muss den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens am 
vierzehnten Tag vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann die Frist bis auf 24 
Stunden verkürzt werden. 

 
2) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens zweimal einzuberufen. Er muss außerdem einberufen 

werden, wenn dies ein Drittel der satzungsmäßigen Mitglieder des Verwaltungsrats unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 

 
3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden von dem/der Vorsitzenden des Verwaltungsrats 

geleitet. Die Sitzungen sind öffentlich. Aus besonderem Grund kann der Verwaltungsrat die 
Öffentlichkeit der Sitzung ausschließen. Ein besonderer Grund ist insbesondere anzunehmen, 
wenn eine Angelegenheit nach der Geschäftsordnung des Rates in nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandeln wäre. 

 
4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 

und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder bzw. deren Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht 
festgestellt ist.  
Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann ein Be- 
schluss gefasst werden, wenn 
1. die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung mehrheitlich 

zustimmt oder 
2. sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. deren Stellvertreterinnen oder 

Stellvertreter anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 
 

 
5) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusam- 

mengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der 
zweiten Ladung muss auf diese Folge ausdrücklich hingewiesen werden. 

 
6) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind zulässig. § 50 Abs. 5 GO NW gilt entsprechend. 
 

7) Über die vom Verwaltungsrat gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese 
wird von dem/der Vorsitzenden unterzeichnet und dem Verwaltungsrat in der nächsten 
Sitzung zur Genehmigung vorgelegt. 

 
8) In dringenden Einzelfällen kann der/die Vorsitzende des Verwaltungsrates auf Antrag des 

Vorstandes zusammen mit einem weiteren Mitglied des Verwaltungsrates entscheiden. Diese 
Entscheidungen sind dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. § 60 Abs. 1 Satz 4 GO NRW gilt entsprechend. 

 
9) Der Vorstand sowie Vertreterinnen oder Vertreter der mit den Aufgaben der Beteiligungsverwal- 

tung betrauten Organisationseinheit der Bundesstadt Bonn sind berechtigt, an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats teilzunehmen. 

 
 

§ 10 
Verpflichtungserklärung 

 
1) Alle Verpflichtungserklärungen bedürfen der Schriftform; die Unterzeichnung erfolgt unter dem 

Namen der bonnorange AöR durch den Vorstand, im Übrigen durch jeweils 
Vertretungsberechtigte. 

 
2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines Vertretungszusatzes, seine 
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Stellvertreterinnen oder Stellvertreter mit dem Zusatz „In Vertretung“ andere 
Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz „Im Auftrag“. 

 
 

§ 11 
Finanzierung der Anstalt öffentlichen Rechts 

 
1) Die Stadt stellt sicher, dass die Anstalt ihre Aufgaben dauernd und rechtskonform erfüllen kann. 

 
2) Die bonnorange AöR erhält zur Finanzierung der ihr von der Bundesstadt Bonn übertragenen 

Aufgaben eine Umlage von der Bundesstadt Bonn, die jährlich im Rahmen der 
Wirtschaftsplanung festzulegen ist. Die Höhe der Umlage bemisst sich nach den 
tatsächlichen Kosten, die für die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Abs. 1 und 2 anfallen. Die 
Kalkulation der Umlage erfolgt öffentlich-rechtlich entsprechend den Anforderungen des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. Seite 712/SGV. NRW., Seite 610) in der jeweils gültigen Fassung. 

3) In den nach § 4 Abs. 5 abzuschließenden Vereinbarungen zwischen der Anstalt und der 
Bundesstadt Bonn über Beistandsleistungen im Rahmen der Verwaltungshilfe vereinbaren 
diese zur Wahrnehmung der Aufgaben einen angemessenen Ausgleich der in diesem 
Zusammenhang entstehenden Kosten. 

 
4) Soweit die Anstalt die ihr nach dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, die nicht 

durch eine Umlage nach Abs. 2 oder im Rahmen eines angemessenen Ausgleichs nach Abs. 
3 gedeckt werden können, erhebt die Anstalt gegenüber der Stadt Bonn eine weitere 
Ausgleichszahlung. 

 
 

§ 12 
Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen 
 

1) Die Anstalt ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öffentlichen Zwecks zu führen. 
Im Übrigen gelten die Vorschriften des § 75 GO NRW entsprechend. 

 
2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 

3 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach Durchführung der 
Abschlussprüfung dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzulegen. Der Jahresabschluss und 
der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. Der 
Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erfolgsberichte und der Bericht über die 
Abschlussprüfung sind der Beteiligungsverwaltung der Bundesstadt Bonn zuzuleiten. 

 
3) Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Anstalt werden nach den für große Kapitalgesell- 

schaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft, sofern nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge der 
Mitglieder des Vorstands sowie die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für 
die Mitglieder des Verwaltungsrates im Anhang des Jahresabschlusses für jede 
Personengruppe sowie zusätzlich unter Namensnennung die Bezüge und Leistungen für jedes 
einzelne Mitglied dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches angegeben werden, soweit es sich 
um Leistungen des Kommunalunter- nehmens handelt. Die individualisierte Ausweisungspflicht 
gilt auch für Leistungen entsprechend § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 Satz 2. Dies sind: 

 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von der Anstalt während des 
Geschäftsjahres hierfür aufgewandten oder zurückgestellten Betrag, 

c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen und 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres 
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beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe des Geschäftsjahres 
gewährt worden sind. 

 
4) Das Rechnungsprüfungsamt der Bundesstadt Bonn ist berechtigt, Prüfungen aller Art aufgrund 

eines Auftrages durch den Rat der Bundesstadt Bonn vorzunehmen. In diesem Zusammenhang 
ist das Rechnungsprüfungsamt befugt, Bücher, Belege, sowie alle sonstigen 
Geschäftsunterlagen der Anstalt einzusehen, bzw. diese anzufordern. Von Seiten der Anstalt 
sind dem Rechnungsprüfungsamt dabei alle für die Prüfung notwendigen Informationen und 
Auskünfte zu geben. 

 
5) Im Übrigen sind für die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und die 

Vermögensverwaltung die Vorschriften über kommunale Unternehmen und Einrichtungen als 
Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalunternehmensverordnung - KUV) anzuwenden (§§ 
10 – 27 KUV NRW). § 83 GO NRW ist sinngemäß anzuwenden. Mehrausgaben des 
Vermögensplanes, die gemäß § 18 Abs. 5 KUV der Zustimmung des Verwaltungsrates 
bedürfen, liegen vor, wenn 10 % des Ansatzes im Vermögensplan überschritten werden. 
 

6) Die Vorschriften zur öffentlichen Bekanntmachung der Anstalt richten sich, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nichts Gegenteiliges regeln, nach den entsprechenden Vorschriften der 
Hauptsatzung der Bundesstadt Bonn in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 13 
Wirtschaftsjahr 

 
Das Wirtschaftsjahr der Anstalt ist das Kalenderjahr. 

 
 

§ 14 
Auflösung 

 
Bei Auflösung der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts fällt das Anstaltsvermögen der 
Bundesstadt Bonn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zu. 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten / Personalüberleitung / 

Vermögensübergang 
 

1) Die Anstalt entsteht am 06.12.2012. Gleichzeitig tritt diese Satzung in Kraft. 
Bis zum 31. Dezember 2012, 24.00 Uhr, erfolgt die operative Aufgabenwahrnehmung der nach 
§ 2 auf die Anstalt übertragenen Aufgaben noch durch die Bundesstadt Bonn selbst bzw. durch 
beauftragte Unternehmen auf deren Kosten. 

 
2) Die Überleitung der Beschäftigten und Beamten gemäß der Überleitungsvereinbarung vom 

24. bzw. 30.08.2012 erfolgt zum 01.01.2013, frühestens jedoch mit Entstehen der Anstalt. 
 

3) Für den Übergang des Vermögens im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gilt § 3. 
 

_____________________________________________________________________________ 
 
Die vorstehende Unternehmenssatzung für die bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 Buchst. h der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) wurde die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts der Bezirksregierung als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 31.10.2012 angezeigt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
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es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Bundesstadt Bonn vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
Die Verletzung solcher Verfahrens- und Formvorschriften kann beim Oberbürgermeister der 
Bundesstadt Bonn, Berliner Platz 2, 53103 Bonn geltend gemacht werden. 
 
Bonn, den 30. November 2012 
 
gez. J. Nimptsch 
Oberbürgermeister 
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4.     Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

 
 

vom 30.11.2012 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1, § 114 a Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666 ff.), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Februar 2015 (GV. NRW. S. 208) hat der Rat der Bundesstadt 
Bonn in seiner Sitzung am 18. Juni 2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Unternehmenssatzung der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - vom 
30.11.2012 (Amtsblatt der Bundesstadt Bonn, S. 954 bzw. 1161) wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 2 Absatz 1, Nummer 4 erhält folgende Fassung: 
 
" die Erhebung der Abfallgebühren nach den Vorschriften des KAG NRW in der jeweils gültigen Fas-
sung für die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen Aufgaben einschließlich der in der Satzung über die 
Abwälzung der Verbandsumlage an den Zweckverband „Rheinische-Entsorgungs-Kooperation“ 
(Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn aufgeführten Gebühren." 
 
 
2. § 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Anstalt ist berechtigt, zur Finanzierung der ihr nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen Aufgaben 
Gebühren nach den Vorschriften des KAG NW zu erheben. 
 
Die bonnorange AöR erhält zur Finanzierung der ihr nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 von der Bun-
desstadt Bonn übertragenen Aufgaben eine Umlage von der Bundesstadt Bonn, die jährlich im 
Rahmen der Wirtschaftsplanung festzulegen ist. Die Höhe der Umlage bemisst sich nach den tat-
sächlichen Kosten, die für die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Abs. 1 und 2 anfallen. Die Kalkula-
tion der Umlage erfolgt öffentlich-rechtlich entsprechend den Anforderungen des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. Seite 
712/SGV. NRW., Seite 610) in der jeweils gültigen Fassung.“ 
 
 
3. § 11 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
„Soweit die Anstalt die ihr nach dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, die nicht durch 
Erhebung einer Gebühr nach Abs. 2, einer Umlage nach Abs. 2 oder im Rahmen eines angemesse-
nen Ausgleichs nach Abs. 3 gedeckt werden können, erhebt die Anstalt gegenüber der Stadt Bonn 
eine weitere Ausgleichszahlung.“ 
 
 
4. § 15 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Übertragung der Gebührenhoheit von der Bundesstadt Bonn auf die Anstalt gemäß. § 2 Abs. 1 
Nr. 4 erfolgt zum 1. Januar 2023.“ 
 
 

Artikel II 
 
Artikel I tritt zum 01.01.2023 in Kraft. 
 

- - - 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

Anlage 3 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Oberbürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Bundesstadt Bonn vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 lit. h) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) wurde die Übertragung der Gebührenhoheit von der Bundesstadt Bonn auf die bonnorange 
AöR durch die Bundesstadt Bonn der Bezirksregierung als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
mit Schreiben vom xx.xx.xxxx angezeigt. 
 
 
Bonn, den XXXXX 
 
 
Oberbürgermeisterin 
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Anlage 4 
 

 Unternehmenssatzung vom 30.11.2012 
 

 
Verzeichnis der Änderungen 

 
Satzung vom  in Kraft getreten am Änderungen 

17.12.2015 (ABl. S. 1667) 01.01.2016 §§ 1, 2, 8 

17.12.2019 (ABl. S. 1116) 01.01.2020  §§ 2, 9 

xx.xx.xxxx 01.01.2023  § 2, 11, 15 
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Unternehmenssatzung vom 30.11.2012 
 

Präambel 
 

Aufgrund von § 7 Abs. 1 Satz 1, § 114 a Abs. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein- Westfalen (GO NRW ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW, S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2010 (GV NRW, S. 688) hat der Rat 
der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am 15. November 2012 folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Name, Sitz, Stammkapital 

 
1) Die bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (bonnorange AöR) ist eine selbständige 

Einrichtung der Bundesstadt Bonn in der Rechtsform einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts (§ 114 a GO NRW). Die Anstalt wird durch die Umwandlung des bestehenden 
optimierten Regiebetriebs in Gestalt des „Leistungszentrums Amt für Stadtreinigung und 
Abfallwirtschaft“ gemäß § 114a Abs. 1 Satz 1 GO NRW nach Maßgabe der näheren 
Bestimmungen dieser Satzung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge begründet. Die Anstalt tritt 
insoweit in alle bestehenden Rechte und Pflichten der Bundesstadt Bonn „Leistungszentrum Amt 
für Stadtreinigung und Abfallwirtschaft“ ein, soweit sie sich aus den nach § 2 auf die Anstalt 
übertragenen Aufgabenbereichen ergeben. Sie wird auf der Grundlage der gesetzlichen 
Vorschriften und den Bestimmungen dieser Satzung geführt. 

 
2) Die Anstalt führt den Namen “bonnorange“ mit dem Zusatz Anstalt des öffentlichen 

Rechts. Sie tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 
 

3) Die Anstalt hat ihren Sitz in der Bundesstadt Bonn. 
 

4) Das Stammkapital beträgt 7.000.000,00 Euro. 
 

5) Die bonnorange AöR führt ein Dienstsiegel, dessen Abdruck als Anlage der Satzung beigefügt 
ist. In dem Dienstsiegel ist das Wappen der Bundesstadt Bonn mit der Umschrift „bonnorange – 
Anstalt des öffentlichen Rechts“ versehen. 

 
 

§ 2 
Gegenstand der Anstalt 

 
1) Die Anstalt übernimmt folgende, auf sie übertragene Aufgaben, die sie im eigenen Namen und 

in eigener Verantwortung durchführt (§ 114 a Abs. 3 Satz 1 GO NRW): 
 

1. die Aufgaben der Abfallwirtschaft der Stadt Bonn nach den gesetzlichen Vorschriften, ein- 
schließlich der Erstellung des kommunalen Abfallwirtschaftskonzeptes für den Bereich der 
ihr übertragenen Aufgaben und folgenden Maßnahmen: 

 
a) Insoweit überträgt die Bundesstadt Bonn der Anstalt die ihr gemäß §§ 17 und 20 des Ge- 

setzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und der Sicherung der umweltverträglichen 
Be- wirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz –KrWG) vom 24. Februar 2012, 
(BGBl I S. 212) i.V.m. § 5 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG -) vom 21. Juni 1988 (GV NW S. 250), jeweils in der derzeit 
gültigen Fassung, obliegenden Aufgaben als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger zur 
Wahrnehmung in eigenem Namen und in eigener Verantwortung. 

 
b) Dies gilt nicht für die Entsorgung der im Gebiet der Stadt Bonn angefallenen und überlas- 
senen Sperrmüllabfälle und Abfälle aus Papier, Pappe und Karton (PPK) aus privaten Haus- 
halten gemäß §§ 17 und 20 KrWG i.V.m. § 5 LAbfG und die Sickerwasserreinigung der 
Deponie, da diese Entsorgungsaufgaben bereits gemäß § 4 Abs. 2 a) der Satzung des 
Zweckverbandes Rheinische Entsorgungs-Kooperation auf den Zweckverband übertragen 
worden sind. 
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c) Weiterhin hat die Bundesstadt Bonn die Entsorgung der sonstigen im Gebiet der Stadt 
Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus privaten Haushalten sowie Abfälle zur Be-
seitigung aus anderen Herkunftsbereichen gemäß §§ 17 und 20 KrWG i.V.m. § 5 LAbfG 
aufschiebend bedingt zum 01. Januar 2016, 0.00 Uhr auf den Zweckverband Rheinische 
Entsorgungs-Kooperation übertragen, § 4 Abs. 2 a) cc) Zweckverbandssatzung. Somit gilt 
die Übertragung für diese Aufgabe auf die AöR nur bis zum Eintritt der Bedingung. 

 
2. die Straßenreinigung und den Winterdienst im Sinne der Bestimmungen des Gesetzes über 

die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NRW - StrReinG NRW) vom 
18. Dezember 1975, (GV NW. S. 706, ber. 1976 S. 12), in der derzeit gültigen Fassung. 
 

3. die der Bundesstadt Bonn obliegende Reinigungspflicht der Gehwege – mit Ausnahme des 
Winterdiensts – vor den Liegenschaften der Bundesstadt Bonn. 
 

4. die Erhebung der Abfallgebühren nach den Vorschriften des KAG NRW in der jeweils gültigen 
Fassung für die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen Aufgaben einschließlich der in der Satzung 
über die Abwälzung der Verbandsumlage an den Zweckverband „Rheinische-Entsorgungs-
Kooperation“ (Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn aufgeführten Gebühren. 
 

2) Der Anstalt wird zudem der Betrieb der der Abfallwirtschaft, der Straßenreinigung und dem 
Winterdienst dienenden Werkstatt übertragen. 

 
3) Die Anstalt kann weitere Aufgaben der Bundesstadt Bonn wahrnehmen, wenn sie durch 

besonderen Beschluss des Rates der Bundesstadt Bonn übertragen werden. 
 

4) Die Anstalt ist darüber hinaus zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, soweit sie mit 
den Anstaltszwecken vereinbar sind und mit diesen unmittelbar in Zusammenhang stehen. 

 
5) Zur Förderung ihrer Aufgaben kann sich die Anstalt unter den Voraussetzungen des § 114 a 

Abs. 4 GO NRW an Unternehmen beteiligen und eigene Unternehmen gründen, wenn das 
dem Unternehmenszweck dient. Dabei ist sicherzustellen, dass die Haftung der Anstalt auf 
einen bestimmten Betrag begrenzt ist. Die Rechte aus § 114 a Abs. 7 Nummer 2 GO NRW 
werden hierdurch nicht berührt. 

 
6) Die Anstalt kann sich unter den jeweils geltenden gesetzlichen Voraussetzungen zur Wahrneh- 

mung ihrer in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben an Arbeitsgemeinschaften und an 
Zweckverbänden beteiligen (kommunale Gemeinschaftsarbeit nach dem Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01. Oktober 1979 (GV NW S. 621/SGV NW 202) 
in der jeweils gültigen Fassung). 

 
 

§ 3 
Gesamtrechtsnachfolge 

 
 

Das zur Wahrnehmung der Aufgaben erforderliche bewegliche und unbewegliche Vermögen, wie 
es sich aus der Eröffnungsbilanz der Anstalt ergibt und im Einzelnen in Anhang 1, der Bestandteil 
dieser Satzung ist, aufgeführt ist, geht zum 01.01.2013 im Rahmen der Aufgabenübertragung von 
der Bundesstadt Bonn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf das Kommunalunternehmen über. 
Insoweit im Rahmen der Aufgabenübertragung die Übernahme von weiterem beweglichen und 
unbeweglichen Vermögen zur Wahrnehmung der Aufgabe erforderlich sein sollte, gilt dies als mit 
übergegangen. 

 
 

§ 4 
Kompetenzen der Anstalt 

 
1) Die Anstalt ist berechtigt, anstelle der Bundesstadt Bonn 

1. Satzungen für die gemäß § 2 Abs. 1 übertragenen Aufgabengebiete zu erlassen und 
2. unter den Voraussetzungen des § 9 GO durch Satzung einen Anschluss- und 

Benutzungs- zwang der öffentlichen Einrichtung für den übertragenen Aufgabenkreis 
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anzuordnen. 
Die Rechte des Rates der Bundesstadt Bonn aus § 114 a Abs. 7 GO NRW werden hierdurch 
nicht berührt. 

 
2) Das Recht, für die nach § 2 Abs. 1 übertragenen Aufgabengebiete Gebühren nach den 

Regelungen des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, zu erheben, verbleibt bei 
der Bundesstadt Bonn. 

 
3) Die Anstalt ist Dienstherr der Bediensteten sowie der Beamtinnen und Beamten des 
Unternehmens. Sie kann Beamte und Beamtinnen ernennen, versetzen, abordnen, befördern 
und entlassen, soweit sie hoheitliche Befugnisse ausübt. Dies gilt sinngemäß, allerdings ohne 
die zuvor genannte Einschränkung, auch für Beschäftigte. Die Regelungen des 
Landesgleichstellungsgesetzes gelten entsprechend. 

 
4) Für die Vergabe von Aufträgen über Lieferungen und Leistungen sowie von Aufträgen zur 

Durchführung von Baumaßnahmen durch die Anstalt gilt § 8 der Verordnung über kommunale 
Unternehmen und Einrichtungen als Anstalten des öffentlichen Rechts 
(Kommunalunternehmensverordnung - KUV) vom 24. Oktober 2001 in der jeweils gültigen 
Fassung. Die Anstalt gibt sich eine Beschaffungsordnung. 

 
5) Die Anstalt kann zur Erledigung der ihr obliegenden Aufgaben gemäß § 2 die Bundesstadt 

Bonn als Verwaltungshelfer im Rahmen von Beistandsleistungen gegen eine angemessene 
Vergütung gemäß § 13 KUV in Anspruch nehmen. Art und Umfang der konkreten 
Ausgestaltung der Beistandsleistungen sind in separaten Vereinbarungen zu konkretisieren. 
Die Verantwortung der Anstalt für die Wahrnehmung der im Rahmen des Anstaltszwecks 
übernommenen Aufgaben bleibt hiervon unberührt. 

 
 

§ 5 
Organe 

 
1) Organe der Anstalt sind 

- der Vorstand (§ 6) 
- der Verwaltungsrat (§ 7). 

 
2) Die Mitglieder aller Organe der Anstalt sind zur Verschwiegenheit über alle vertraulichen 

Angelegenheiten sowie über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Unternehmens 
verpflichtet. Die Pflicht besteht für die Mitglieder auch nach ihrem Ausscheiden aus der Anstalt 
fort. Sie gilt nicht gegenüber den Organen der Bundesstadt Bonn. 

 
3) Die Befangenheitsvorschriften des § 31 GO NRW geltend entsprechend. 

 
 

§ 6 
Der Vorstand 

 
1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied. 

 
2) Die Bestellung des Vertreters/der Vertreterin bzw. der Vertreter des Vorstandes erfolgt durch 

den Verwaltungsrat. 
 

3) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt; 
eine erneute Bestellung ist zulässig. 

 
4) Der Vorstand leitet die Anstalt eigenverantwortlich, soweit nicht gesetzlich oder durch diese 

Satzung etwas anderes bestimmt ist. 
 

5) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 
 

6) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten 
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und auf Anforderung dem Verwaltungsrat über alle Angelegenheiten der Anstalt Auskunft zu 
geben. 

 
7) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat sowie der Beteiligungsverwaltung der Bundesstadt Bonn 

vierteljährlich Zwischenberichte über die Abwicklung des Vermögens- und Erfolgsplanes 
schriftlich vorzulegen. Des Weiteren hat der Vorstand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn 
bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolgsgefährdende Mindererträge oder 
Mehraufwendungen zu erwarten sind. Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die 
Auswirkungen auf den Haushalt der Bundesstadt Bonn haben können, sind sie, der Rat der 
Bundesstadt Bonn und der Verwaltungsrat hierüber unverzüglich zu unterrichten. 

 
8) Der Vorstand ist auch zuständig für sämtliche beamtenrechtliche Entscheidungen sowie 
sämtliche arbeitsrechtliche Entscheidungen gegenüber den Beschäftigten sowie 
Auszubildenden einschließlich deren Einstellung nach Maßgabe des vom Verwaltungsrat 
genehmigten Wirtschaftsplans und dem diesem beigefügten Stellenplan sowie der eventuell 
bestehenden tariflich begründeten Ansprüche. 

 
 

§ 7 
Der Verwaltungsrat 

 
 

1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem/der Vorsitzenden und neun weiteren Mitgliedern. Mitglieder 
können sein: Ratsmitglieder, sachkundige Bürgerinnen und Bürger und Mitglieder des 
Personalrats der Bundesstadt Bonn. Für die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrates werden 
Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. 

 
2) Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der/die für den Geschäftsbereich der der Anstalt nach § 

2 Abs. 1 übertragenen Aufgaben zuständige Beigeordnete der Bundesstadt Bonn. 
 

3) Die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats sowie deren Vertreterinnen und Vertreter werden 
vom Rat für die Dauer von fünf Jahren gewählt; für die Wahl gilt § 50 Abs. 4 GO NRW 
sinngemäß. Die Wahl eines Personalratsmitglieds der Bundesstadt Bonn und dessen Vertreters 
oder Vertreterin erfolgt auf Vorschlag der Personalvertretung der Bundesstadt Bonn. 

 
4) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die dem Rat angehören, endet mit dem 

Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Rat. Die Amtszeit des 
Personalratsmit- glieds endet mit dem Ende der Wahlzeit des Personalrats bzw. dem 
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Personalrat. Die Mitglieder des Verwaltungsrats üben ihr 
Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus. 

 
5) Der Verwaltungsrat hat der Bundesstadt Bonn auf Verlangen Auskunft über alle 

Angelegenheiten der Anstalt zu geben. 
 

6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. im Vertretungsfall deren Vertreterinnen oder Vertreter 
erhalten für die Teilnahme an dessen Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe des 1 1/2-fachen der 
Überstundenvergütung der höchsten Vergütungsgruppe des TVÖD je angefangene Stunde 
sowie Verdienstausfall entsprechend den für die Mitglieder des Rates der Bundesstadt Bonn 
geltenden Bestimmungen. 

 
7) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
 

§ 8 
Zuständigkeit des Verwaltungsrats 

 
1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes. 

 
2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand über alle Angelegenheiten der Anstalt 

Berichterstattung verlangen. 
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3) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 
1. den Erlass von Satzungen im Rahmen des durch diese Anstaltssatzung übertragenen 

Aufgabenbereichs (§ 2 Abs. 1), 
2. die Beteiligung oder Erhöhung einer Beteiligung der Anstalt an anderen Unternehmen 

oder Einrichtungen sowie deren Gründung, 
3. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans einschließlich des Stellenplans und 

der Stellenübersicht sowie des Jahresabschlusses, 
4. die Festsetzung allgemein geltender Tarife und Entgelte für Leistungsnehmer, 
5. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
6. die Ergebnisverwendung, 
7. Rechtsgeschäfte der Anstalt im Sinne des § 111 GO NRW, 
8. den Erlass der Beschaffungsordnung, 
9. den Erlass der Geschäftsordnung des Verwaltungsrates (§ 7 Abs. 7), 
10. die Bestellung und Abberufung des Vorstandes sowie Regelungen des 

Dienstverhältnisses des Vorstandes, 
11. die Entlastung des Vorstandes,  
12. die Bestellung des Vertreters/der Vertreterin bzw. der Vertreter des Vorstandes, 
13. das Abfallwirtschaftskonzept, 
14. die Zustimmung zum Abschluss von Vereinbarungen der Anstalt mit der Bundesstadt Bonn 

(§ 4 Abs. 4), 
15. die Aufnahme von Darlehen, soweit im Einzelfall eine in der Geschäftsordnung des 

Verwaltungsrates festzulegende Wertgrenze überschritten wird, 
16. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 

soweit bei diesen Geschäften im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates festzulegender Betrag überschritten wird, 

17. freiwillige Zuwendungen, Gewährung von Darlehen – mit Ausnahme von Kassenkrediten 
und Gewährung von Darlehen an verbundene Unternehmen -, Verzicht auf Ansprüche, 
soweit bei diesen Geschäften im Einzelfall ein in der Geschäftsordnung des 
Verwaltungsrates festzulegender Betrag überschritten wird, 

18. andere Rechtsgeschäfte, soweit sie von besonderer Bedeutung sind und nicht regelmäßig 
wiederkehren. Ein Rechtsgeschäft von besonderer Bedeutung liegt insbesondere dann vor, 
wenn es sich um eine Beschaffung oder eine Einzelmaßnahme handelt, die innerhalb des 
Budgets des Wirtschaftsplanes einen Rahmen von 100.000 Euro übersteigt und nicht 
bereits im Rahmen der Abstimmung zum Wirtschaftsplan genehmigt wurde. Eine 
gesonderte Genehmigung ist dann erforderlich, wenn Investitionen/Einzelmaßnahmen 
außerhalb des im Wirtschaftsplan vorgesehenen Budgets liegen. Bei 
Budgetüberschreitungen, die 10 % des gesamten Planansatzes der Sparte überschreiten, 
muss der Vorstand eine detaillierte Prüfung der Budgetüberschreitung inklusive 
Maßnahmenplan zur Verhinderung weiterer Überschreitungen vorlegen, und sich dies durch 
den Verwaltungsrat genehmigen lassen. Wesentliche Einzelvorhaben müssen bei der 
Genehmigung der Überschreitung aufgeführt sein. Sodann kann der Vorstand den 
genehmigten erweiterten Budgetrahmen wieder im Rahmen der obigen Regelungen nutzen. 
Ausgenommen hiervon sind Mehrausgaben, die aus gesetzlichen oder tarifvertraglichen 
Verpflichtungen resultieren. 
Werden Mehrausgaben ganz oder teilweise durch entsprechende Einnahmen gedeckt, so 
erhöht sich der vorgenannte Betrag entsprechend. 

19. Mehrausgaben gemäß § 12 Abs. 5, 
20. die Beteiligung an Zweckverbänden. 

 
Im Fall der Nummer 1 unterliegt der Verwaltungsrat den Weisungen des Rates der Bundesstadt 
Bonn und berät und beschließt in öffentlicher Sitzung. In den Fällen der Nummern 2, 7, 13 und 
20 bedarf es der vorherigen Entscheidung des Rates der Bundesstadt Bonn. 

 
4) Der Verwaltungsrat ist oberste Dienstbehörde der Beamtinnen und Beamten. 

 
5) Dem Vorstand gegenüber vertritt der/die Vorsitzende des Verwaltungsrats die Anstalt 

gerichtlich und außergerichtlich. Er/Sie vertritt die Anstalt auch, wenn noch kein Vorstand 
vorhanden oder der Vorstand handlungsunfähig ist. 

 
6) Zur Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte in den Organen eines Zweckverbandes bestellt 

der Verwaltungsrat den oder die Vertreter. 
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§ 9 
Einberufung und Beschlüsse des 

Verwaltungsrats 
 

1) Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung des/der Vorsitzenden des Verwaltungsrats zusammen. 
Die Einladung wird in digitaler Form sowie auf Wunsch eines Verwaltungsratsmitglieds an 
dieses in Papierform zugestellt. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die 
Tagesordnung angeben. Sie muss den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens am 
vierzehnten Tag vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann die Frist bis auf 24 
Stunden verkürzt werden. 

 
2) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens zweimal einzuberufen. Er muss außerdem einberufen 

werden, wenn dies ein Drittel der satzungsmäßigen Mitglieder des Verwaltungsrats unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 

 
3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden von dem/der Vorsitzenden des Verwaltungsrats 

geleitet. Die Sitzungen sind öffentlich. Aus besonderem Grund kann der Verwaltungsrat die 
Öffentlichkeit der Sitzung ausschließen. Ein besonderer Grund ist insbesondere anzunehmen, 
wenn eine Angelegenheit nach der Geschäftsordnung des Rates in nichtöffentlicher Sitzung zu 
behandeln wäre. 

 
4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 

und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder bzw. deren Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht 
festgestellt ist.  
Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann ein Be- 
schluss gefasst werden, wenn 
1. die Angelegenheit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Behandlung mehrheitlich 

zustimmt oder 
2. sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats bzw. deren Stellvertreterinnen oder 

Stellvertreter anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 
 

 
5) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusam- 

mengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der 
zweiten Ladung muss auf diese Folge ausdrücklich hingewiesen werden. 

 
6) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind zulässig. § 50 Abs. 5 GO NW gilt entsprechend. 
 

7) Über die vom Verwaltungsrat gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese 
wird von dem/der Vorsitzenden unterzeichnet und dem Verwaltungsrat in der nächsten 
Sitzung zur Genehmigung vorgelegt. 

 
8) In dringenden Einzelfällen kann der/die Vorsitzende des Verwaltungsrates auf Antrag des 

Vorstandes zusammen mit einem weiteren Mitglied des Verwaltungsrates entscheiden. Diese 
Entscheidungen sind dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zur Genehmigung 
vorzulegen. § 60 Abs. 1 Satz 4 GO NRW gilt entsprechend. 

 
9) Der Vorstand sowie Vertreterinnen oder Vertreter der mit den Aufgaben der Beteiligungsverwal- 

tung betrauten Organisationseinheit der Bundesstadt Bonn sind berechtigt, an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats teilzunehmen. 

 
 

§ 10 
Verpflichtungserklärung 
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1) Alle Verpflichtungserklärungen bedürfen der Schriftform; die Unterzeichnung erfolgt unter dem 
Namen der bonnorange AöR durch den Vorstand, im Übrigen durch jeweils 
Vertretungsberechtigte. 

 
2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines Vertretungszusatzes, seine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter mit dem Zusatz „In Vertretung“ andere 
Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz „Im Auftrag“. 

 
 

§ 11 
Finanzierung der Anstalt öffentlichen Rechts 

 
1) Die Stadt stellt sicher, dass die Anstalt ihre Aufgaben dauernd und rechtskonform erfüllen kann. 

 
2) Die Anstalt ist berechtigt, zur Finanzierung der ihr nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen 

Aufgaben Gebühren nach den Vorschriften des KAG NW zu erheben. 
 

Die bonnorange AöR erhält zur Finanzierung der ihr nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 von der 
Bundesstadt Bonn übertragenen Aufgaben eine Umlage von der Bundesstadt Bonn, die 
jährlich im Rahmen der Wirtschaftsplanung festzulegen ist. Die Höhe der Umlage bemisst 
sich nach den tatsächlichen Kosten, die für die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Abs. 1 und 
2 anfallen. Die Kalkulation der Umlage erfolgt öffentlich-rechtlich entsprechend den 
Anforderungen des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. Seite 712/SGV. NRW., Seite 610) in der jeweils gültigen 
Fassung. 
 

3) In den nach § 4 Abs. 5 abzuschließenden Vereinbarungen zwischen der Anstalt und der 
Bundesstadt Bonn über Beistandsleistungen im Rahmen der Verwaltungshilfe vereinbaren 
diese zur Wahrnehmung der Aufgaben einen angemessenen Ausgleich der in diesem 
Zusammenhang entstehenden Kosten. 

 
4) Soweit die Anstalt die ihr nach dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, die nicht 

durch Erhebung einer Gebühr nach Abs. 2, einer Umlage nach Abs. 2 oder im Rahmen eines 
angemessenen Ausgleichs nach Abs. 3 gedeckt werden können, erhebt die Anstalt 
gegenüber der Stadt Bonn eine weitere Ausgleichszahlung. 

 
 

§ 12 
Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen 
 

1) Die Anstalt ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öffentlichen Zwecks zu führen. 
Im Übrigen gelten die Vorschriften des § 75 GO NRW entsprechend. 

 
2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 

3 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach Durchführung der 
Abschlussprüfung dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzulegen. Der Jahresabschluss und 
der Lagebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. Der 
Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erfolgsberichte und der Bericht über die 
Abschlussprüfung sind der Beteiligungsverwaltung der Bundesstadt Bonn zuzuleiten. 

 
3) Der Jahresabschluss und der Lagebericht der Anstalt werden nach den für große Kapitalgesell- 

schaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft, sofern nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. § 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge der 
Mitglieder des Vorstands sowie die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Leistungen für 
die Mitglieder des Verwaltungsrates im Anhang des Jahresabschlusses für jede 
Personengruppe sowie zusätzlich unter Namensnennung die Bezüge und Leistungen für jedes 
einzelne Mitglied dieser Personengruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches angegeben werden, soweit es sich 
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um Leistungen des Kommunalunter- nehmens handelt. Die individualisierte Ausweisungspflicht 
gilt auch für Leistungen entsprechend § 108 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 Satz 2. Dies sind: 

 
a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, 
b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von der Anstalt während des 
Geschäftsjahres hierfür aufgewandten oder zurückgestellten Betrag, 

c) während des Geschäftsjahres vereinbarte Änderungen dieser Zusagen und 
d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäftsjahres 

beendet hat, in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe des Geschäftsjahres 
gewährt worden sind. 

 
4) Das Rechnungsprüfungsamt der Bundesstadt Bonn ist berechtigt, Prüfungen aller Art aufgrund 

eines Auftrages durch den Rat der Bundesstadt Bonn vorzunehmen. In diesem Zusammenhang 
ist das Rechnungsprüfungsamt befugt, Bücher, Belege, sowie alle sonstigen 
Geschäftsunterlagen der Anstalt einzusehen, bzw. diese anzufordern. Von Seiten der Anstalt 
sind dem Rechnungsprüfungsamt dabei alle für die Prüfung notwendigen Informationen und 
Auskünfte zu geben. 

 
5) Im Übrigen sind für die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und die 

Vermögensverwaltung die Vorschriften über kommunale Unternehmen und Einrichtungen als 
Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalunternehmensverordnung - KUV) anzuwenden (§§ 
10 – 27 KUV NRW). § 83 GO NRW ist sinngemäß anzuwenden. Mehrausgaben des 
Vermögensplanes, die gemäß § 18 Abs. 5 KUV der Zustimmung des Verwaltungsrates 
bedürfen, liegen vor, wenn 10 % des Ansatzes im Vermögensplan überschritten werden. 
 

6) Die Vorschriften zur öffentlichen Bekanntmachung der Anstalt richten sich, wenn gesetzliche 
Bestimmungen nichts Gegenteiliges regeln, nach den entsprechenden Vorschriften der 
Hauptsatzung der Bundesstadt Bonn in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 

§ 13 
Wirtschaftsjahr 

 
Das Wirtschaftsjahr der Anstalt ist das Kalenderjahr. 

 
 

§ 14 
Auflösung 

 
Bei Auflösung der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts fällt das Anstaltsvermögen der 
Bundesstadt Bonn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zu. 

 
 

§ 15 
Inkrafttreten / Personalüberleitung / 

Vermögensübergang 
 

1) Die Anstalt entsteht am 06.12.2012. Gleichzeitig tritt diese Satzung in Kraft. 
Bis zum 31. Dezember 2012, 24.00 Uhr, erfolgt die operative Aufgabenwahrnehmung der nach 
§ 2 auf die Anstalt übertragenen Aufgaben noch durch die Bundesstadt Bonn selbst bzw. durch 
beauftragte Unternehmen auf deren Kosten. 

 
2) Die Überleitung der Beschäftigten und Beamten gemäß der Überleitungsvereinbarung vom 

24. bzw. 30.08.2012 erfolgt zum 01.01.2013, frühestens jedoch mit Entstehen der Anstalt. 
 

3) Für den Übergang des Vermögens im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gilt § 3. 
 

4) Die Übertragung der Gebührenhoheit von der Bundesstadt Bonn auf die Anstalt gemäß. § 2 
Abs. 1 Nr. 4 erfolgt zum 1. Januar 2023. 
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_____________________________________________________________________________ 

 
Die vorstehende Unternehmenssatzung für die bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 Buchst. h der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) wurde die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts der Bezirksregierung als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 31.10.2012 angezeigt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Bundesstadt Bonn vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
Die Verletzung solcher Verfahrens- und Formvorschriften kann beim Oberbürgermeister der 
Bundesstadt Bonn, Berliner Platz 2, 53103 Bonn geltend gemacht werden. 
 
Bonn, den 30. November 2012 
 
gez. J. Nimptsch 
Oberbürgermeister 
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4.   Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR)   Anlage 5 

Synopse 
 

Seite 1 von 2 
 

Ate Fassung Neue Fassung Grund der Änderung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 11 Absatz 2: 
 
 
 
 
 
 
Die bonnorange AöR erhält zur Finanzierung der ihr 
von der Bundesstadt Bonn übertragenen Aufgaben 
eine Umlage von der Bundesstadt Bonn, die jährlich 
im Rahmen der Wirtschaftsplanung festzulegen ist. 
Die Höhe der Umlage bemisst sich nach den 
tatsächlichen Kosten, die für die 
Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Abs. 1 und 2 
anfallen. Die Kalkulation der Umlage erfolgt 
öffentlich-rechtlich entsprechend den Anforderungen 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

 
§ 2 Absatz 1, Nummer 4: 
 
die Erhebung der Abfallgebühren nach den 
Vorschriften des KAG NRW in der jeweils gültigen 
Fassung für die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen 
Aufgaben einschließlich der in der Satzung über die 
Abwälzung der Verbandsumlage an den 
Zweckverband „Rheinische-Entsorgungs-Kooperation“ 
(Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn aufgeführten 
Gebühren. 
 
 
 
§ 11 Absatz 2: 
 
Die Anstalt ist berechtigt, zur Finanzierung der ihr 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 übertragenen Aufgaben 
Gebühren nach den Vorschriften des KAG NW zu 
erheben. 
 
Die bonnorange AöR erhält zur Finanzierung der ihr 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 von der Bundesstadt 
Bonn übertragenen Aufgaben eine Umlage von der 
Bundesstadt Bonn, die jährlich im Rahmen der 
Wirtschaftsplanung festzulegen ist. Die Höhe der 
Umlage bemisst sich nach den tatsächlichen Kosten, 
die für die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Abs. 1 
und 2 anfallen. Die Kalkulation der Umlage erfolgt 
öffentlich-rechtlich entsprechend den Anforderungen 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

 
Wird neu eingefügt:  
Übernahme einer weiteren Aufgabe: 
Erhebung von Abfallgebühren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird erweitert: 
Zur Umlage kommt nun auch eine 
Gebühr (Abfallgebühr) hinzu 
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4.   Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR)   Anlage 5 

Synopse 
 

Seite 2 von 2 
 

Ate Fassung Neue Fassung Grund der Änderung 

Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. Seite 712/SGV. NRW., Seite 610) in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 
 
 
 
§ 11 Absatz 4: 
 
Soweit die Anstalt die ihr nach dieser Satzung 
zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, die nicht durch 
eine Umlage nach Abs. 2 oder im Rahmen eines 
angemessenen Ausgleichs nach Abs. 3 gedeckt 
werden können, erhebt die Anstalt gegenüber der 
Stadt Bonn eine weitere Ausgleichszahlung. 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21.10.1969 
(GV. NRW. Seite 712/SGV. NRW., Seite 610) in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 
 
 
 
§ 11 Absatz 4: 
 
Soweit die Anstalt die ihr nach dieser Satzung 
zugewiesenen Aufgaben wahrnimmt, die nicht durch 
Erhebung einer Gebühr nach Abs. 2, einer Umlage 
nach Abs. 2 oder im Rahmen eines angemessenen 
Ausgleichs nach Abs. 3 gedeckt werden können, 
erhebt die Anstalt gegenüber der Stadt Bonn eine 
weitere Ausgleichszahlung. 
 
 
 
§ 15 Absatz 4: 
 
Die Übertragung der Gebührenhoheit von der 
Bundesstadt Bonn auf die Anstalt gemäß. § 2 Abs. 1 
Nr. 4 erfolgt zum 1. Januar 2023. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird erweitert: 
Zur Umlage oder eines 
angemessenen Ausgleichs kommt 
nun auch eine Gebühr 
(Abfallgebühr) hinzu 
 
 
 
 
 
 
 
Wird neu eingefügt:  
Die Übertragung der 
Gebührenhoheit erfolgt zum 
01.01.2023  
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Satzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - 

über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  
in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 

 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Bundesstadt Bonn am Xy.2022 

 
Aufgrund 
 
• der §§ 7 bis 9, 114a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NW. S.666) SGV:NRW:2023, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) i.V.m. § 4 der Unternehmenssatzung, 

• des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I. 2012, S. 212 ff.), zuletzt 
geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), des Elektro- 
und Elektronikgerätegesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I.   I S. 1739), das durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 13. 04 2017 (BGBI. I. 2017, S 872) geändert worden ist, zuletzt geändert durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), 

• der §§ 2, 3, 5, 6 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW (LKrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), 

• § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 28.04.2022 (BGBl. I S. 700) 

• § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 
05.10.2021 (BGBl. I S. 4607) 
 

jeweils in der derzeit gültigen Fassung  
 
hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am Xy.2022 folgende Abfallsatzung 
beschlossen: 
 

Präambel 
 

Die Bundesstadt Bonn hat ihr ehemaliges Leistungszentrum Amt 70 zum 01.01.2013 zur 
wirtschaftlichen Aufgabenwahrnehmung in eine Anstalt des öffentlichen Rechts umgewandelt. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR vom 30.11.2012 übernimmt 
die Anstalt unter anderem die Aufgaben der Abfallwirtschaft der Bundesstadt Bonn, die sie in 
eigenem Namen und in eigener Verantwortung durchführt (§ 114 a Abs. 3 Satz 1 GO NRW), 
soweit diese Aufgaben nicht dem Zweckverband Rheinische Entsorgungskooperation (REK) 
übertragen sind. Das Kommunalunternehmen übernimmt insoweit die Pflichten der Bundesstadt 
Bonn als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger und ist alleinverantwortlicher Aufgabenträger, 
soweit ihm Aufgaben von der Bundesstadt Bonn übertragen wurden. 
 
Dieses Recht zur Aufgabenwahrnehmung umfasst gemäß § 4 der Unternehmenssatzung auch 
das Recht der Anstalt, Satzungen zu erlassen.  
 
Das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NW. 1969, S.712) in der derzeit gültigen 
Fassung für die Nutzung der öffentlichen Einrichtungen zur Abfallentsorgung der bonnorange 
AöR und des REK obliegt weiterhin der Bundesstadt Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher 
Aufgaben. 
 
Ebenso obliegt der Anstalt das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den Vorschriften des 
Kommunalabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NRW. 1969, S. 712) in der 
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derzeit gültigen Fassung für die ihr nach § 2 Abs. 1 der Unternehmenssatzung übertragenen 
Aufgaben einschließlich der in der Satzung über die Abwälzung der Verbandsumlage an den 
Zweckverband „Rheinische-Entsorgungs-Kooperation“ (Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn 
aufgeführten Gebühren. 
 
 
 
 

I. Allgemeine Regelungen 
 

§ 1 
Zielsetzungen und Aufgaben der bonnorange AöR 

 
(1) Im Rahmen der Förderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen 

Ressourcen und der Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen nimmt 
die bonnorange AöR als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach den Vorgaben des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW 
(LKrWG NRW) in eigener Zuständigkeit insbesondere folgende Aufgaben wahr, die ihr 
gesetzlich oder durch die Unternehmenssatzung zugewiesen sind: 
 
– Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Stadtgebiet der Bundesstadt Bonn 

anfallen 
 

– Information und Beratung über die Möglichkeit der Vermeidung, Verwertung und 
Entsorgung von Abfällen (Abfallberatung) 

 
– Aufstellen, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach 

den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist  
 

– Einsammeln von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit 
zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet, wenn Maßnahmen gegen den Verursacher 
nicht möglich oder nicht vertretbar sind und kein anderer verpflichtet ist. 

 
(2) Die Aufgaben nach Abs. 1 umfassen auch die hierfür erforderlichen Maßnahmen des 

Bereitstellens, Überlassens, Einsammelns durch Hol- und Bringsysteme, Beförderns, 
Behandelns, Lagerns und Ablagerns sowie die Nachsorge stillgelegter Anlagen, solange 
sie dieser bedürfen. 
 

(3) Im Übrigen wird die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und 
Deponierung der Abfälle durch den Zweckverband Rheinische Entsorgungskooperation 
(REK) wahrgenommen. 

 
§ 2 

Aufgaben des REK 
 

(1) Die Bundesstadt Bonn hat gemeinsam mit dem Rhein-Sieg-Kreis den Zweckverband 
Rheinische Entsorgungskooperation – REK – gegründet und ihm folgende der Bundesstadt 
Bonn als öffentlich-rechtlichem Entsorgungsträger nach den Vorgaben des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes und des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW zugewiesene 
Aufgaben zur Wahrnehmung in eigener Zuständigkeit die Entsorgung übertragen für: 
 
a) Sperrmüllabfällen aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG 

NRW. Dazu gehören alle Dienstleistungen, die für eine Entsorgung von Sperrmüll 
einschließlich des Transportes von den Müllumladestationen zu Entsorgungsanlagen 
erforderlich sind. 
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b) Die im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus 

Papier, Pappe und Karton (PPK) aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. 
§ 5 LKrWG NRW, jeweils in der derzeit gültigen Fassung. 

 
c) Sonstige im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus 

privaten Haushalten sowie Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG NRW, jeweils in der jeweils gültigen Fassung. 

d) Die im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Bioabfälle i.S.d. § 
3 Abs. 7 KrWG mit Ausnahme der Garten- und Parkabfälle sowie der Landschafts-
pflegeabfälle (§ 3 Abs. 7 Nr. 1, 2 KrWG) aus privaten Haushalten gemäß §§ 17 Abs. 1, 
20 Abs. 1 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG NRW, jeweils in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(2) Außerdem ist nach Abs. 1 die Aufgabe der Sickerwasserreinigung an den REK übertragen, 
die der bonnorange AöR ab dem 01.01.2013 als Deponiebetreiberin im Rahmen ihrer 
Pflichten als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach den Regelungen des KrWG – 
sowie der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom 27. April 2009 (BGBl. I 
S. 900) jeweils in der derzeit gültigen Fassung, obliegt. Etwaige bestehende Pflichten zur 
Abwasserbeseitigung gem. § 56 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(Wasserhaushaltsgesetz -WHG), vom 31. Juli 2009, (BGBl. I S. 2585) i.V.m. § 53 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz-LWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995, GV NRW S. 926/SGV NRW 77), jeweils 
in der derzeit gültigen Fassung, bleiben unberührt. 

 
(3) Die Gebührenerhebung nach den Vorschriften des Kommunalabgabegesetzes NRW (KAG 

NRW) für die dem REK gemäß Abs. 1 übertragenen Aufgaben erfolgt weiterhin durch die 
Bundesstadt Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben (Gebührenhoheit) gemäß 
Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn. 

 
§ 3 

Abfallentsorgungsleistungen der AöR im Rahmen der öffentlichen Einrichtung 
 

(1) Die bonnorange AöR betreibt zur Erfüllung der Aufgaben der Abfallentsorgung nach § 1 
eine öffentliche Einrichtung, soweit die Aufgaben nicht bereits auf den Zweckverband 
Rheinische Entsorgungskooperation (REK) übertragen sind (vgl. § 2). Die öffentliche 
Einrichtung bildet eine rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Einheit und wird als 
„kommunale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet. Die bonnorange AöR kann sich zur 
Erfüllung von Aufgaben ganz oder teilweise Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 
 

(2) Im Einzelnen obliegen ihr folgende Abfallentsorgungsleistungen der im Stadtgebiet 
angefallenen und überlassenen Abfällen aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG 
i.V.m. § 5 LKrWG NRW: 

 
1. Einsammeln und Befördern von 

 
– Restmüll, 
 
– Bioabfällen, worunter alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile 

zu verstehen sind (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG), 
 

– Altpapier,  
 

– Alttextilien, 
 

– sperrigen Abfällen/Sperrmüll  
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– Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem ElektroG und § 19 dieser Satzung und 

 
– schadstoffhaltigen Abfällen in stationären Sammelstellen 

 
2. Errichtung und Betrieb von Wertstoffhöfen zur Annahme von Abfällen aus dem Gebiet 

der Bundesstadt Bonn. 
 

3. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von 
Abfällen. 

 
4. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben.  

 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus 

Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des 
privatwirtschaftlichen Dualen Systems nach § 15 VerpackG. 
 

(4) Bei Veranstaltungen, die auf öffentlichen Verkehrsflächen, auf für die öffentliche Nutzung 
bestimmten sonstigen Grundstücken oder in Einrichtungen der bonnorange AöR oder der 
Stadt Bonn durchgeführt werden, dürfen Speisen und Getränke nur in mehrfach 
verwendbaren, ggfls. pfandpflichtigen Verpackungen und Behältnissen und nur mit 
Mehrwegbesteck ausgegeben werden. Ausnahmen von dieser Pflicht können, soweit sie 
nicht gesetzlich geboten sind, im Einzelfall zugelassen werden, wenn Belange des 
öffentlichen Wohls dieses erfordern. 

 
(5) Die bonnorange AöR wirkt auf Veranstalter öffentlicher Feste auf privaten Grundstücken 

ein, damit Speisen und Getränke nur in mehrfach verwendbaren, ggfls. pfandpflichtigen 
Verpackungen und Behältnissen und nur mit Mehrwegbesteck ausgegeben werden. 

 
(6) Das Recht, Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen der bonnorange 

AöR nach den §§ 1 und 2 dieser Satzung zu erheben, obliegt weiterhin der Bundesstadt 
Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben (Gebührenhoheit) auf Grundlage der 
Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn vom 10.September 1987 in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 
§ 4 

Ausschluss der Abfallentsorgung 
 

(1) Vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern, Ablagern und Verwerten durch die 
bonnorange AöR sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
Abfälle ausgeschlossen, 

 
1. die in der als Anlage zu dieser Satzung beigefügten Liste nicht aufgeführt sind. Diese 

von der Bezirksregierung Köln genehmigte Liste ist Bestandteil dieser Satzung. Der 
Ausschluss gilt nicht für Abfälle, wenn sie in Haushalten bzw. Kleingewerbe- und 
Dienstleistungsbetrieben anfallen und von den von der bonnorange AöR eingerichteten 
besonderen Sammelstellen angenommen werden, 
 

2. für die Rücknahmepflichten durch Rechtsverordnung nach § 25 KrWG eingeführt sind, 
soweit entsprechende Rücknahmeeinrichtungen zur Verfügung stehen. 

 
(2) Darüber hinaus kann die bonnorange AöR im Einzelfall mit Zustimmung der Bezirksregierung 

Köln Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die 
nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden 
Abfällen beseitigt werden können oder bei denen die Sicherheit der umweltverträglichen 
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Beseitigung im Einklang mit der Abfallwirtschaftsplanung des Landes durch einen anderen 
Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist, ganz oder teilweise von der Entsorgung 
ausschließen. Die bonnorange AöR kann die Besitzer solcher Abfälle verpflichten, die Abfälle 
bis zur Entscheidung der zuständigen Abfallbehörde so zu lagern, dass das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird.  
 

(3) Nur vom Einsammeln und Befördern sind Abfälle aus Industrie und Gewerbe ausgeschlossen, 
die nicht in zugelassenen Abfallbehältern und Beistellsäcken gesammelt werden können. 

 
(4) Die bonnorange AöR kann den Ausschluss von der Entsorgung mit der Zustimmung der 

zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht 
mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 

 
§ 5 

Abfälle 
 

(1) Abfälle im Sinne des KrWG sind alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihr Besitzer 
entledigt, entledigen will oder entledigen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die 
verwertet werden; Abfälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 
1 KrWG). 
 
Die Abfalleigenschaft eines Stoffes oder Gegenstandes endet, wenn dieser ein 
Verwertungsverfahren durchlaufen hat und so beschaffen ist, dass er üblicherweise für 
bestimmte Zwecke verwendet wird, ein Markt für ihn oder eine Nachfrage nach ihm besteht, 
er alle für seine jeweilige Zweckbestimmung geltenden technischen Anforderungen sowie 
alle Rechtsvorschriften und anwendbaren Normen für Erzeugnisse erfüllt sowie seine 
Verwendung insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch oder Umwelt führt 
(§ 5 Abs. 1 KrWG). Beim Einsammeln und Befördern sind sperrige Abfälle (Sperrmüll), 
Glas, Papier, organische Küchen- und Gartenabfälle, Elektro- und Elektronikgeräte, 
Verpackungen, gefährliche Abfälle und sonstige Abfälle aus privaten Haushaltungen 
(Hausmüll) sowie Baustellenabfälle zu unterscheiden. 
 

(2) Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 
GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung 
anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen 
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens.  
 

(3) Gefährliche Abfälle sind Abfälle, die durch Rechtsverordnung nach § 48 Satz 2 KrWG oder 
auf Grund einer solchen Rechtsverordnung bestimmt worden sind. Nicht gefährlich sind 
alle übrigen Abfälle, § 3 Abs. 5 KrWG.  

 
§ 6 

Trennung nach Abfallarten 
 

(1) Abfälle aus privaten Haushalten gem. § 5 Abs. 2 sind nach Maßgabe dieser Satzung 
getrennt zu halten und dem jeweiligen Sammelsystem zuzuführen. 

 
(2) Abfälle aus sonstigen Herkunftsbereichen gem. § 17 Abs. 1 S. 2 KrWG (z.B. Gewerbe-

betriebe) sind getrennt nach Abfällen zur Verwertung und Abfällen zur Beseitigung zu halten 
und den vorgeschriebenen Entsorgungswegen zuzuführen. Die Bestimmungen der 
Gewerbeabfallverordnung sind zu beachten. 
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II. Anschluss und Benutzung 
 

§ 7 
Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang 

 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks im Stadtgebiet hat im Rahmen dieser Satzung das 

Recht, sein Grundstück an die öffentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschließen 
(Anschlussrecht). 
 
Jeder Anschlussberechtigte und jeder sonstige Abfallbesitzer im Stadtgebiet hat im 
Rahmen dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen 
anfallenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen 
(Benutzungsrecht). 

 
Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen durch die bonnorange AöR nach § 4 
dieser Satzung ausgeschlossen ist, erstreckt sich das Anschluss- und Benutzungsrecht nur 
darauf, die Abfälle nach Maßgabe dieser Satzung und der jeweiligen Benutzungsordnung 
bei einer Anlage zur Abfallentsorgung bereitzustellen. 
 

(2) Jeder Anschlussberechtigte ist verpflichtet, sein Grundstück im Rahmen dieser Satzung an 
die öffentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschließen. Daneben sind die Erzeuger 
und Besitzer von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen verpflichtet, die betreffenden Grundstücke anzuschließen, soweit sie diese 
Abfälle nicht in eigenen Anlagen beseitigen und keine überwiegenden öffentlichen 
Interessen die Überlassung erfordern, sofern die Abfälle nicht vom Einsammeln und 
Befördern ausgeschlossen sind (Anschlusszwang). 
 
Jeder Anschlussberechtigte und sonstige Abfallbesitzer ist verpflichtet, im Rahmen des 
Anschlusszwanges die auf dem Grundstück oder die sonst bei ihm angefallenen 
überlassungspflichtigen Abfälle (einschl. des bei der Gehwegreinigung anfallenden 
Kehrichts) der öffentlichen Einrichtung zur Abfallentsorgung satzungsgemäß zu überlassen 
(Benutzungszwang). Die Benutzung beginnt mit der Entgegennahme eines nach § 10 zur 
Verfügung gestellten Abfallbehälters. 
 
Wird als Abfallbehälter ein Unterflurcontainer verwendet, setzt die Benutzung zusätzlich 
den Abschluss eines Vertrages über Errichtung und Betrieb einer Unterflursammelstelle mit 
der bonnorange AöR nach § 10 Abs. 5 voraus. 
 
Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen gem. § 4 durch die bonnorange AöR 
ausgeschlossen ist, sind die Abfälle zu den nach Maßgabe des § 23 von der bonnorange 
AöR zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. 

 
(3) Die sich aus den vorstehenden Absätzen ergebenden Verpflichtungen obliegen 

gleichermaßen jedem Eigentümer eines im Stadtgebiet liegenden Grundstücks, das nicht 
zu Wohnzwecken, sondern anderweitig, z.B. gewerblich, genutzt wird, soweit dort Abfälle 
zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen und auf diesem 
Grundstück in zugelassenen Abfallbehältern und Beistellsäcken gesammelt werden 
können. Nach § 7 Abs. 2 der Gewerbeabfallverordnung ist eine Pflicht-Restmülltonne zu 
benutzen. 
 

(4) Es ist – abgesehen von der Ausnahmeregelung in § 8 – nicht zulässig, Abfälle zur 
Beseitigung auf Grundstücken oder in Anlagen von Anschlusspflichtigen, wie z. B. 
Verbrennungsanlagen, vollständig oder teilweise zu beseitigen, zu vergraben, zu lagern, 
abzulagern oder zu behandeln. 
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§ 8 
Ausnahmen vom Benutzungszwang 

 
Der Benutzungszwang gem. § 7 Abs. 2 besteht nicht, 
 
– soweit Abfälle nach § 4 dieser Satzung von der Abfallentsorgungseinrichtung der 

bonnorange AöR ausgeschlossen sind; 
 

– soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung 
nach §  25 KrWG unterliegen und die bonnorange AöR an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 
17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 

 
– soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig 

zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch 
die zuständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 
KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 
– soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch 

eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige gemeinnützige Sammlung 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
– soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer 
ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden. 
 

§ 9 
Befreiung 

 
(1) Vom Benutzungszwang ist befreit, wer nachweist, dass er Abfälle zur Verwertung aus 

privaten Haushaltungen selbst auf dem an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung 
angeschlossenen Grundstück ordnungsgemäß und schadlos i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG 
verwertet (Eigenverwertung). Die bonnorange AöR stellt auf der Grundlage der 
Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. 
Halbsatz KrWG besteht. 
 

(2) Die bonnorange AöR kann im Einzelfall auf schriftlichen Antrag vom Einsammeln und 
Transport der Abfälle befreien, wenn hierfür zwingende Gründe vorliegen. 

 
Die Möglichkeit eines anderweitigen Einsammelns und Transportierens der Abfälle ist im 
Antrag zu erläutern und durch geeignete Unterlagen zu belegen. 
 
Die Befreiung im Einzelfall wird unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs schriftlich erteilt 
und kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden sowie befristet werden. 

 
(3) Bis zur Bewilligung des Antrages bleibt der Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 7 

bestehen. 
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III. Einsammeln und Befördern 
 

§ 10 
Art 

 
(1) Die bonnorange AöR bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und 

Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf dem Grundstück sowie die Häufigkeit und 
den Zeitpunkt der Abfuhr. Die bonnorange AöR bestimmt die Art des Einsammelns und 
Beförderns. 
 

(2) Für das Einsammeln und Befördern der anfallenden Abfälle kommen in Betracht: 
 

a) Abfallbehälter nach EN 840 
 

b) Beistellsäcke 
 

c) Depotcontainer 
 

d) Sondersammelverfahren 
  

e) Unterflurcontainer 
 
(3) Depotcontainer und Sondersammelverfahren sind für Sperrmüll, Behältnisse aus Altglas, 

Papier, Alttextilien, organische Küchen- und Gartenabfälle, Verkaufsverpackungen und 
gefährliche Abfälle eingerichtet. 
 

(4) Es ist unzulässig, in Abfallbehälter oder Depotcontainer, die von der bonnorange AöR oder 
mit ihrer Zustimmung von Dritten zur gesonderten Sammlung bestimmter Abfälle (z. B. 
Grüncontainer, Altglascontainer, Behältnisse für Wertstoffe oder Verpackungen) 
bereitgestellt sind, andere als der Zweckbestimmung entsprechende Abfälle einzugeben. 

 
(5) Die Nutzung eines Unterflurcontainers setzt die Errichtung eines unterflurfähigen 

Standplatzes voraus. Die Herrichtung obliegt dem Grundstückseigentümer und ist mit der 
zuständigen Behörde und der bonnorange AöR abzustimmen. Die Einzelheiten zum 
Standort, der Standplatzerrichtung und der kostenmäßigen Abwicklung werden durch einen 
gesonderten Vertrag festgelegt. 

 
§ 11 

Abfallbehälter 
 
(1) Die nach dieser Satzung zugelassenen Abfälle werden grundsätzlich im Umleerverfahren 

mit Abfallbehältern im Eigentum der bonnorange AöR abgefahren. Hierfür sind folgende 
Abfallbehälter und Größen zugelassen: 

 

Abfallbehälter Zulässiges 
Gesamtgewicht Restmüll Bioabfall Altpapier 

40 Liter 40 kg x   
60 Liter 40 kg x   
80 Liter 40 kg x   
100 Liter 40 kg x   
120 Liter 48 kg x x x 
240 Liter 96 kg x  x 
660 Liter 264 kg x x x 
1.100 Liter 440 kg x x x 
Unterflurcontainer bis max. 5 m³ x x x 
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Soweit noch Abfallbehälter mit 70 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg), 90 Litern 
(Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) oder 110 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) 
Inhalt vorhanden sind, können diese bis zu ihrem Verschleiß weiterhin genutzt werden. Für 
die Festsetzung von Zahl, Art und Größe der Abfallbehälter wird bei Wohngrundstücken 
eine Mindestabfallmenge von 15 Liter pro auf dem Grundstück mit Hauptwohnsitz 
gemeldeter Person und Woche zugrunde gelegt. Als Behältergröße gilt das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. Bei nachgewiesener Unterschreitung 
der Mindestabfallmenge durch Abfallvermeidung und -verwertung ist die Festsetzung auf 
ein durch die bei der bonnorange AöR vorhandenen Behältergrößen oder deren 
Kombination mögliches niedrigeres Behältervolumen zulässig. 
 
Die Abfallverwertung muss dabei mindestens die regelmäßige, separierte Entsorgung von 
Altglas, Altpapier/Kartonagen, Leichtverpackungen, Bioabfall, Elektro- und Elektronik-
Altgeräten umfassen. Ein Mindestvolumen von 10 Liter pro Person und Woche darf jedoch 
nicht unterschritten werden. 
 
Der Abfallbehälter mit 40 Liter Inhalt ist die Mindestausstattung für ein bewirtschaftetes 
Grundstück. Bei Wohngrundstücken mit nur einer dort mit Hauptwohnsitz gemeldeten 
Person kann auf Antrag die Entsorgungsgebühr mit Beginn des auf den Antrag folgenden 
Monats um 50 % ermäßigt werden; dies gilt nur bei einer Behälterausstattung von 40 Litern 
und wenn der Antragsteller nachweist, dass die Mindestabfallmenge von 15 Liter pro 
Woche durch Abfallvermeidung und -verwertung unterschritten wird. Die gemeinsame 
Entsorgung zweier unmittelbar nebeneinanderliegender Wohngrundstücke mit einem 
Abfallbehälter ist in Ausnahmefällen auf Antrag zulässig, wenn Einvernehmen über einen 
Gebührenschuldner nachgewiesen wird; auch hier gilt als Behältergröße das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. 
 
Anträge auf Änderung des Abfallbehältervolumens sind vom Eigentümer oder von einer 
von ihm bevollmächtigten Person schriftlich bei der bonnorange AöR einzureichen. 
 
Eigenkompostierer erhalten auf Antrag eine Gebührenermäßigung nach Maßgabe der 
Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn. 
 

(2) Bei gewerblich genutzten Grundstücken ist die Vorhaltung eines angemessenen Restmüll-
volumens nach den Bestimmungen der Gewerbeabfallverordnung zwingend. Dieses wird 
branchenspezifisch unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten wie folgt ermittelt, 
wobei je Einwohnergleichwert ein Mindestvolumen von 15 Litern bei wöchentlicher Leerung 
zur Verfügung gestellt wird: 
 

Branche Einwohnergleichwert Multiplikator 
Krankenhäuser u.ä. 0,8–1,2 je Platz 
Schulen, Kindergärten 0,8–1,2 je 10 Kinder 
Verwaltungen, Büros 0,8–1,2 je Mitarbeiter 
Speisewirtschaften, Imbisse 3,0–5,0 je Mitarbeiter 
Schankwirtschaften,Eisdielen 1,0–3,0 je Mitarbeiter 
Beherbergungsbetriebe 0,8–1,2 je 4 Betten 
Lebensmittelhandel 1,0–3,0 je Mitarbeiter 
Sonstige Einzel- und Großhandel 0,4–0,6 je Mitarbeiter 
Industrie, Handwerk 0,4–0,6 je Mitarbeiter 

 
Für nicht aufgeführte Branchen wird das angemessene Restmüllvolumen anhand von 
Erfahrungswerten bzw. einer Vor-Ort-Prüfung ermittelt. Für gemischt genutzte Grund-
stücke wird das vorzuhaltende Restmüllvolumen additiv ermittelt. 
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(3) Nicht infektiöse Abfälle aus den operativen Bereichen und den Intensiv-Pflege-Stationen 
sowie alle sonstigen medizinischen Mittel und Geräte, die zur unmittelbaren Anwendung 
am Patienten gekommen sind und mit dessen Ausscheidungen, Blut oder Serum 
Berührung hatten (z. B. Wundverbände, Einwegwäsche und Einwegspritzen), sind, sofern 
sie nicht nach § 3 von der Entsorgung durch die bonnorange AöR ausgeschlossen sind, in 
besonders hierfür durch die bonnorange AöR bereitgestellte verschließbare Abfallbehälter 
einzugeben. Die Entsorgung erfolgt im Rahmen der allgemeinen Abfuhr. 
 

(4) Die anfallenden Abfälle sind nur in den zur Verfügung gestellten Behältern zu sammeln. 
Andere Behälter werden nicht entleert. Die Ablagerung der Abfälle außerhalb der Behälter 
ist nicht zulässig. Abfälle, die in Haushalten oder Gewerbebetrieben anfallen, dürfen nicht 
in die im öffentlichen Straßenraum, in öffentlichen Anlagen und an Haltestellen der 
Verkehrsbetriebe aufgestellten Abfallbehälter eingefüllt werden. 

 
(5) Abfallbehälter können den Anschlussberechtigten und jedem anderen Abfallbesitzer für 

kürzere Zeiträume – längstens jedoch für die Zeit von 9 Monaten – auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden, sofern vorübergehend Abfälle in außergewöhnlichem Umfang anfallen. 

(6) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Haus-
bewohnern zugänglich sind und ordnungsgemäß genutzt werden können. 

 
(7) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln und dürfen nur zur Aufnahme von zugelas-

senen Abfällen verwendet werden. Unzulässig ist es, Abfälle in Behältern zu verbrennen, 
einzustampfen, einzupressen oder einzuschlämmen. Es ist nicht gestattet, brennende, 
glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen. Abfallbehälter sind nur soweit zu 
füllen, dass ihre Deckel sich gut schließen lassen; sie müssen aus hygienischen Gründen 
immer geschlossen werden. Die nominalen Nutzlasten gem. Abs. 1 gelten auch für 
Bioabfall- und Altpapiergefäße und dürfen nicht überschritten werden. Restabfall-, 
Bioabfall-, Altpapier- und Leichtverpackungs-Behälter des Unterflursystems dürfen nur 
soweit befüllt werden, dass sich die Schüttschwinge gut schließen lässt. 

 
(8) Unbefugten ist es nicht gestattet, Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. Die 

Durchsuchung der Abfälle sowie deren Behandlung vor Ort ist darüber hinaus jedermann 
untersagt, soweit sie mit Gefahren für Leben oder Gesundheit verbunden ist oder die 
Abfallbehälter beschädigt werden können. 

 
§ 12 

Beistellsäcke 
 

(1) Zur Abfuhr des gelegentlich vermehrt anfallenden Abfalls werden zusätzlich Beistellsäcke 
mit 70 Litern Inhalt zugelassen. 
 

(2) In die Beistellsäcke dürfen keine nassen Abfälle oder Gegenstände, die nach außen 
dringen oder Verletzungen herbeiführen können, gefüllt werden. Abfallteile dürfen aus dem 
Beistellsack nicht herausragen. Die gefüllten Beistellsäcke dürfen ein Gewicht von 20 kg je 
Sack nicht überschreiten. Die Beistellsäcke sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 
Uhr am Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private 
Fläche unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. 

 
(3) Die Beistellsäcke werden über den Handel zum Kauf angeboten. Sie tragen die Aufschrift 

„bonnorange AöR“ sowie den Hinweis „für Hausabfälle bestimmt“. In dem jeweils geltenden 
Verkaufspreis ist die Gebühr für die Entsorgung enthalten. 
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§ 13  
Sperrmüll 

 
(1) Sperrmüll sind aus privaten Haushalten stammende bewegliche Gegenstände, die wegen 

ihres Umfanges oder Gewichts nicht in Abfallbehältern oder Beistellsäcken bereitgestellt 
werden können. Es handelt sich hierbei um Gegenstände aus Wohnungen, die 
üblicherweise bei einem Auszug mitgenommen würden (z. B. Mobiliar, Matratzen, 
Bettgestelle, Lattenroste, nicht mit Holzschutzmittel behandelte Gartenmöbel und sonstige 
sperrige Haushaltsgegenstände bis zu einem Gewicht von 70 kg im Einzelfall); darüber 
hinaus Hölzer aus dem Innenbereich wie Türblätter ohne Glas, Laminat, Paneelen oder 
Dielen. Abfälle aus Industrie und Gewerbe sind Sperrmüll, soweit sie nach Art und Menge 
mit dem aus Haushalten stammenden Sperrmüll nach Satz 1 und 2 vergleichbar sind. 
 
Nicht zum Sperrmüll zählen: 
 
a) Abfälle aus Umbau- oder Renovierungsmaßnahmen wie Fenster und Haustüren, 

Bauhölzer, Fachwerk und Dachsparren 
 

b) Behandelte Hölzer aus dem Außenbereich wie Zäune, Gartenmöbel, Palisadenhölzer, 
Sichtschutzwände, Bahnschwellen und Brandholz 

 
(2) Ob Gegenstände als Sperrmüll oder sonstige Abfälle aus privaten Haushaltungen 

(Hausmüll) anzusehen sind, entscheidet im Zweifelsfall die bonnorange AöR. 
 

(3) Sperrmüll wird grundsätzlich 3 Mal jährlich eingesammelt und abgefahren. Die jeweiligen 
Abfuhrtermine für Sperrmüll werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben.  

 
(4) An den festgesetzten Abfuhrtagen ist Sperrmüll bis 7.00 Uhr am Rande der öffentlichen 

Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar an der 
Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. Sperrmüll darf an den für das jeweilige Wohngrundstück 
festgesetzten Abfuhrtagen nur dort bereitgestellt werden, wo er angefallen ist. Bei der 
Sperrmüllabfuhr werden Gefäße und Behälter als Sperrmüll betrachtet. 

 
(5) Weitere Sperrmüllabholungen werden gebührenpflichtig nach Terminvereinbarung 

angeboten. Der Sperrmüll wird in haushaltsüblichen Mengen bis max. 5 m³ abgeholt. Die 
Gebühr wird nach der Maßgabe der Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der 
Bundesstadt Bonn erhoben.  
 
Abholung des Sperrmülls aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 
erfolgt sofern ein Restmüllanschluss gem. § 7 vorliegt und nur in haushaltsüblichen 
Mengen bis max. 5 m³. 
 
Der haushaltsbezogene Abholtermin kann über die Internetseite der bonnorange AöR oder 
telefonisch bestellt werden. Für die Abholung gilt Abs. 4 entsprechend. 

 
§ 14 

Behältnisse aus Altglas 
 

Behältnisse aus Altglas (Flaschen, Gläser) sind zur Wiederverwertung in die im Stadtgebiet 
aufgestellten besonderen Depotcontainer – nach Farbe getrennt – einzufüllen. Die Ablagerung 
solcher Altglasbehältnisse außerhalb der Depotcontainer ist nicht zulässig; dies gilt auch, wenn 
die Container voll sind. 
 
 
 

44



Anlage 6 – nichtamtliche Lesefassung AbfS, 26.08.2022 

12 
 

§ 15 
Altpapier 

 
(1) Altpapier (einschließlich Kartonagen) ist für die Wiederverwertung getrennt und 

ausschließlich über die Altpapiertonnen und Papiercontainer (blaue Behälter) im 
öffentlichen Straßenland zu sammeln. Das Ablagern von Altpapier außerhalb dieser 
Sammelsysteme oder Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 

 
(2) Die jeweiligen Abfuhrtermine für Altpapier werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

(3) An den festgesetzten Abfuhrtagen sind die Altpapiertonnen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar 
an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(4) Abweichend zu Abs. 3 wird die blaue Tonne auf Anforderung geholt (Vollservice). § 22 gilt 

entsprechend. 
 

§ 16 
Alttextilien 

 
Alttextilien sind getrennt zu halten und für eine Wiederverwendung oder Verwertung zu 
sammeln (Alttextilcontainer). Das Ablagern von Alttextilien außerhalb der Alttextilcontainer oder 
Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

§ 17 
Verpackungen 

 
(1) Leichtverpackungen sind getrennt über die Gelbe Tonne oder Gelbe Säcke zu sammeln. 

Dazu zählen insbesondere geschlossene oder offene Behältnisse und Umhüllungen von 
Waren wie Becher, Beutel, Blister, Dosen, Eimer, Fässer, Kunststoffflaschen, Kanister, 
Säcke, Schachteln, Schalen, Tragetaschen oder ähnliche Umhüllungen die vom 
Endverbraucher zum Transport oder bis zum Verbrauch der Waren verwendet werden. 
 

(2) Die Gelben Tonnen oder Gelbe Säcke werden den Haushalten gebührenfrei zur Verfügung 
gestellt. Diese sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar 
an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(3) Glas- und Papierverpackungen einschließlich Kartonagenverpackungen dürfen nicht in die 

Gelbe Tonne / Gelbe Säcke eingefüllt werden; sie sind den hierfür eingerichteten separaten  
Sammelsystemen zuzuführen. 

 
(4) Das Ablagern von Leichtverpackungen außerhalb dieses Sammelsystems oder Beifügen 

zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

§ 18  
Organische Küchen- und Gartenabfälle 

 
(1) Organische Küchen- und Gartenabfälle sind getrennt über die Biotonne zu sammeln. Sie 

dürfen in loser Form, in Vorsortiertüten aus Papier oder in Zeitungspapier, Küchenkrepp, 
Servietten eingewickelt in die Biotonne eingefüllt werden. Die Verwendung von 
kompostierbaren Kunststoffbeutel ist nicht zulässig. Die Vorsortiertüten aus Papier mit der 
Aufschrift „bonnorange AöR“ werden über den Handel zum Kauf angeboten. 
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(2) In die Biotonne dürfen keine Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben und 
kein Baumschnitt, Strauchschnitt nur in den bei Klein- oder Ziergärten üblicherweise 
anfallenden Mengen eingefüllt werden.  

 
(3) Die Biotonnen werden den Haushalten gebührenfrei zur Verfügung gestellt. Die Biotonnen 

sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der öffentlichen 
Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar an der 
Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(4) In die Biotonne oder stationäre bzw. mobile Grüncontainer dürfen keine Grünabfälle aus 

gewerblichen Anlagen oder Pflege der Grünflächen oder Gärten sowie organische Abfälle 
aus dem Obst- und Gemüsegroßhandel oder der gewerblichen Verarbeitung von Obst oder 
Gemüse eingefüllt werden. Gewerbebetrieben kann auf Antrag eine Biotonne zur 
Verfügung gestellt werden; das Behältervolumen darf 1.100 Liter nicht überschreiten. 

 
(5) Organische Gartenabfälle können in die auf den Friedhöfen der Stadt aufgestellten 

stationären Grüncontainer eingegeben werden. Dies gilt nicht für Grünabfälle aus der 
gewerblichen Park- und Gartenpflege. Die Benutzung ist nur werktäglich von 07.00 bis 
20.00 Uhr gestattet. 
 
An bestimmten Standorten werden mobile Sammlungen von Gartenabfällen durchgeführt. 
Die Standorte und Sammlungstermine werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

(6) Abweichend zu Abs. 3 wird die Biotonne auf Anforderung geholt (Vollservice). § 22 gilt 
entsprechend. 

 
§ 19 

Elektro- und Elektronikgeräte 
 

(1) Elektro- und Elektronikkleingeräte aus Haushalten und Kleingewerbe können zur 
Wiederverwertung oder umweltverträglichen sonstigen Entsorgung in die von der 
bonnorange AöR in allen Stadtbezirken aufgestellten „Roten Tonnen“ eingegeben werden. 
Batterien und Akkus sind aus dem Gerät zu entfernen, sofern sie nicht von dem Gerät fest 
umschlossen sind. Die Standorte werden auf den Internetseiten der AöR bekannt gegeben. 
 

(2) Elektro- und Elektronikgroßgeräte aus Haushalten und Kleingewerbe sind nach den 
Vorgaben des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes zur Wiederverwendung oder 
umweltverträglichen sonstigen Entsorgung gesondert bereit zu stellen. Die 
haushaltsbezogenen Abfuhrtermine werden den Besitzern nach schriftlicher oder 
telefonischer Anmeldung mitgeteilt, die Bereitstellung aus Kleingewerbe muss an den 
Sammelstellen der bonnorange AöR erfolgen. 

 
(3) Zu Elektrogroßgeräten gehören insbesondere: Kühlschränke, Waschmaschinen, Herde, 

Wäschetrockner, große Küchen- und Heimwerkergeräte, Staubsauger, Großgeräte aus 
nichtgewerblicher Gartenpflege, große Geräte aus der Informations-, Büro- und 
Kommunikationstechnik oder der Unterhaltungstechnik. 

 
(4) An den festgesetzten Abfuhrtagen sind die Elektrogroßgeräte bis 07.00 Uhr unberaubt am 

Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. Kühlgeräte dürfen nicht so beschädigt 
werden, dass Kühlmittel oder Kompressoröl austritt. 

 
(5) Elektro- oder Elektronikgeräte können auch bei den Wertstoffhöfen der bonnorange AöR 

abgegeben werden: 
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– Wertstoffhof Am Dickobskreuz, Immenburgstr. 22 (auf dem Gelände der MVA Bonn) 
– Wertstoffhof Südstraße, Weststr. 11 

 
§ 20 

Gefährliche Abfälle 
 

(1) Gefährliche Abfälle gem. §§ 3 Abs. 5, 48 KrWG aus Haushalten sind Reste von Farben, 
Lacken, Lösungsmitteln und sonstigen brennbaren Stoffen, Pflanzenschutzmitteln, 
Insektiziden, Säuren, Laugen sowie feste chemische Abfälle (z. B. Altmedikamente, 
Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen und Batterien) und dergleichen. 
 

(2) Die gefährlichen Abfälle aus Haushalten sind, sofern deren Rückgabe an die verkaufenden 
Stellen zur ordnungsgemäßen Entsorgung nicht möglich ist, bei den Sammelstellen für 
gefährliche Abfälle abzugeben. Die Sammelstellen können mobil oder ständig 
ortsgebunden eingerichtet werden. Die Aufsichtspersonen der Sammelstellen üben das 
Hausrecht aus. Ihre Anweisungen sind zu befolgen, insbesondere sind die gefährlichen 
Abfälle nur an den zugewiesenen Stellen abzulegen. Minderjährigen unter 14 Jahren ist 
der Zutritt zu den Sammelstellen nur in Begleitung eines Erwachsenen gestattet. 

 
(3) Gefährliche Abfälle (Kleinmengen) aus Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben 

können, soweit sie mit den in Absatz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können und 
eine anderweitige ordnungsgemäße Entsorgung nicht sichergestellt ist, nach rechtzeitiger 
Voranmeldung ausschließlich bei den beiden ortsgebundenen Sammelstellen für 
gefährliche Abfälle abgegeben werden. Die Kleinmengen sind auf max. 2.000 kg pro Jahr 
und als Einzelanlieferung auf 30 kg begrenzt. Die Anlieferer erhalten als Nachweis über den 
Verbleib der Abfälle einen Übernahmeschein. 

 
(4) Die Standorte und Öffnungszeiten werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

§ 21 
Baustellenabfälle 

 
Baustellenabfälle sind nach verbrennbaren und nichtverbrennbaren Abfällen getrennt 
abzuliefern. 
 

§ 22 
 Standplätze und Transportwege für Abfallbehälter  

 
(1) Die bonnorange AöR bestimmt nach Anhörung der Grundstückseigentümer die Standplätze 

der Abfallbehälter auf dem zu entsorgenden Grundstück; sie kann auch verlangen, dass die 
Behälter für mehrere Grundstücke auf einem gemeinsamen Platz aufgestellt werden. 
Sofern die sonst übliche Zu- oder Abfahrt zu einem Grundstück gesperrt ist oder dadurch 
der Transport der Abfallbehälter in unzumutbarer Weise erschwert wird, kann eine 
Änderung des Standplatzes für einen vorübergehenden Zeitraum verlangt werden. 
 

(2) Abfallbehälter sind grundsätzlich ebenerdig aufzustellen. Die Größe des Standplatzes muss 
so bemessen sein, dass die Behälter rundum mindestens 10 cm freien Raum haben. Für 
den Transport der Behälter ist ein Gang von mindestens 1,20 m Breite freizuhalten. 
Baurechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

 
(3) Standplätze in Höfen und Gärten müssen mit einem dauerhaften, leicht zu reinigenden 

Bodenbelag versehen sein, der ein Absetzen der Behälter aushält. Die Standplätze sollen 
in gleicher Höhe mit dem Transportweg liegen und nicht durch Schwellen, Einfassungen 
oder Rillen unterbrochen sein. Das Oberflächenwasser muss von den Standplätzen 
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abfließen oder versickern können. 
 

(4) Standplätze in Kellern und Stockwerken oder Vertiefungen (z. B. in den Boden eingelassene 
Betonringe) werden aus Gründen der Unfallverhütung grundsätzlich nicht zugelassen. 
Besteht jedoch keine Möglichkeit, einen ebenerdigen Standplatz einzurichten, müssen die 
Grundstückseigentümer die Abfallbehälter aus Kellern und Stockwerken an Abfuhrtagen 
ebenerdig und rechtzeitig zur Abfuhr bereitstellen. 

 
(5) Abfallbehälter können auch in schrankähnlichen Stellräumen untergebracht werden. 

Abfallbehälter mit einem Inhalt bis einschließlich 120 Liter können an einer Schwenksäule 
oder an der Innenseite einer verwindungsfreien Schranktür aufgehangen werden. Die 
Unterkante der Tür darf höchstens 5 cm über dem Transportweg liegen. Die Schranktüren 
müssen sich ohne Schlüssel öffnen lassen. 

 
(6) Die Standplätze sind von den Grundstückseigentümern nach den Vorschriften dieser 

Satzung herzurichten. 
 

(7) Die Transportwege für Abfallbehälter müssen eine geeignete gleitsichere Befestigung 
(Platten, Beton oder ähnliches) aufweisen und mindestens 1,00 m, für fahrbare Behälter 
1,50 m, breit sein. Auf dem Transportweg sollen keine Stufen liegen. Höhenunterschiede 
sind durch Rampen (maximale Steigerung 1:20) auszugleichen. Führt ein Transportweg 
durch ein Gebäude, so müssen Durchgänge mindestens 2,00 m hoch und 1,00 m, bei 
fahrbaren Behältern 1,50 m, breit sein. An Türen müssen geeignete Feststellvorrichtungen 
angebracht sein. Transportwege dürfen vom Standplatz der Abfallbehälter bis zur 
öffentlichen Verkehrsfläche höchstens 15 m betragen, müssen ausreichend beleuchtet sein 
und stets in verkehrssicherem Zustand gehalten werden. Schnee und Winterglätte sind vom 
Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten rechtzeitig zu beseitigen. 

 
(8) Abfallbehälter werden erst dann gestellt, wenn die Standplätze, die Anfahr- und 

Transportwege den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Sollte die Forderung aus 
baulichen Gründen nicht zu Beginn der Nutzung des Gebäudes erfüllt werden können, so 
muss ein Provisorium geschaffen werden, das in Bezug auf Standplatz und Transportweg 
den Vorschriften der Absätze 2, 3 und 7 entspricht. 

 
(9) Die gefüllten Abfallbehälter eines Unterflursystems werden von der bonnorange AöR oder 

einem von ihr beauftragten Unternehmen am Standplatz mit einem Kranfahrzeug geleert. 
Der Standplatz von Unterflursystemen ist so zugänglich zu halten, dass die Abholung der 
Abfälle gewährleistet ist. Im Übrigen ist den Anweisungen der mit der Abfallentsorgung 
Beauftragten Folge zu leisten. 

 
§ 23 

Müllverwertungsanlage Bonn (MVA Bonn) 
 

(1) Die nicht der stofflichen Verwertung zugeführten Abfälle werden in der MVA   Bonn entsorgt. 
Hier werden die Abfälle unter Verwertung des bei der Verbrennung entstehenden Dampfes 
behandelt. Die Anlage wird von der Müllverwertungsanlage Bonn GmbH betrieben. 
 

(2) Jeder Einwohner der Stadt Bonn kann Abfallstoffe, die nicht gemäß § 4 von der Entsorgung 
durch die bonnorange AöR ausgeschlossen sind, bei der MVA Bonn abliefern. Die 
Benutzung richtet sich nach der jeweiligen Betriebsordnung. Zur ordnungsgemäßen 
Entsorgung ist die Art der Abfälle (z. B.: Hausmüll, Baumischabfälle) eindeutig und 
zutreffend zu deklarieren. 

 
(3) Die Ablieferung von Abfällen bei der MVA Bonn ist nur mit einer schriftlichen Erlaubnis der 

bonnorange AöR zulässig. Dies gilt nicht bei Abfallstoffen, die wegen ihrer geringfügigen 
Menge und zur Förderung des Umweltschutzes zu den Sammelstellen der bonnorange 
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AöR angefahren werden. Die Erlaubnis der bonnorange AöR ist bei der Ablieferung 
unaufgefordert vorzuzeigen; sie verliert ihre Gültigkeit, sobald die zugelassene 
Wagenladung abgeladen ist. 

 
(4) Die bonnorange AöR kann die Ablieferung untersagen, wenn die Entsorgung wegen der 

Menge oder Art der Abfallstoffe erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert, für die die technischen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Es 
kann der Nachweis verlangt werden, dass die Abfallstoffe für die Umwelt unschädlich sind. 

 
(5) Der aufsichtsführende Mitarbeiter der MVA Bonn oder der bonnorange AöR übt das 

Hausrecht aus. Seine Anweisungen sind zu befolgen, insbesondere sind die Abfälle an den 
zugewiesenen Stellen abzuliefern. Minderjährigen unter 14 Jahren ist der Zutritt nur in 
Begleitung eines Erwachsenen gestattet. 

 
§ 24 

Abfuhr der Abfälle aus privaten Haushalten 
 

(1) Die Abfallbehälter und die zugelassenen Beistellsäcke (§ 12 Abs. 1) werden grundsätzlich 
wöchentlich einmal, bei zweiwöchentlicher Abfuhr alle zwei Wochen einmal werktags in der 
Zeit von 6.00 bis 20.00 Uhr entleert bzw. abgefahren. Die Papiersammlung (§ 15) erfolgt 
grundsätzlich monatlich. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit können auch häufigere 
Entleerungen, insbesondere bei Behältern mit 660 Litern und 1.100 Litern Inhalt, erfolgen. 
Die Abholtage und den Zeitpunkt der Abfuhr bestimmt die bonnorange AöR. 
 

(2) Fällt ein Abholtag auf einen Feiertag, so wird die Abfuhr so verlegt, dass nach Möglichkeit 
nur eine kurzfristige Verschiebung eintritt. Die Terminverschiebungen werden jährlich im 
Abfallplaner bekannt gegeben. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben dafür zu sorgen, dass die Mülllader an den Abfuhrtagen 

ungehindert Zugang zu den Abfallbehältern haben. Die Abfallbehälter werden von den 
Müllladern vom Standort geholt, entleert und danach wieder zurückgebracht. Können die 
Behälter ohne Verschulden der bonnorange AöR nicht entleert werden, so wird die 
Entleerung erst am nächstfolgenden regelmäßigen Abfuhrtag durchgeführt. Die Abfuhr 
unterbleibt, wenn nicht zugelassene Abfälle eingefüllt sind oder die Entleerung durch 
Anfrieren des Behälterinhalts unzumutbar erschwert wird. 

 
§ 25 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
 

(1) Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, durch Betriebsstörungen, 
betriebsnotwendige Arbeiten, behördliche Verfügungen oder Verlegungen des Zeitpunktes 
der Abfallentsorgung vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet 
durchgeführt, hat der an die Abfallentsorgung Angeschlossene keinen Anspruch auf 
Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadenersatz. 
 

(2) Ist das Abholen der Abfälle aus einem der vorgenannten Gründe unterblieben, so wird es 
sobald wie möglich nachgeholt. Soweit der Betrieb der Abfallentsorgungsanlagen gestört 
ist, wird die bonnorange AöR im Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten für 
Ersatzregelungen sorgen. 
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IV. Sonstige Rechte und Pflichten 
 

§ 26 
Anmeldepflicht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer hat den erstmaligen Anfall von Abfällen und die 

voraussichtliche Menge sowie deren wesentliche Änderung unverzüglich schriftlich bei der 
bonnorange AöR anzumelden. Er hat dabei im Rahmen der Regelung des § 11 Abs. 1 die 
freie Wahl unter den satzungsmäßig zugelassenen Abfallbehältern; wird jedoch hierdurch 
die ordnungsgemäße Entsorgung des Grundstücks nicht sichergestellt, legt die 
bonnorange AöR Art, Anzahl und Größe der Abfallbehälter sowie die sonstigen Leistungen 
fest. 
 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue 
Eigentümer verpflichtet, die bonnorange AöR unverzüglich zu benachrichtigen. 

 
§ 27 

Auskunftspflicht, Zugang zu den Grundstücken 
 

(1) Der Anschlussberechtigte ist über § 26 hinaus verpflichtet, alle für die Abfallentsorgung 
erforderlichen Auskünfte zu geben. 
 

(2) Die Zuständigkeit für die Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, richtet 
sich nach § 18 LKrWG. Sie obliegt den Beauftragten der Abfallwirtschaftsbehörden. Diesen 
ist ungehinderter Zutritt zu Grundstücken und Betrieben zu gewähren, auf bzw. in denen 
Abfälle anfallen. Auf den Grundstücken vorhandene Sammelstellen für Abfälle müssen zu 
diesem Zweck zugänglich sein. 

(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist entsprochen, so sind die Abfallwirtschaftsbehörden berechtigt, 
diese mit Zwangsmitteln nach den §§ 55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 
durchzusetzen. 

 
(4) Die Beauftragten haben sich durch einen Dienstausweis auszuweisen. 
 

§ 28 
Anfall der Abfälle, Eigentumsübergang 

 
(1) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten die Abfälle, die in zugelassene 

Abfallbehälter, Beistellsäcke oder in Depotcontainer eingefüllt sind und zur Abfuhr 
bereitstehen oder für die Sondersammelverfahren bereitgestellt sind. 
 

(2) Als angefallen zum Behandeln, Lagern oder Ablagern in den Abfallentsorgungsanlagen 
gelten die Abfälle, die in zulässiger Weise auf das Gelände der Abfallentsorgungsanlagen 
gebracht worden sind. 

 
(3) Die Abfälle gehen in das Eigentum der bonnorange AöR über, sobald sie eingesammelt 

oder an den Sammelstellen angenommen sind. 
 

(4) Die bonnorange AöR ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen 
zu lassen. Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. 

 
(5) Das Durchsuchen zum Wegnehmen von bereitgestelltem Sperrmüll zum Zwecke der 

Wiederverwendung ist nur gestattet, wenn hierdurch die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, insbesondere der Straßen- oder Fußgängerverkehr, nicht beeinträchtigt wird. Im 
Übrigen dürfen die zur Abholung bereitgestellten Abfälle von Dritten nicht durchsucht 
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werden. 
 

§ 29 
Haftung 

 
(1) Die Haftung für Personen- und Sachschäden, die durch unsachgemäße Behandlung oder 

Verlust der Abfallbehälter, Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den 
Sammelfahrzeugen oder den Abfallentsorgungsanlagen, Nichtbeachtung der 
Anordnungen des Aufsichtspersonals der Sondersammelstellen oder durch sonstige 
Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung entstehen, richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften und den jeweiligen Betriebsordnungen. 
 

(2) Für Beschädigungen beim Transport der Abfallbehälter, die dadurch entstehen, dass die 
Standplätze und Transportwege nicht den Anforderungen des § 22 entsprechen, haftet die 
bonnorange AöR dem Grundstückseigentümer nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

 
(3) Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen und der Sondersammelstellen erfolgt auf 

eigene Gefahr. 
 

§ 30 
Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten 
gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungs- und 
Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie auch 
alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer 
werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- 
und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 

§ 31 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unabhängig von der Eintragung im Liegen- 
schaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
 

§ 32 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung der Abfallentsorgung werden von der 
Bundesstadt Bonn Gebühren nach der Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn über die 
Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn erhoben. 
 
Für die Abfallentsorgung durch die bonnorange AöR werden Gebühren nach der Satzung der 
bonnorange AöR über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Gebiet der 
Bundesstadt Bonn (Gebührensatzung) erhoben. 
 
 
 

§ 33 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Unbeschadet der durch Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt 

ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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1. entgegen § 3 Abs. 4 bei Veranstaltungen, die auf öffentlichen Verkehrsflächen, auf für 
die öffentliche Nutzung bestimmten sonstigen Grundstücken oder in Einrichtungen der 
bonnorange AöR bzw. der Stadt Bonn durchgeführt werden, Speisen oder Getränke 
nicht in mehrfach verwendbaren Verpackungen und Behältnissen und mit 
Mehrwegbesteck ohne Ausnahmegenehmigung ausgibt, 

 
2. entgegen § 4 Abfälle, die von der Entsorgung durch die bonnorange AöR aus- 

geschlossen sind, in die Abfallbehälter eingibt oder der MVA Bonn zuführt, 
 

3. entgegen §§ 6, 14, 15, 16, 17, 19 und 20 Abfälle nicht getrennt den jeweiligen 
Sammelsystemen zuführt, 

 
4. unberechtigt (siehe § 7) Abfälle der Abfallentsorgung der bonnorange AöR zuführt, 

 
5. entgegen § 7 Abs. 2 bei ihm angefallene und durch die bonnorange AöR zu 

entsorgende Abfälle nicht der Abfallentsorgung der bonnorange AöR überlässt, 
 

6. entgegen § 7 Abs. 2 Abfälle, die von der bonnorange AöR vom Einsammeln und 
Befördern ausgeschlossen sind, nicht zu den öffentlichen Abfallentsorgungsanlagen 
verbringt, 

 
7. entgegen § 10 in Abfallbehältäer, die von der bonnorange AöR oder mit ihrer 

Zustimmung von Dritten zur gesonderten Sammlung bestimmter Abfälle (z. B. 
Grüncontainer, Altglascontainer, Behältnisse für Wertstoffe oder Verpackungen) 
bereitgestellt sind, andere als der Zweckbestimmung entsprechende Abfälle eingibt, 

 
8. entgegen den §§ 11 und 12 die von der bonnorange AöR bereitgestellten Ab- 

fallbehälter oder die Beistellsäcke bei Abfallanfall nicht oder nicht bestimmungsgemäß 
benutzt oder entgegen § 11 Abfälle, die in Haushalten oder Gewerbebetrieben anfallen, 
in die im öffentlichen Straßenraum, in öffentlichen Anlagen und an Haltestellen der 
Verkehrsbetriebe aufgestellten Abfallbehälter einfüllt, 

 
9. anfallende Abfälle entgegen § 11 und § 28 unbefugt durchsucht oder wegnimmt 

 
10. entgegen §§ 14, 15 und 16 außerhalb der Depotcontainer Wertstoffe oder sonstige 

Abfälle ablagert, 
 

11. entgegen § 17 Abs. 4 Verkaufsverpackungen außerhalb des dafür vorgesehenen 
Sammelsystems entsorgt, 

 
12. entgegen § 18 Abs. 2 Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben und 

Baumschnitt sowie Strauchschnitt in mehr als den üblicherweise bei Klein- und 
Ziergärten anfallenden Mengen in die Biotonne einfüllt, 

 
13. entgegen § 18 Abs. 5 Grünabfälle aus der gewerblichen Anlage oder Pflege von 

Grünflächen oder Gärten sowie organische Abfälle aus dem Obst- oder 
Gemüsegroßhandel oder der gewerblichen Verarbeitung von Obst oder Gemüse in die 
stationären Grüncontainer oder Biotonnen einfüllt, 

 
14. entgegen § 13 Abs. 4, § 15 Abs. 3, § 17 Abs. 2, § 18 Abs. 3 oder § 19 Abs. 4 Sperrmüll, 

Altpapier, Leichtverpackungen oder Elektrogroßgeräte so bereitstellt, dass hierdurch 
Gefahren, Behinderungen oder Belästigungen entstehen, ordnungsgemäß 
bereitgestellter Sperrmüll oder Altpapier, bereitgestellte Elektrogroßgeräte oder 
Leichtverpackungen am Bereitstellungsort  nachträglich in Lage oder Zustand so 
verändert, dass Gefahren, Behinderungen oder Belästigungen entstehen oder 
Kühlgeräte so beschädigt, dass Kühlmittel oder Kompressoröl austritt, 
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15. entgegen § 13 Abs. 4 Sperrmüll an den für das jeweilige Wohngrundstück festgesetzten 

Abfuhrtagen nicht dort bereitstellt, wo er angefallen ist, 
 

16. entgegen § 20 Abs. 2 Satz 4 und § 23 Abs. 5 bei der Anlieferung von gefährlichen 
Abfällen in den Sammelstellen oder von Abfällen bei der MVA Bonn den Anweisungen 
der Aufsichtspersonen nicht folgt, 

 
17. entgegen § 22 die Einrichtung neuer oder die Änderung vorhandener Standplätze oder 

Transportwege für Abfallbehälter ohne vorherige Zustimmung der bonnorange AöR 
vornimmt oder Auflagen der bonnorange AöR zur Herrichtung von Standplätzen und 
Transportwegen für Abfallbehälter auf seinem Grundstück nicht erfüllt, 

 
18. entgegen § 23 Abs. 2 Anlieferungen von Abfällen bei der MVA falsch deklariert, 

 
19. entgegen § 26 den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche – nicht nur 

gelegentliche – Änderungen der Abfallmengen nicht unverzüglich anmeldet, 
 

20. entgegen § 28 Abs. 5 beim Durchsuchen oder Wegnehmen von bereitgestelltem Sperr-
müll dieses in Lage oder Zustand so verändert, dass die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, insbesondere der Straßen- oder Fußgängerverkehr beeinträchtigt wird, oder 
andere bereitgestellte Abfälle durchsucht, 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden, 

soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen. 
 

(3) Unberührt bleibt die Ahndung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach bundes- und 
landesrechtlichen Bestimmungen. 

 
V. Schlussbestimmung 

 
§ 34 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
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Anlage 
 

zu § 4 Abs. 1 der Satzung der bonnorange AöR  
über die Abfallentsorgung auf dem Gebiet der Bundesstadt Bonn 

 
Abfallschlüssel Abfallbezeichnung 

02 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forst-
wirtschaft, Jagd und Fischerei sowie der Herstellung und Verarbeitung 
von Nahrungsmitteln 

02 01 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd 
und Fischerei 

02 01 04 Kunststoffabfälle (ohne Verpackung) 

02 01 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

02 02 Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Fleisch, Fisch und anderen 
Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs 

02 02 02 Abfälle aus tierischem Gewebe 

02 02 03 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 03 Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Obst, Gemüse, Getreide, 
Speiseölen, Kakao, Kaffee, Tee und Tabak, aus der Konservenherstellung, 
der Herstellung von Hefe und Hefeextrakt sowie der Zubereitung und 
Fermentierung von Melasse 

02 03 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 05  Abfälle aus der Milchverarbeitung 

02 05 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 06  Abfälle aus der Herstellung von Back- und Süßwaren 

02 06 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 07 Abfälle aus der Herstellung von alkoholischen und alkoholfreien Getränken 
(ohne Kaffee, Tee und Kakao) 

02 07 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

03 Abfälle aus der Holzverarbeitung und der Herstellung von Platten, 
Möbeln, Zellstoffen, Papier und Pappe 

03 01  Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstellung von Platten und Möbeln 

03 01 04 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, die 
gefährliche Stoffe enthalten 

03 01 05 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 03 01 04 fallen 
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04 Abfälle aus der Leder-, Pelz- und Textilindustrie  

04 02 Abfälle aus der Textilindustrie 

04 02 09 Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textilien, Elastomer, 
Plastomer) 

04 02 10 Organische Stoffe aus Naturstoffen (z.B. Fette, Wachse) 

04 02 21 Abfälle aus unbehandelten Textilfasern 

04 02 22 Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern 

06 Abfälle aus anorganisch-chemischen Prozessen 

06 03 Abfälle aus der HZVA von Salzen, Salzlösungen und Metalloxiden 

06 03 14 Feste Salze und Lösungen mit Ausnahme derjenigen, die unter 06 03 11 und 
06 03 13 fallen 

06 13 Abfälle aus anorganischen chemischen Prozessen anderwertig nicht  genannt 

06 13 03 Industrieruß 

07 Abfälle aus organisch-chemischen  Prozessen 

07 02 Abfälle aus der HZVA von Kunststoffen, synthetischen Gummi und 
Kunstfasern 

07 02 13 Kunststoffabfälle 

07 05 Abfälle aus der HZVA von Pharmazeutika 

07 05 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

07 06 Abfälle aus der HZVA von Fetten, Schmierstoffen, Seifen, Waschmitteln, 
Desinfektionsmitteln und Körperpflegemitteln 

07 06 08 andere Reaktions-und Destillationsrückstände 

07 06 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

08  Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 
von Beschichtungen (Farben, Lacke, Email), Klebstoffen, Dichtmassen 
und Druckfarben 

08 03 Abfälle HZVA von Druckfarben 

08 03 17 Tonerabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

08 03 18 Tonerabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 03 17 fallen 

09 Abfälle aus der fotografischen Industrie 

09 01 Abfälle aus der fotografischen Industrie 
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09 01 07 Filme und fotografische Papiere, die Silber oder Silberverbindungen enthalten 

09 01 08 Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen 
enthalten 

10 Abfälle aus thermischen Prozessen 

10 03 Abfälle aus der thermischen Aluminium-Metallurgie 

10 03 02 Anodenschrott 

10 03 17 teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung 

10 03 18 Abfälle aus der Anodenherstellung, die Kohlenstoffe enthalten, mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 03 17 fallen 

11 Abfälle aus der chemischen Oberflächenbearbeitung und Beschichtung 
von Metallen und anderen Werkstoffen; Nichteisenhydrometallurgie 

11 02 Abfälle aus Prozessen der Nichteisen-Hydrometallurgie 

11 02 03 Abfälle aus der Herstellung von Anoden für wässrige elektrolytische Prozesse 

12  Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der 
physikalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung vom 
Metallen und Kunststoffen 

12 01 Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der 
physikalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und 
Kunststoffen 

12 01 05 Kunststoffspäne und-drehspäne 

15 Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wischtücher, Filtermaterialien und 
Schutzkleidung (ander- wertig nicht genannt) 

15 01 Verpackungen (einschließlich getrennt gesammelter kommunaler   
Verpackungsabfälle) 

15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe 

15 01 02 Verpackungen aus Kunststoff 

15 01 03 Verpackungen aus Holz 

15 01 05 Verbundverpackungen 

15 01 06 gemischte Verpackungen 

15 01 09 Verpackungen aus Textilien 

15 01 10 Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

15 02  Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung 
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15 02 02 Aufsaug-und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter anderweitig nicht 
genannt), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind 

15 02 03 Aufsaug-und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 15 02 02 fallen 

16 Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind 

16 01 Altfahrzeuge verschiedener Verkehrsträger (einschließlich mobiler 
Maschinen) und Abfälle aus der Demontage von Altfahrzeugen sowie der 
Fahrzeugwartung (außer 13, 14, 16 06 und 16 08) 

16 01 03 Altreifen 

16 02  Elektrische und elektronische Geräte und deren Bauteile 

16 02 09 Transformatoren und Kondensatoren, die PCB enthalten 

16 05 Gase in Druckbehältern und gebrauchte Chemikalien 

16 05 04 gefährliche Stoffe enthaltende Gase in Druckbehältern (einschließlich 
Halonen) 

16 05 05 Gase in Druckbehältern mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 05 04 fallen 

16 05 06 Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche 
enthalten, einschließlich Gemische von Laborchemikalien 

16 05 07 gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen 
oder solche enthalten 

16 05 08 gebrauchte organische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen 
oder solche enthalten 

16 05 09 gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 05 06, 16 05 
07 oder 16 05 08 fallen 

17 Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich Aushub von verunreinigten 
Standorten) 

17 02 Holz, Glas und Kunststoff 

17 02 01 Holz 

17 02 03 Kunststoff 

17 02 04 Holz, Glas und Kunststoff, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

17 03 Bitumengemische, Kohlenteer und teerhaltige  Produkte 

17 03 02 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 1703 01 fallen 

17 03 03 Kohlenteer und teerhaltige Produkte 
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17 06 Dämmmaterial und asbesthaltige Baustoffe 

17 06 03 anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche 
Stoffe enthält 

17 06 04 Dämmmaterial mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 06 01 und 17 06 03 
fällt 

17 09 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 

17 09 04 gemischte Bau-und Abbruchabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 
01, 17 09 02 und 17 09 03 fallen 

18 Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung 
und Forschung (ohne Küchen- und Restaurantabfälle, die nicht aus der 
unmittelbaren Krankenpflege stammen) 

18 01 Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behandlung oder Vorbeugung von 
Krankheiten beim Menschen 

18 01 01 spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03) 

18 01 04 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 
keine besonderen Anforderungen gestellt werden (z. B. Wund-und Gips-
verbände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln) 

18 01 07 gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06 fallen 

18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08 fallen 

18 02 Abfälle aus Forschung, Diagnose, Krankenbehandlung und Vorsorge bei 
Tieren 

18 02 01 spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme derjenigen, die unter 1802 
02 fallen 

18 02 03 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 
keine besonderen Anforderungen gestellt werden 

19  Abfälle aus Abfallbehandlungsanlagen, öffentlichen Abwasser-
behandlungsanlagen sowie der Aufbereitung von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch und Wasser für industrielle Zwecke 

19 08 Abfälle aus Abwasserbehandlungsanlagen (anderweitig nicht genannt) 

19 08 01 Sieb-und Rechenrückstände 

19 09 Abfälle aus der Zubereitung von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
oder industriellem Brauchwasser 

19 09 04 gebrauchte Aktivkohle 

19 12 Abfälle aus der mechanischen Behandlung von Abfällen (z.B. Sortieren, 
Zerkleinern, Verdichten, Pelletieren) anderwertig nicht  genannt 
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19 12 01 Papier und Pappe 

19 12 04 Kunststoff und Gummi 

19 12 06 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

19 12 07 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 1912 06 fällt 

19 12 08 Textilien 

19 12 11 Sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen, die gefährliche Stoffe enthalten 

19 12 12 Sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen mit Ausnahme derjenigen, die unter 1912 11 fallen 

20 Siedlungsabfälle (Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche und 
industrielle Abfälle sowie Abfälle aus Einrichtungen), einschließlich 
getrennt gesammelter Fraktionen 

20 01 Getrennt gesammelte Fraktionen (außer 15 01) 

20 01 01 Papier und Pappe 

20 01 02 Glas 

20 01 08 biologisch abbaubare Küchen-und Kantinenabfälle 

20 01 10 Bekleidung 

20 01 11 Textilien 

20 01 13 Lösemittel 

20 01 14 Säuren 

20 01 15 Laugen 

20 01 17 Fotochemikalien 

20 01 19 Pestizide 

20 01 21 Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfälle 

20 01 23 gebrauchte Geräte, die Fluorkohlenwasserstoffe enthalten 

20 01 26 Öle und Fette mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 25 fallen 

20 01 27 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die gefährliche Stoffe 
enthalten 

20 01 28 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 20 01 27 fallen 

20 01 32 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 31 fallen 
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20 01 33 Batterien und Akkumulatoren, die unter 16 06 01, 16 06 02, oder 16 06 03 
fallen, sowie gemischte Batterien und Akkumulatoren, die solche Batterien 
enthalten 

20 01 34 Batterien und Akkumulatoren mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 33 
fallen 

20 01 35 Gebrauchte elektrische und elektronische Geräte, die gefährliche Bauteile 
enthalten, mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 21 und 20 01 23 fallen 

20 01 36 gebrauchte elektrische und elektronische Geräte mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 20 01 21, 20 01 23 und 20 01 35 fallen 

20 01 37 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

20 01 38 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 fällt 

20 01 39 Kunststoffe 

20 01 40 Metalle 

20 01 41 Abfälle aus der Reinigung von Schornsteinen 

20 02 Garten- und  Parkabfälle  (einschließlich Friedhofsabfälle) 

20 02 01 biologisch abbaubare Abfälle 

20 02 03 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 

20 03 Andere Siedlungsabfälle 

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 

20 03 02 Marktabfälle 

20 03 03 Straßenkehricht 

20 03 06 Abfälle aus der Kanalreinigung 

20 03 07 Sperrmüll 

20 03 99 Siedlungsabfälle anderweitig nicht genannt 
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Verzeichnis der Satzungsänderungen  
(Erstsatzung vom 18.12.2012, in Kraft getreten am 01.01.2013) 
 
 

Änderung vom in Kraft getreten am Änderungen 

24.09.2013 02.10.2013 (ABl. S. 791) §§ 11, 13, 15, 16, 17, 18 

14.12.2015 24.12.2015 (ABl. S. 1628) Präambel, §§ 1, 2, 3, 10, 11, 12, 13, 
18, 28, 33 

19.12.2016 28.12.2016 (ABl. S. 1603) § 23 Abs. 3 

28.02.2017 08.03.2017 (ABl. S. 136) §§ 3, 10, 11, 13, 15, 15a, 24, 33 

15.05.2017 24.05.2017 (ABl. S. 1031) §§ 7, 10, 11, 12, 21 

18.12.2017 27.12.2017 (ABl. S. 2084) §§ 1, 2, 3, 10, 13, 15 bis 21, 28, 33 

30.04.2021 01.01.2022 (ABl. S. 1778) § 13 

Xy.Xy.2022 01.01.2023 (ABl. S. …) Überschrift, Rubrum, §§ 3, 4, 5, 6, 8, 11, 
12, 13, 15, 17, 18, 19, 33, Anlage zu § 4 
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Anlage 7 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - 

über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  
in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 

(Abfallsatzung - AbfS -) 
 
 
Aufgrund 
 
• der §§ 7 bis 9, 114a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S.666) 
SGV:NRW:2023, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) 
i.V.m. § 4 der Unternehmenssatzung, 

• des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I. 2012, S. 212 ff.), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), des Elektro- und Elekt-
ronikgerätegesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I.   I S. 1739), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. 04 2017 
(BGBI. I. 2017, S 872) geändert worden ist, zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 10.08.2021 
(BGBl. I S. 3436), 

• der §§ 2, 3, 5, 6 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW (LKrWG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), 

• § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 28.04.2022 (BGBl. I S. 700) 

• § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Februar 1987 (BGBl. I. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 05.10.2021 
(BGBl. I S. 4607) 

 
jeweils in der derzeit gültigen Fassung  
 
hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am xy.2022 folgende 8. Satzungsänderung zu 
der am 18.12.2012 erlassenen Abfallsatzung beschlossen: 
 

Art. I 
 

Die Satzung der bonnorange AöR über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn vom 
18.12.2012, zuletzt geändert durch Satzung vom 14.12.2021, wird wie folgt geändert: 
 
 
 
1. Die Präambel, letzter Absatz, erhält folgende Fassung: 
 
" Ebenso obliegt der Anstalt das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den Vorschriften des Kom-
munalabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NRW. 1969, S. 712) in der derzeit 
gültigen Fassung für die ihr nach § 2 Abs. 1 der Unternehmenssatzung übertragenen Aufgaben ein-
schließlich der in der Satzung über die Abwälzung der Verbandsumlage an den Zweckverband 
„Rheinische-Entsorgungs-Kooperation“ (Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn aufgeführten Ge-
bühren." 
 
 
2. § 32 erhält folgende Fassung: 
 
„Für die Abfallentsorgung durch die bonnorange AöR werden Gebühren nach der Satzung der bon-
norange AöR über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung im Gebiet der Bundesstadt 
Bonn (Gebührensatzung) erhoben.“ 
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Artikel II 
 
Artikel I tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

 
c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der bonnorange AöR vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
 
 
Bonn, den XXXXX 
 
 
Oberbürgermeisterin 
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Anlage 8 
9. Satzung zur Änderung der Satzung 

der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - 
über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  

in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 
(Abfallsatzung - AbfS -) 

               

Synopse 
 

Seite 1 von 1 
 

Ate Fassung Neue Fassung Grund der Änderung 

 
Präambel: 
 
„Das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den 
Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NW. 1969, 
S.712) in der derzeit gültigen Fassung für die 
Nutzung der öffentlichen Einrichtungen zur 
Abfallentsorgung der bonnorange AöR und des REK 
obliegt weiterhin der Bundesstadt Bonn in 
Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben.“ 
 
 
 
 
 
§ 32: 
 
„Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung der 
Abfallentsorgung werden von der Bundesstadt Bonn 
Gebühren nach der Gebührenordnung der 
Bundesstadt Bonn über die Abfallentsorgung in der 
Bundesstadt Bonn erhoben.“ 
 
 

 
Präambel: 
 
„Ebenso obliegt der Anstalt das Recht zur Erhebung 
der Gebühren nach den Vorschriften des Kom-
munalabgabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW, GV. NRW. 1969, S. 712) in der derzeit 
gültigen Fassung für die ihr nach § 2 Abs. 1 der 
Unternehmenssatzung übertragenen Aufgaben ein-
schließlich der in der Satzung über die Abwälzung 
der Verbandsumlage an den Zweckverband 
„Rheinische-Entsorgungs-Kooperation“ 
(Umlagesatzung) der Bundesstadt Bonn aufgeführten 
Gebühren." 
 
 
§ 32: 
 
„Für die Abfallentsorgung durch die bonnorange 
AöR werden Gebühren nach der Satzung der bon-
norange AöR über die Erhebung von Gebühren für 
die Abfallentsorgung im Gebiet der Bundesstadt 
Bonn (Gebührensatzung) erhoben.“ 
 

 
 
 
Im letzten Absatz der Präambel wird 
das Recht zur Erhebung einer 
Abfallgebühr aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Übergang der Gebührenhoheit auf 
die bonnorange AöR und Hinweis 
auf die Gebührensatzung 
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Anlage 9 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Entsorgung von Abfällen in der Bundesstadt Bonn 

(Gebührensatzung) 
Aufgrund 

• der §§ 7 bis 9, 114a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 
490) i.V.m. § 4 der Unternehmenssatzung, 

• und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712/SGV. NW. 
610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. 
S. 1029) 

• in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 4 der Satzung der bonnorange – Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR) über die Entsorgung von Abfällen in der 
Bundesstadt Bonn (Abfallsatzung) vom 18. Dezember 2012, zuletzt 
geändert durch die Satzung vom xx.xx.xxxx (ABl. S. xxx) 
 

jeweils in der derzeit gültigen Fassung  

hat der Verwaltungsrat der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in seiner 
Sitzung am xx.xx.xxxx folgende Gebührensatzung für die Entsorgung von Abfällen in der 
Stadt Bonn beschlossen: 

 

§ 1: Allgemeines 
(1) Für die Inanspruchnahme der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der 

bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) sowie der 
Abfallentsorgungseinrichtung des Zweckverbandes REK werden Gebühren 
gemäß §§ 1 Abs. 2 Satz 1, 6, 7 KAG nach dieser Gebührenordnung und dem 
Gebührentarif, der Bestandteil dieser Gebührenordnung ist, erhoben. 

(2) In den Gebühren enthalten ist der Aufwand für die Abfuhr und Entsorgung 
bzw. Behandlung der in der Abfallsatzung aufgeführten Abfälle und die dafür 
erforderlichen Vorhaltekosten, [sofern nicht im Einzelfall gesondert private 
Entgelte nach Maßgabe der Entgeltordnung erhoben werden].  

(3) Zu den gebührenwirksamen Leistungen gehören ferner diejenigen, die durch 
die Bundesstadt Bonn aufgrund deren Satzung über die Abwälzung der 
Verbandsumlage an den Zweckverband „Rheinische-Entsorgungs-
Kooperation“ (Umlagesatzung) gegenüber der bonnorange AöR geltend 
gemacht werden. 
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§ 2: Gebührenpflichtige 
(1) Beim Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Einrichtung der 
Abfallentsorgung sind Gebührenpflichtige 

a. der Grundstückseigentümer/die Grundstückseigentümerin beziehungsweise, 
wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der/die Erbbauberechtigte, 

b. der/die Nießbraucher/-in oder der-/diejenige, der/die ansonsten zur Nutzung 
des Grundstücks dinglich berechtigt ist, 

c. die Wohnungseigentümergemeinschaft bei Grundstücken, die im Wohnungs- 
oder Teileigentum im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes stehen. 

Mehrere Gebührenpflichtige, die dieselbe Leistung schulden, sowie die einzelnen 
Eigentümerinnen und Eigentümer einer Wohnungseigentümergemeinschaft sind 
Gesamtschuldner. 

(2) Für die Inanspruchnahme der Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des § 23 der 
Abfallsatzung der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) und für die 
Annahme von gefährlichen Abfällen aus Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben 
bei den Wert- und Schadstoffsammelstellen ist gebührenpflichtig, wer die Abfallstoffe 
anliefert und in wessen Auftrag diese angeliefert werden. Mehrere 
Gebührenpflichtige haften gesamtschuldnerisch. 

 

§ 3: Bemessungsgrundlage 
(1) Grundlagen für die Gebührenberechnung sind 

1. die Zahl, die Art und Größe der aufgestellten Abfallbehälter und 
2. die Häufigkeit der regelmäßigen Abfuhren sowie die beantragten 

Sonderabfuhren. 

Für die Bemessung der Gebühren ist unerheblich, ob und in welchem Umfang die 
aufgestellten Abfallbehälter bei ihrer Leerung im Einzelfall gefüllt und wie viel 
Abfallbehälter im Einzelfall zu entleeren waren. Unberücksichtigt bleibt auch, ob und 
in welchem Umfang Sperrgut, gefährliche Abfälle aus Haushalten sowie 
wiederverwertbare Abfälle zur Abfuhr gegeben wurden. 

(2) Bemessungsgrundlage für die Gebühren bei der Inanspruchnahme der 
Abfallentsorgungsanlage gemäß § 23 der Abfallsatzung der bonnorange – Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR) ist das Gewicht der angelieferten Abfallstoffe, das 
durch die bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) festgestellt wird. 

 

 

(3) Die Bemessungsgrundlage der Gebühren für die Annahme von gefährlichen 
Abfällen aus Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben bei den Wert- und 
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Schadstoffsammelstellen sind die Art und das Gewicht der angelieferten 
Sonderabfälle, die durch die bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 
festgestellt werden. 

 

§ 4: Beginn und Ende der Gebührenpflicht beim 
Anschluss von Grundstücken 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit Beginn des auf den Anschluss des Grundstücks 
(Aufstellung der Abfallgefäße nach Wohnungs- oder Geschäftsbezug des 
Grundstücks) folgenden Monats; sie endet mit dem letzten Tag des Monats, in dem 
der Anschluss des Grundstücks an die Abfallentsorgung aufgehoben wird (Abholung 
der Abfallgefäße nach Wohnungs- oder Geschäftsaufgabe). Änderungen der Größe 
oder Anzahl der Abfallgefäße werden zu Beginn des auf die Aufstellung oder 
Abholung folgenden Monats für die Gebührenberechnung berücksichtigt. 
Gebührenermäßigungen nach § 11 Absatz 1 der Abfallsatzung der bonnorange – 
Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) werden zu Beginn des auf den Eingang des 
Antrages folgenden Monats gewährt; sie enden mit Ablauf des Monats, in dem die 
Voraussetzungen weggefallen sind. 

(2) Tritt ein Wechsel in der Person der oder des Gebührenpflichtigen ein, so hat, wer 
bisher gebührenpflichtig war, die Gebühr bis zum Ende des Monats zu entrichten, in 
dem der Wechsel eintritt. Für die Gebühren dieses Monats haftet außerdem, wer in 
die Gebührenpflicht eintritt. Beide haften gesamtschuldnerisch. 
Darüber hinaus haftet, wer bisher gebührenpflichtig war, so lange, bis der Wechsel 
der bonnorange AöR bekanntgegeben wird. 

 

§ 5: Fälligkeit der Gebühren 
(1) Beim Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Einrichtung der 

Abfallentsorgung richtet sich die Fälligkeit der Gebühren nach den 
Vorschriften über die Heranziehung zur Grundsteuer nach dem 
Grundsteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung. Die Gebühren werden in 
Abgabenbescheiden festgesetzt. Solange für das laufende Jahr noch kein 
Abgabenbescheid erteilt ist, sind die Gebühren entsprechend der Veranlagung 
des Vorjahres als Vorauszahlung zu entrichten. 

 

 

 

(2) Die Gebühren für die Benutzung der Abfallentsorgungsanlage gemäß § 23 der 
Abfallsatzung der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) und für die 
Annahme von gefährlichen Abfällen aus Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben 
bei den Wert- und Schadstoffsammelstellen werden bei der Anlieferung der 

67



Abfallstoffe fällig. Die Gebühren werden durch Bescheid erhoben. Bei regelmäßiger 
Anlieferung kann eine monatliche Abrechnung vereinbart werden. 

 

§ 6: Ausnahmeregelungen 
(1) Die Gebühr für ein vorübergehendes Aufstellen von Abfallbehältern - längstens 
jedoch für die Zeit von neun Monaten - richtet sich nach der Anzahl der Entleerungen 
entsprechend Tarifnummer 1.3 des Gebührentarifes. In einem solchen Fall wird 
zusätzlich der im Gebührentarif festgesetzte Transportzuschlag erhoben. 
Gebührenpflichtig ist, wer einen Antrag nach § 11 Absatz 5 der Abfallsatzung der 
bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) stellt. 

(2) Für die Anlieferung von Haus- und Sperrmüll sowie Bauschutt, der zur 
Abfallentsorgung getragen oder mit Handwagen, Personenkraftwagen oder Pkw-
Kombi mit höchstens fünf Sitzplätzen angefahren wird, wird eine pauschale Gebühr 
gemäß Tarifnummer 2.2 erhoben. 

 

§ 7: Inkrafttreten 
Diese Gebührensatzung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.  
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Anlage zur Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in 
der Bundesstadt Bonn 

Tarif-
Nr. 

Bemessungsgrundlage 
Gebühr in Euro - ohne 

Eigenkompostierung 
Gebühr in Euro - mit 
Eigenkompostierung 

1. 
Abfallentsorgung von angeschlossenen 
Grundstücken 

- - 

1.1 
Abfallentsorgung durch wöchentlich ein- 
oder mehrmalige Abfuhr 

- - 

1.1.1 Bei regelmäßig wöchentlich einmaliger 
Abfuhr bei einem Gefäß mit einem Inhalt 
von 1.100 Liter jährlich 

3.935,36 3.541,82 

 
Bei regelmäßig wöchentlich einmaliger 
Abfuhr bei einem Gefäß mit einem Inhalt 
von 660 Liter jährlich 

2.361,22 2.125,09 

1.1.2 Bei wöchentlich mehrmaliger Abfuhr 
werden die unter Tarif-Nr. 1.1.1 genannten 
Gebühren entsprechend der Anzahl der 
Abfuhren vervielfacht 

- - 

1.2 Abfallentsorgung durch regelmäßig 14-
tägliche Abfuhr der Restmülltonne 

- - 

1.2.1 Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 240 
Liter jährlich 

429,31 386,36 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 120 
Liter jährlich 

214,66 193,18 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 110 
Liter jährlich 

196,77 177,09 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 100 
Liter jährlich 

178,88 160,99 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 90 Liter 
jährlich 

160,99 144,89 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 80 Liter 
jährlich 

143,09 128,79 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 70 Liter 
jährlich 

125,22 112,69 
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Tarif-
Nr. 

Bemessungsgrundlage 
Gebühr in Euro - ohne 

Eigenkompostierung 
Gebühr in Euro - mit 
Eigenkompostierung 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 60 Liter 
jährlich 

107,33 96,60 

 
Bei 14-täglicher Abfuhr bei einem 
Restmüllgefäß mit einem Inhalt von 40 Liter 
jährlich 

 

71,55 64,40 

1.2.2 Bei häufigerer als 14-täglicher Abfuhr der 
Restmülltonne werden die unter der Tarif-
Nr. 1.2.1 genannten Gebühren 
entsprechend der Anzahl der Abfuhren 
vervielfacht. 

 

- - 

1.3 Bei vorübergehendem Aufstellen von 
Abfallbehältern (längstens bis zu 9 
Monaten) 

- - 

1.3.1 je Abfuhr 1/52 der unter Tarif Nr. 1.1.1 
genannten Gebühr beziehungsweise 1/26 
der unter Tarif-Nr. 1.2.1 genannten Gebühr 

- - 

1.3.2 zuzüglich eines Transportzuschlages 
entsprechend der Gefäßgröße bis zu 240 
Liter 

3,96 - 

 
entsprechend der Gefäßgröße über 240 
Liter 

 

15,08 - 

1.4 je Beistellsack bei einem Inhalt von 70 Liter 3,50 - 

1.5 Sonderausstattung - - 

1.5.1 Abschließbare Gefäße 
Einmalige Gebühr für die Bereitstellung 
abschließbarer Gefäße je Gefäß 

30,00 - 

1.5.2 Zuggeschirr für Großbehälter 170,20 - 

1.6 Abfallentsorgung von Unterflurcontainern - - 

1.6.1 Bei regelmäßig 4-wöchentlicher Abfuhr mit 
einem Inhalt von 5 m³ jährlich 

4.472,00 4.024,80 

 Bei regelmäßig 4-wöchentlicher Abfuhr mit 
einem Inhalt von 4 m³ jährlich 

3.577,60 3.219,84 

 Bei regelmäßig 4-wöchentlicher Abfuhr mit 
einem Inhalt von 3m³ jährlich 

2.683,20 2.414,88 
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Tarif-
Nr. 

Bemessungsgrundlage 
Gebühr in Euro - ohne 

Eigenkompostierung 
Gebühr in Euro - mit 
Eigenkompostierung 

 Bei regelmäßig 4-wöchentlicher Abfuhr mit 
einem Inhalt von 2 m³ jährlich 

1.788,80 1.609,92 

1.6.2 Bei einer 14-täglichen Abfuhr der 
Unterflurcontainer werden die unter der 
Tarif-Nr. 1.6.1 genannten Gebühren 
entsprechend der Anzahl der Abfuhren 
vervielfacht. 

  

1.7 Sonderleistungen - - 

1.7.1 Vollservice für Altpapiersammelgefäße (12 
Leerungen im Jahr) mit einem Inhalt von 
1.100 Liter jährlich 

20,90 - 

 mit einem Inhalt von 660 Liter jährlich 20,90 - 

 mit einem Inhalt von 240 Liter jährlich 10,43 - 

 mit einem Inhalt von 120 Liter jährlich 10,43 - 

1.7.2 Vollservice für Biosammelgefäße (24 
Leerungen im Jahr) mit einem Inhalt von 
1.100 Liter jährlich 

41,70 - 

 mit einem Inhalt von 660 Liter jährlich 41,70 - 

 mit einem Inhalt von 120 Liter jährlich 20,90 - 

1.7.3 Pilotprojekt 14-tägliche Abfuhr Altpapier (12 
zusätzliche Leerungen pro Jahr) 

180,96 - 

2. Abfallentsorgungsanlage - - 

2.1 Je Anlieferung gemäß § 2 Abs. 2 der 
Gebührenordnung abhängig vom Gewicht 

- - 

2.1.1 alle zur Entsorgung zugelassenen 
Abfallarten bis 200 kg pauschal 

22,43 - 

2.1.2 alle zur Entsorgung zugelassenen 
Abfallarten über 200 kg je t (t-Bruchteile 
werden berücksichtigt) 

149,50 - 

2.2 je Anlieferung gemäß § 6 Abs. 2 der 
Gebührenordnung unabhängig vom Gewicht 

- - 

2.2.1 PKW-Kofferraumladung 15,00 - 

2.2.2 PKW-Kofferraumladung und Anhänger 30,00 - 
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Tarif-
Nr. 

Bemessungsgrundlage 
Gebühr in Euro - ohne 

Eigenkompostierung 
Gebühr in Euro - mit 
Eigenkompostierung 

    

    

3. Wert- und Schadstoffsammelstellen für die 
Annahme von gefährlichen Abfällen aus 
Kleingewerbe- und 
Dienstleistungsbetrieben je kg 

- - 

3.1 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und 
Kunstharze, die gefährliche Stoffe enthalten 
(AVV 20 01 27) 

0,44 - 

3.2 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und 
Kunstharze, mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 20 01 27 fallen (AVV 20 01 28) 

0,30 - 

3.3 Gefährliche Stoffe enthaltende Gase in 
Druckbehältern, einschließlich Halonen 
(AVV 16 05 04) 

1,43 - 

3.4 Lösemittel (AVV 20 01 13) 0,52 - 

3.5 Pestizide (AVV 20 01 19) 1,43 - 

3.6 Säuren (AVV 20 01 14) 1,43 - 

3.7 Laugen (AVV 20 01 15) 1,43 - 

3.8 Fotochemikalien (AVV 20 01 17) 1,07 - 

3.9 Öle und Fette (AVV 20 01 26) 0,44 - 

3.10 Gebrauchte organische Chemikalien, die aus 
gefährlichen Stoffen bestehen oder solche 
enthalten (AVV 16 05 08) 

2,38 - 

3.11 Verpackungen, die Rückstände gefährlicher 
Stoffe enthalten oder durch gefährliche 
Stoffe verunreinigt sind (AVV 15 01 10) 

1,90 - 

3.12 Gebrauchte anorganische Chemikalien, die 
aus gefährlichen Stoffen bestehen oder 
solche enthalten (AVV 16 05 07) 

3,09 - 

3.13 Transformatoren und Kondensatoren, die 
PCB enthalten (AVV 16 02 09) 

4,76 - 

Es ist mindestens die Gebühr für 1 kg zu 
entrichten. 

- - 
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 AöR  Verwaltungsrat 

Beschlussvorlage AöR-22056 Drucksache 
0 Anlage(n) 

26.08.2022  Sitzungstermin 

TOP 1.4.2 Weiteres Vorgehen im Projekt „Sauberes Bonn“ 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Beschluss: 

Für das weitere Vorgehen im Projekt „Sauberes Bonn“ werden frühestmöglich nur straßen- 
und straßenabschnittsbezogene Qualitätsmessungen und Auswertungen der Stadtsauber-
keit durchgeführt. 
Hierfür werden zwei Vollzeitkräfte als Qualitätsmesser eingesetzt. 

Begründung: 

Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung am 18.03.2022 beschlossen, dass die Messung 

der Fahrbahnsauberkeit nicht mehr erforderlich ist, um im Straßenverzeichnis bei einem 

Straßenabschnitt die Reinigungsklasse und damit die Reinigungshäufigkeit zu ändern. 

Hierdurch ist die Fortführung der bislang betriebenen Form der Qualitätsmessung, wonach 

in jedem Cluster mindestens zehn Messungen der Fahrbahnsauberkeit vorliegen müssen, 

nicht mehr notwendig. Daher wurde die bonnorange AöR gebeten, in absehbarer Zeit vor-

zustellen, wie eine Qualitätsmessung zukünftig durchgeführt werden kann. 

Die bonnorange AöR ist bestrebt, die Sauberkeit der Bundesstadt Bonn weiterhin zu mes-

sen, um geeignet auf partiell auftretende Verschmutzungen bzw. Trends angemessen und 

zeitnah reagieren zu können. Deshalb soll der Fokus nicht wie bisher auf die Cluster, son-

dern auf die Straßenabschnitte gelegt werden. Jeder Straßenabschnitt der Bundesstadt 

Bonn soll mindestens einmal im Jahr gemessen werden. Straßenabschnitte, die in der 

Vergangenheit sehr schlechte Sauberkeitswerte hatten, sollen mehrfach in einem Jahr ge-

messen werden, bis eine nachhaltige Verbesserung der Sauberkeit durch aus den Mes-

sungen abgeleitete Maßnahmen sichergestellt ist. Darüber hinaus werden auch aktuelle 

Beschwerden sowie saisonale Einflüsse (z.B. Laubfall) für die Messhäufigkeit einzelner  
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Straßenabschnitte berücksichtigt. Somit können durch Qualitätsmessungen in einem defi-

nierten Zeitraum Beschwerden transparent und nachvollziehbar verifiziert werden. Die Er-

gebnisse der Messungen werden weiterhin an den betreffenden Standort der Stadtreini-

gung kommuniziert. 

 

Durch diese Vorgehensweise kann der Umfang der Qualitätsmessungen reduziert und mit 

nur noch zwei eigens dafür beschäftigten Mitarbeitenden betrieben werden.  

 

Die Reduzierung der Anzahl Qualitätsmesser auf zwei Personen ist möglich, da ein bisher 

in der Qualitätsmessung eingesetzter Mitarbeiter innerhalb der Stadtreinigung andere Auf-

gaben erhalten hat und eine Neubesetzung der Stelle bisher nicht erfolgt ist. 
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Beschlussvorlage AöR-22057 Drucksache 
3 Anlage(n) 

26.08.2022  Sitzungstermin 

TOP 1.4.3 9. Änderung der Straßenreinigungssatzung 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Beschluss: 

Der Verwaltungsrat der bonnorange AöR empfiehlt dem Rat der Bundesstadt Bonn, die 
vorliegende 9. Änderung der Straßenreinigungssatzung in der beigefügten Fassung zu 
beschließen. 

Sachverhalt: 

In der Straßenreinigungssatzung soll: 

1. eine erforderliche Änderung der Formulierungen gemäß der aktuellen Rechtsprechung

erfolgen (Anlagen 1 – 3),

2. eine Neuformulierung der Begriffe „Grundstück“ und „Ordnungswidrigkeit“ erfolgen (An-

lagen 1 – 3),

3. eine Klarstellung der Aufgaben während der Winterwartung erfolgen (Anlagen 1 – 3).

Begründung: 

1. Änderung von Formulierungen gemäß der aktuellen Rechtsprechung

Die Formulierungen der gültigen Straßenreinigungssatzung entsprechen dem Stand der Rechtspre-

chung vor einigen Jahren, worauf auch das Amt für Recht und Versicherungen der Bundesstadt 

Bonn im Gremienlauf für die 8. Änderung der Straßenreinigungssatzung hingewiesen hat. Um die 

Rechtssicherheit der Straßenreinigungssatzung zu gewährleisten, wurde daher eine externe Kanzlei 

beauftragt, diese im Hinblick auf die aktuelle Rechtsprechung zu überprüfen und erforderlichenfalls 

die betreffenden Formulierungen geeignet zu ändern. 

Die diesbezüglichen Ergebnisse und Formulierungsvorschläge sind in den Anlagen 1 bis 3 enthal-

ten. Der Grund der jeweiligen Änderung ist zusätzlich in der Anlage 1 (Synopse) aufgeführt. 
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2. Neuformulierung der Begriffe „Grundstück“ und „Ordnungswidrigkeit“ 
 

Neben den o. g. Änderungen wurden in Zusammenarbeit mit der beauftragten externen Kanzlei auch 

die Formulierungen zu den Begriffen „Grundstück“ und „Ordnungswidrigkeit“ überarbeitet. Die neuen 

Formulierungen sollen neben der Zuständigkeit auch die übertragenen Reinigungspflichten eindeu-

tig beschreiben und die Aufgaben rechtssicher zuordnen. 

 

Die Aufzählung der verschiedenen Ordnungswidrigkeiten und die geänderte Formulierung für das 

Bußgeld gewährleistet die Rechtssicherheit bei der Ahndung der Verstöße durch das Amt Bürger-

dienste der Bundesstadt Bonn. 

 

Die diesbezüglichen Ergebnisse und Formulierungsvorschläge sind in den Anlagen 1 bis 3 enthal-

ten. Der Grund der jeweiligen Änderung ist zusätzlich in der Anlage 1 (Synopse) aufgeführt. 

 
3. Klarstellung der Aufgaben während der Winterwartung 
 

Die bestehenden Ausführungen der Straßenreinigungssatzung zur Winterwartung sind nicht eindeu-

tig. Daher können diese unterschiedlich ausgelegt werden, wodurch im Zweifel ein Haftungsrisiko 

bei der bonnorange AöR verbleibt. Um diese Lücke zu schließen, wurde die externe Kanzlei mit 

einer inhaltlichen Klarstellung der betreffenden Satzungstexte beauftragt. Hierdurch wird für die 

Wahrnehmung der Winterwartung sichergestellt, dass die bonnorange AöR nicht leistungspflichtig 

ist für die Winterwartung auf öffentlichen Gehwegen vor städtischen Liegenschaften und auf öffent-

lichen Gehwegflächen von Bushaltestellen. 

 

Die diesbezüglichen Formulierungsvorschläge sind in den Anlagen 1 bis 3 enthalten. Der Grund der 

jeweiligen Änderung ist zusätzlich in der Anlage 1 (Synopse) aufgeführt. 
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Übersicht Anlagen: 

 

I. Änderung der Straßenreinigungssatzung 

 

Anlage 1 ....... Synopse: Straßenreinigungssatzung 

Anlage 2 ....... Änderungstext: Straßenreinigungssatzung 

Anlage 3 ....... Volltext: Straßenreinigungssatzung 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 1 von 16 
 

Alte Fassung Neue Fassung Grund der Änderung 

§ 1 
Inhalt der Reinigungspflicht 

 
(1) Die bonnorange AöR betreibt die Reinigung 
der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) 
innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei 
Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen 
jedoch nur der Ortsdurchfahrten, im Stadtgebiet 
der Bundesstadt Bonn als öffentliche Einrichtung, 
soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser 
Satzung den Grundstückseigentümern übertragen 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung 
sowie die Winterwartung der Gehwege und der 
Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die 

§ 1  
Inhalt der Reinigungspflicht 

 
(1) Die bonnorange AöR betreibt die Reinigung 
der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) 
innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei 
Bundesstraßen, Landesstraßen, 
Radschnellverbindungen des Landes und 
Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, im 
Stadtgebiet der Bundesstadt Bonn als öffentliche 
Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 
ff. dieser Satzung den Grundstückseigentümern 
übertragen wird. 
 
(2) Zu den öffentlichen Straßen gehören 
insbesondere Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, 
Fahrradstraßen, Park- und Seitenstreifen, 
Parkbuchten und Parktaschen, das 
Straßenbegleitgrün, Bushaltestellenbuchten und 
die von der Bundesstadt Bonn errichteten 
Mobilstationen. 
 
(3) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung 
sowie die Winterwartung der Gehwege und der 
Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die 

 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: Neu einge-
führt wegen der Errichtung von Rad-
schnellwegen des Landes in der 
Bundesstadt Bonn 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Definition des Begriffs „Öffentliche 
Straße“ 
 
 
 
 
 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 1 Abs. 2 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 2 von 16 
 

Entfernung aller Verunreinigungen von der 
Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht 
unerheblich beeinträchtigen oder eine 
Gefährdung des Verkehrs darstellen können. 
 
Die Reinigungspflicht der AöR beschränkt sich als 
Winterdienst auf das Schneeräumen sowie das 
Bestreuen an den gefährlichen Stellen der 
verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und 
Eisglätte (eingeschränkter Winterdienst). 
 
(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten: 
 
- alle selbstständigen Gehwege 
- die gemeinsamen Geh- und Radwege (Zeichen 
240 StVO) 
- alle Straßenteile, die erkennbar für die 
Benutzung durch Fußgänger vorgesehen sind, 
- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem 
Straßenrand bei allen Straßen und Straßenteilen, 
deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen 
oder geboten ist, insbesondere in 
verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325.1, 
325.2 zu § 42 Abs. 2 StVO) und den 
Fußgängerbereichen (Zeichen 242.1, 242.2 zu § 
41 StVO). 
 

Entfernung aller Verunreinigungen von der Straße, 
die die Hygiene oder das Stadtbild nicht 
unerheblich beeinträchtigen oder eine Gefährdung 
des Verkehrs darstellen können. 
 
Die Reinigungspflicht der AöR beschränkt sich als 
Winterwartung auf das Schneeräumen sowie das 
Bestreuen an den gefährlichen Stellen der 
verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und 
Eisglätte (eingeschränkte Winterwartung). 
 
(4) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten: 
 
- alle selbstständigen Gehwege 
- die gemeinsamen Geh- und Radwege (Zeichen 
240 StVO) 
- alle Straßenteile, die erkennbar für die Benutzung 
durch Fußgänger vorgesehen sind, 
- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem 
Straßenrand bei allen Straßen und Straßenteilen, 
deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen 
oder geboten ist, insbesondere in 
verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325.1, 
325.2 zu § 42 Abs. 2 StVO) und den 
Fußgängerbereichen (Zeichen 242.1, 242.2 zu § 41 
StVO). 
 

 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: einheitliche 
Anwendung des Begriffs „Winterwar-
tung“ 
 
 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 1 Abs. 2 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 3 von 16 
 

(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die 
gesamte übrige Straßenoberfläche, also neben 
den dem Fahrverkehr dienenden Teilen der 
Straße insbesondere auch die nicht baulich 
abgesetzten Park- und Seitenstreifen, die baulich 
in der Höhe abgesetzten Parkbuchten und 
Parktaschen (ausgenommen bleiben Gehwege 
oder Teile von Gehwegen, die durch das Zeichen 
315 StVO gekennzeichnet sind), das 
Straßenbegleitgrün, die Bushaltestellenbuchten, 
die von der Bundesstadt Bonn errichteten 
Mobilstationen sowie die ausschließlich für den 
Radverkehr bestimmten Wege (Zeichen 237 
StVO) bzw. Teilbereiche von Wegen (Zeichen 
241 StVO). 
Die Reinigungspflicht des Straßenbegleitgrüns 
beschränkt sich auf die Beseitigung von 
Verunreinigungen. 
 

§ 2  
Übertragung der Reinigungspflicht auf die 

Grundstückseigentümer 
 
(1) Die Reinigung der durch Aufnahme in das 
Straßenverzeichnis kenntlich gemachten Straßen 
wird in dem darin in Verbindung mit § 4 Abs. 2 
festgelegten Umfang den Eigentümern aller 
bebauten oder unbebauten und direkt an sie 

(5) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gelten 
die dem Fahrverkehr dienenden Teile der Straße. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die 

Grundstückseigentümer*innen 
 

(1) Die Pflicht zur Reinigung der durch Aufnahme 
in das Straßenverzeichnis kenntlich gemachten 
Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin 
festgelegten Umfang nach Maßgabe des § 4 Abs. 
1 des Straßenreinigungsgesetzes NRW, den 

Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 1 Abs. 2 und inhaltliche Än-
derung zur Klarstellung der Definition 
des Begriffs „Fahrbahn“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: Anpassung 
an gendergerechte Formulierung 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Definition von der Übertragung der 
Reinigungspflicht 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 4 von 16 
 

angrenzenden und durch sie erschlossenen 
Grundstücke (Anlieger im Sinne der Satzung) 
auferlegt. 
 
 
 
 
Eine Übertragung der Reinigungspflicht auf die 
Bundesstadt Bonn als Grundstückseigentümerin 
erfolgt ab dem 01.01.2020 nicht mehr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eigentümer*innen der an sie angrenzenden und 
durch sie erschlossenen Grundstücke 
(Anlieger*in) jeweils für die Länge der 
gemeinsamen Grenze zwischen Grundstück und 
Straße auferlegt. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des/der 
Eigentümer*in der/die Erbbauberechtigte. 
 
Die Bundesstadt Bonn hat der bonnorange AöR 
die ihr obliegende Reinigungspflicht der Gehwege 
und Fahrbahnen – mit Ausnahme der 
Winterwartung der Gehwege – vor den 
Liegenschaften der Bundesstadt Bonn 
übertragen. 
 
(2) Wurde die Reinigungspflicht in Stichstraßen 
und Sackgassen – jeweils auch mit 
Wendehammer – auf die 
Grundstückseigentümer*innen übertragen, sind 
auch die Grundstückseigentümer*innen der an die 
Kopfseite angrenzenden Grundstücke zur 
Gehweg- und Fahrbahnreinigung verpflichtet. Die 
an das jeweilige Grundstück angrenzende 
Fahrbahn ist in einer Tiefe zu reinigen, die der 
halben Breite der Stichstraße oder Sackgasse 
entspricht. Überlappen sich die zu reinigenden 
Flächen zweier oder mehrerer 

 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
an die bonnorange AöR übertragene 
Reinigungspflicht auf Gehwegen und 
Fahrbahnen vor städtischen Liegen-
schaften 
 
 
Inhaltliche Änderung: Neuaufnahme 
der Definition der Reinigungspflicht in 
Stichstraßen und Sackgassen (jeweils 
auch mit Wendehammer) 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 5 von 16 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die nicht im Straßenverzeichnis aufgeführten 
Fuß- und Verbindungswege, einschließlich der 
selbständigen Gehwege, innerhalb der 
geschlossenen Ortslage sind von den 
angrenzenden Grundstückseigentümern zu 
reinigen, sofern die Grundstücke über die zu 
reinigenden Wege erschlossen werden. 
 
(3) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein 
Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Bundesstadt Bonn mit deren Zustimmung die 
Reinigungspflicht übernehmen, wenn eine 
ausreichende Haftpflichtversicherung 
nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit 
widerruflich und nur solange wirksam, wie die 
Haftpflichtversicherung besteht. 
 

Grundstückseigentümer*innen, so ergibt sich die 
jedem/jeder Grundstückseigentümer*in 
obliegende Reinigungsfläche, indem von den 
Schnittpunkten der sich überlappenden 
Reinigungsflächen diagonale Linien zu den Ecken 
der jeweiligen Grundstücke gezogen werden, die 
an die zu reinigende Straße angrenzen. Die an 
das jeweilige Grundstück angrenzende (im 
Regelfall dreieckige) Fläche ist die zu reinigende 
Fläche. 
 
(3) Die nicht im Straßenverzeichnis aufgeführten 
Fuß- und Verbindungswege, einschließlich der 
selbständigen Gehwege, innerhalb der 
geschlossenen Ortslage sind von den 
angrenzenden Grundstückseigentümern zu 
reinigen, sofern die Grundstücke über die zu 
reinigenden Wege erschlossen werden. 
 
(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein 
Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Bundesstadt Bonn mit deren Zustimmung die 
Reinigungspflicht übernehmen, wenn eine 
ausreichende Haftpflichtversicherung 
nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit 
widerruflich und nur solange wirksam, wie die 
Haftpflichtversicherung besteht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 2 Abs. 2 
 
 
 
 
 
 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 2 Abs. 2 
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Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
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(4) Die nach anderen Rechtsvorschriften 
bestehende Verpflichtung des Verursachers, 
außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall 
unverzüglich zu beseitigen, befreit den 
Reinigungspflichtigen nicht von seiner 
Reinigungspflicht. Straßenumbenennungen 
haben keinen Einfluss auf die Reinigungspflicht. 
 
(5) Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser 
Satzung. 

 
§ 3 

Begriff des Grundstücks 
 

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte. 
 
(3) Erschlossen ist ein Grundstück im Sinne 
dieser Satzung dann, wenn rechtlich und 
tatsächlich eine Zugangsmöglichkeit zur Straße 
ermöglicht werden kann und dadurch schlechthin 
eine innerhalb geschlossener Ortslagen übliche 
und sinnvolle wirtschaftliche Grundstücksnutzung 
ermöglicht wird. Das gilt in der Regel auch, wenn 
das Grundstück durch Anlagen wie Gräben, 
Böschungen, Grünanlagen, Straßenbegleitgrün, 

 
(5) Die nach anderen Rechtsvorschriften 
bestehende Verpflichtung des Verursachers, 
außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall 
unverzüglich zu beseitigen, befreit den 
Reinigungspflichtigen nicht von seiner 
Reinigungspflicht. Straßenumbenennungen haben 
keinen Einfluss auf die Reinigungspflicht. 
 
(6) Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser 
Satzung. 

 
§ 3 

Begriff des Grundstücks 
 

 
 
 
 
(2) Erschlossen ist ein Grundstück im Sinne 
dieser Satzung, - in Verbindung mit § 4 Absatz 1 
StrReinG NRW -, wenn von der zu reinigenden 
Straße rechtlich und tatsächlich ein Zugang zu 
dem betreffenden Grundstück hergestellt werden 
kann. Das gilt in der Regel auch, wenn das 
Grundstück durch Anlagen wie Gräben, 
Böschungen, Grünanlagen, Straßenbegleitgrün, 

 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 2 Abs. 2 
 
 
 
 
 
 
Anpassung aufgrund des neu einge-
führten § 2 Abs. 2 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Alter Absatz 2 
entfällt, da Aufnahme der Formulie-
rung in § 2 Abs. 1 
 
Anpassung aufgrund des Entfalls vom 
alten § 2 Abs. 2 und inhaltliche Ände-
rung zur Klarstellung der Definition von 
der Erschließung eines Grundstücks 
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Synopse 
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Mauern oder in ähnlicher Weise von der 
öffentlichen Straße getrennt ist. 

 
§ 4 

Art der Reinigungspflicht 
 

(1) Die zu reinigenden öffentlichen Straßen sind 
in dem anliegenden Straßenverzeichnis nach 
Reinigungsverpflichtung und -häufigkeit in 
Klassen (Reinigungsklassen) eingeteilt. Die 
Anzahl der regelmäßigen Reinigungen wird durch 
die Einteilung der Straßen in die 
Reinigungsklassen „A 0,5“ bis „D 14“ bestimmt. 
 
In der Reinigungsklasse „A 0,5“ und „B 0,5“ ist 14-
täglich einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 1“ ist wöchentlich 
einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 2“ ist wöchentlich 
zweimal, 
in der Reinigungsklasse „B 3“ ist wöchentlich 
dreimal und 
in der Reinigungsklasse „B 6“ ist wöchentlich 
sechsmal 
zu reinigen. 
 
In der Reinigungsklasse „C 1“ wird wöchentlich 

Mauern oder in ähnlicher Weise von der 
öffentlichen Straße getrennt ist. 
 

 
§ 4 

Art der Reinigungspflicht 
 

(1) Die zu reinigenden öffentlichen Straßen sind in 
dem anliegenden Straßenverzeichnis nach 
Reinigungsverpflichtung und -häufigkeit in 
Klassen (Reinigungsklassen) eingeteilt. Die 
Anzahl der regelmäßigen Reinigungen wird durch 
die Einteilung der Straßen in die 
Reinigungsklassen „A 0,5“ bis „D 14“ bestimmt. 
 
In der Reinigungsklasse „A 0,5“ und „B 0,5“ ist 14-
täglich einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 1“ ist wöchentlich 
einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 2“ ist wöchentlich 
zweimal, 
in der Reinigungsklasse „B 3“ ist wöchentlich 
dreimal und 
in der Reinigungsklasse „B 6“ ist wöchentlich 
sechsmal 
zu reinigen. 
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einmal, 
in der Reinigungsklasse „C 2“ wird wöchentlich 
zweimal, 
in der Reinigungsklasse „C 3“ wird wöchentlich 
dreimal, 
in der Reinigungsklasse „C 6“ wird wöchentlich 
sechsmal und 
in der Reinigungsklasse „C 7“ wird einmal täglich 
gereinigt. 
 
In der Reinigungsklasse „D“ findet eine Reinigung 
der gesamten Verkehrsfläche mit erhöhtem 
Aufwand statt. 
 
In der Reinigungsklasse „D 4“ wird viermal 
wöchentlich, 
in der Reinigungsklasse „D 7“ wird täglich, 
in der Reinigungsklasse „D 13“ wird werktäglich 
zweimalig sowie einmal sonntags und 
in der Reinigungsklasse „D 14“ wird täglich 
zweimal  
gereinigt. 
 
 
 
 
 

In der Reinigungsklasse „C 1“ wird wöchentlich 
einmal, 
in der Reinigungsklasse „C 2“ wird wöchentlich 
zweimal, 
in der Reinigungsklasse „C 3“ wird wöchentlich 
dreimal, 
in der Reinigungsklasse „C 6“ wird wöchentlich 
sechsmal und 
in der Reinigungsklasse „C 7“ wird einmal täglich 
gereinigt. 
 
In der Reinigungsklasse „D“ findet eine Reinigung 
der gesamten Verkehrsfläche mit erhöhtem 
Aufwand statt. 
 
In der Reinigungsklasse „D 4“ wird viermal 
wöchentlich, 
in der Reinigungsklasse „D 7“ wird täglich, 
in der Reinigungsklasse „D 13“ wird werktäglich 
zweimalig sowie einmal sonntags und 
in der Reinigungsklasse „D 14“ wird täglich 
zweimal  
gereinigt. 
 
Neue Tabelle (Übersicht über die Reinigungs-
pflichten von Anlieger*innen und der bonnorange 
AöR) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: Einfügung 
einer Tabelle als einfache Übersicht 
der Reinigungspflichten 
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(2) Die Reinigungsverpflichtung für Fahrbahnen 
und Gehwege und die Winterwartung für 
Gehwege obliegen in der Reinigungsklasse „A 
0,5“ den Anliegern. In den Reinigungsklassen „B 
0,5“ bis „B 6“ obliegt die Reinigungsverpflichtung 
für Fahrbahnen der bonnorange AöR und für die 
Gehwege den Anliegern. In den 
Reinigungsklassen „C 1“ bis „C 7“ obliegt die 
Reinigungsverpflichtung für Fahrbahnen und 
Gehwege der bonnorange AöR, während der 
Winterdienst für Gehwege von den Anliegern 
auszuführen ist. In den Reinigungsklassen „D 4“ 
bis „D 14“ obliegt die Reinigungsverpflichtung für 
Fahrbahnen und Gehwege der bonnorange AöR. 
Gleiches gilt für den Winterdienst mit Ausnahme 
eines mindestens 1,50 m breiten Streifens 
entlang des Grundstücks zur Straßenmitte hin, 
auf dem die Anlieger den Winterdienst 
wahrzunehmen haben. Anlieger sind die in § 4 
StrReinG genannten Eigentümer und 
Erbbauberechtigten. 
 
 
 
(3) Die Reinigungsverpflichtung für 
Bushaltestellen auf Gehwegen obliegt 
unabhängig von der Reinigungsklasse der 

 
(2) Die Reinigung für Fahrbahnen und Gehwege 
sowie die Winterwartung für Gehwege obliegen in 
der Reinigungsklasse „A 0,5“ den Anlieger*innen, 
während die Winterwartung von Fahrbahnen von 
der bonnorange AöR auszuführen ist. In den 
Reinigungsklassen „B 0,5“ bis „B 6“ obliegt die 
Reinigung sowie die Winterwartung für die 
Gehwege den Anlieger*innen, während die 
Reinigung und die Winterwartung von 
Fahrbahnen von der bonnorange AöR ausgeführt 
wird. In den Reinigungsklassen „C 1“ bis „C 7“ 
obliegt die Reinigung für Fahrbahnen und 
Gehwege sowie die Winterwartung für 
Fahrbahnen der bonnorange AöR, während die 
Winterwartung für Gehwege von den 
Anlieger*innen auszuführen ist. In den 
Reinigungsklassen „D 4“ bis „D 14“ obliegt die 
Reinigung der gesamten Verkehrsfläche der 
bonnorange AöR. Gleiches gilt für die 
Winterwartung mit Ausnahme eines mindestens 
1,50 m breiten Streifens entlang des Grundstücks 
zur Straßenmitte hin, auf dem die Anlieger*innen 
die Winterwartung wahrzunehmen haben.  
 
(3) Die Reinigung von Bushaltestellen und 
Mobilstationen auf Gehwegen sowie die 

 
Redaktionelle Änderung: Umformu-
lierung der Reinigungspflichten für ein 
besseres Verständnis 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Reinigungspflichten für Bushaltestellen 
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bonnorange AöR. Die Reinigungsverpflichtung für 
von der Bundesstadt Bonn errichteten 
Mobilstationen auf Gehwegen obliegt unabhängig 
von der Reinigungsklasse der bonnorange AöR. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Soweit die Reinigungsverpflichtung den 
Anliegern obliegt, sind entsprechend dem Grad 
der Verschmutzung und den Erfordernissen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
Verschmutzungen unverzüglich nach Entstehen 
zu beseitigen. 

 
§ 5 

Umfang der übertragenen 
Straßenreinigungspflicht 

 
(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich 
jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer 
Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger 
vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht 
auf die gesamte Straßenfläche. 

Reinigung des Straßenbegleitgrüns erfolgt 
unabhängig von der Reinigungsklasse von der 
bonnorange AöR. Der Umfang der 
Winterwartungspflicht der Anlieger*innen für 
Bushaltestellen auf Gehwegen beschränkt sich 
dabei auf die Pflichten nach § 6. Eine 
Winterwartungspflicht für Mobilstationen auf 
Gehwegen besteht für Anlieger*innen nicht. Die 
Reinigung des Straßenbegleitgrüns durch die 
bonnorange AöR beschränkt sich auf die 
Beseitigung von Verunreinigungen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 

Umfang der übertragenen 
Straßenreinigungspflicht 

 
(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich 
jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer 
Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger*in 
vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht 

und Mobilstationen auf Gehwegen und 
für das Straßenbegleitgrün 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: Zuordnung 
zu § 5 Abs. 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Änderung: Anpassung 
an gendergerechte Formulierung 
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(3) Zur ordnungsgemäßen Reinigung gehört 
unabhängig vom Verursacher die Beseitigung von 
Schmutz, tierischen Exkrementen, 
Zigarettenresten, Verpackungen, Glas, Laub und 
sonstigen Verunreinigungen jeder Art sowie auch 
die Beseitigung von Gras- und Pflanzenwuchs, 
auch an Gehwegzubehör wie z.B. aufgestellten 
Pollern, Verkehrsschildern oder Blumenkübeln; 
dabei ist die Anwendung von Herbiziden nicht 
erlaubt. Belästigende Staubentwicklung ist zu 
vermeiden. Verunreinigungen sind nach 
Beendigung der Säuberung unverzüglich unter 
Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestim-
mungen zu entsorgen. Kehricht und sonstiger 
Unrat darf nicht in Straßenrinnen, 
Einlaufschächten und Gräben gekehrt werden. 
Laub ist unverzüglich zu beseitigen, wenn es eine 
Gefährdung des Verkehrs (Rutsch- oder 
Stolpergefahr) darstellt. 
 
 

 
§ 6 

Umfang der übertragenen 
Winterwartungspflicht 

 

auf die gesamte Straßenfläche. 
 
(3) Zur ordnungsgemäßen Reinigung gehört 
unabhängig vom Verursacher die Beseitigung von 
Schmutz, tierischen Exkrementen, 
Zigarettenresten, Verpackungen, Glas, Laub und 
sonstigen Verunreinigungen jeder Art sowie auch 
die Beseitigung von Gras- und Pflanzenwuchs, 
auch an Gehwegzubehör wie z.B. aufgestellten 
Pollern, Verkehrsschildern oder Blumenkübeln; 
dabei ist die Anwendung von Herbiziden nicht 
erlaubt. Belästigende Staubentwicklung ist zu 
vermeiden. Verunreinigungen sind nach 
Beendigung der Säuberung unverzüglich unter 
Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestim-
mungen zu entsorgen. Kehricht und sonstiger 
Unrat darf nicht in Straßenrinnen, 
Einlaufschächten und Gräben gekehrt werden. 
Verschmutzungen – insbesondere durch 
Glasbruch, wilden Müll sowie Laub oder Blüten – 
sind unverzüglich zu beseitigen, wenn sie eine 
Gefährdung des Verkehrs darstellen (Rutsch-, 
Stolper- oder Verletzungsgefahr). 

 
§ 6 

Umfang der übertragenen 
Winterwartungspflicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Reinigungspflicht bei Vorliegen einer 
Gefährdung der Verkehrssicherheit 
 
 
 
 
 
 

88



Anlage 1 zu AöR-22057: Synopse Straßenreinigungssatzung 
 

9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR  
- Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn  

Synopse 
 

Seite 12 von 16 
 

1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m 
von Schnee freizuhalten; dies gilt auch für Wohn- 
und Stichwege sowie sonstige Verkehrsflächen, 
auf denen sowohl Fußgänger- als auch 
Radverkehr gemeinsam zugelassen sind 
(Zeichen 240 StVO). Auf Gehwegen ist bei Eis 
und Schneeglätte zu streuen, wobei die 
Verwendung von Salz oder sonstigen 
auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; 
ihre Verwendung ist nur erlaubt 
 
 
 
 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen 
(z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von 
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende 
Streuwirkung zu erzielen ist, 
 
b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. 
Treppen, Rampen, Brückenauf- oder abgängen, 
starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder 
ähnlichen Geh- wegabschnitten. 
 
Die Verwendung von Salz oder sonstigen 
auftauenden Stoffen ist dabei auf das unbedingt 
erforderliche Maß zu beschränken. Rückstände 

 
1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m 
von Schnee freizuhalten; dies gilt auch für Wohn- 
und Stichwege sowie sonstige Verkehrsflächen, 
auf denen sowohl Fußgänger- als auch 
Radverkehr gemeinsam zugelassen sind (Zeichen 
240 StVO). Im Bereich von Straßenkreuzungen 
und –einmündungen sowie an 
Fußgängerüberwegen ist der Gehweg bis zur 
Bordsteinkante zu räumen. Auf Gehwegen ist bei 
Eis und Schneeglätte zu streuen, wobei die 
Verwendung von Salz oder sonstigen 
auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; 
ihre Verwendung ist nur erlaubt 
 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen 
(z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von 
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende 
Streuwirkung zu erzielen ist, 
 
b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. 
Treppen, Rampen, Brückenauf- oder abgängen, 
starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder 
ähnlichen Geh- wegabschnitten. 
 
Die Verwendung von Salz oder sonstigen 
auftauenden Stoffen ist dabei auf das unbedingt 

 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Winterwartungspflicht bei Gehwegen 
im Bereich von Straßenkreuzungen 
und –einmündungen sowie an 
Fußgängerüberwegen 
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sind sobald als möglich zu entfernen. 
 

§ 7 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Bundesstadt Bonn erhebt für die von der 
bonnorange AöR durchgeführte Reinigung der 
öffentlichen Straßen Benutzungsgebühren nach § 
6 Abs. 2 KAG NRW in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
StrReinG NRW (Gebührenhoheit). Die Höhe der 
Benutzungsgebühr richtet sich nach der zu dieser 
Satzung erlassenen Gebührenordnung in der 
jeweils geltenden Fassung. Den Kostenanteil, der 
auf das allgemeine öffentliche Interesse an der 
Reinigung sowie auf die Reinigung der Straßen 
oder Straßenteile entfällt, für die eine 
Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die 
Bundesstadt Bonn. 
 
 
 
 

 
§ 8 

Ordnungswidrigkeit 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

erforderliche Maß zu beschränken. Rückstände 
sind sobald als möglich zu entfernen. 

 
§ 7 

Benutzungsgebühren 
 

(1) Die Bundesstadt Bonn erhebt für die von der 
bonnorange AöR durchgeführte Reinigung der 
öffentlichen Straßen von den Eigentümer*innen 
der durch die Straße erschlossenen Grundstücke 
Benutzungsgebühren nach § 6 Abs. 2 KAG NRW 
in Verbindung mit § 3 Abs. 1 StrReinG NRW 
(Gebührenhoheit) und § 3 Absatz 2 Satz 1 der 
Gebührenordnung über die Straßenreinigung in 
der Bundesstadt Bonn. Die Höhe der 
Benutzungsgebühr richtet sich nach der zu dieser 
Satzung erlassenen Gebührenordnung in der 
jeweils geltenden Fassung. Den Kostenanteil, der 
auf das allgemeine öffentliche Interesse an der 
Reinigung sowie auf die Reinigung der Straßen 
oder Straßenteile entfällt, für die eine 
Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die 
Bundesstadt Bonn. 

 
§ 8 

Ordnungswidrigkeit 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Definition der Gebührenpflichtigen 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Definition der Gebührenerhebung 
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fahrlässig seiner Reinigungspflicht nach §§ 2 - 6 
dieser Satzung nicht nachkommt oder gegen ein 
Ge- oder Verbot der §§ 2 - 6 dieser Satzung 
verstößt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 7 Abs. 2 
Gemeindeordnung NRW handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 Herbizide 
anwendet, 
 
2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 2 belästigende 
Staubentwicklungen nicht vermeidet, 
 
3. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 4 Kehricht und 
sonstigen Unrat in Straßenrinnen, Einlaufschächte 
und Gräben kehrt, 
 
4. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 2 
Verschmutzungen – insbesondere durch 
Glasbruch, wilden Müll sowie Laub oder Blüten – 
nicht unverzüglich beseitigt, wenn sie eine 
Gefährdung des Verkehrs darstellen (Rutsch-, 
Stolper- oder Verletzungsgefahr), 
 
5. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 Salz oder 
sonstige auftauende Stoffe in anderen als den 
nach § 6 Abs. 1 Satz 3 lit. a) und lit. b) 
zugelassenen Fällen verwendet oder Rückstände 
entgegen § 6 Abs. 1 Satz 5 nicht sobald als 
möglich entfernt, 
 

Inhaltliche Änderung: Klarstellung der 
Definition von Ordnungswidrigkeiten 
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6. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht an 
Haltestellen für den öffentlichen 
Personennahverkehr oder für Schulbusse die 
Gehwege so von Schnee freihält und bei Glätte 
bestreut, dass ein gefahrloses Ein- und 
Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang 
zu den Haltestelleneinrichtungen, 
Fahrgastunterständen und U-Bahn Ausgängen 
gewährleistet ist, 
 
7. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 nicht in der 
Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr - in den 
Geschäftsstraßen mit verlängerter Verkaufszeit 
bis 20.30 Uhr - (sonn- und feiertags von 9.00 bis 
20.00 Uhr) gefallenen Schnee und entstandene 
Glätte unverzüglich nach Beendigung des 
Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte 
beseitigt, 
 
8. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 nicht nach 
20.00 Uhr bzw. 20.30 Uhr gefallenen Schnee und 
entstandene Glätte am Folgetag (werktags bis 
7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr) 
beseitigt, 
 
9. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 Schnee nicht 
auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des 
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(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in 
der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behörde 
im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der 
Oberbürgermeister. 
 
 

Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so 
lagert, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr 
hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet 
oder behindert wird, 
 
10. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 4 Baumscheiben 
und begrünte Flächen mit Salz oder sonstigen 
auftauenden Materialien bestreut oder Schnee, 
der salzhaltige oder sonstige auftauende Mittel 
enthält, auf ihnen lagert, 
 
11. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 5 die Einläufe in 
Entwässerungsanlagen und die Hydranten nicht 
von Eis und Schnee freihält, 
 
12. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 6 Schnee und 
Eis von Grundstücken auf die Straße schafft. 
 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer 
Geldbuße von bis zu 1.000,- € geahndet werden. 
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in 
der jeweils gültigen Fassung. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Änderung: Klarstellung für 
die Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten 
 
 
 
 

 

93



Anlage 2 zu AöR-22057: Änderungstext zur Satzung 

 
9. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange - Anstalt des öffentlichen 

Rechts (AöR) über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn 
 

Aufgrund von § 7 in Verbindung mit § 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. 
NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11.4.2019 (GV. NRW. S. 
202), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StReinG) vom 
18.12.1975 (GV. NRW. S. 706, ber. 1976 S. 12), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25.10.2016 (GV. NRW. S. 868) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Verwaltungsrat der 
bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in seiner Sitzung am 18.03.2022 folgende 
Satzung beschlossen: 

 
Artikel I 

 
Die Satzung über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn der bonnorange - Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) - vom 18.12.2012, zuletzt geändert durch Satzung vom 19.04.2022 
(Straßenreinigungssatzung), wird wie folgt geändert: 
 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

Inhalt der Reinigungspflicht 
 
„(1) Die bonnorange AöR betreibt die Straßenreinigung der dem öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen 
Ortslagen, bei Bundesstraßen, Landesstraßen, Radschnellverbindungen des Landes und 
Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, im Stadtgebiet der Bundesstadt Bonn als 
öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser Satzung den 
Grundstückseigentümern übertragen wird.“ 
 

2. Es wird ein neuer § 1 Abs. 2 eingefügt: 
 
„(2) Zu den öffentlichen Straßen gehören insbesondere Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, 
Fahrradstraßen, Park- und Seitenstreifen, Parkbuchten und Parktaschen, das 
Straßenbegleitgrün, Bushaltestellenbuchten und die von der Bundesstadt Bonn errichteten 
Mobilstationen.“ 
 

3. § 1 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
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„(3) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie die Winterwartung der Gehwege und 
der Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Verunreinigungen von 
der Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht unerheblich beeinträchtigen oder eine 
Gefährdung des Verkehrs darstellen können. 
 
Die Reinigungspflicht der AöR beschränkt sich als Winterwartung auf das Schneeräumen 
sowie das Bestreuen an den gefährlichen Stellen der verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- 
und Eisglätte (eingeschränkte Winterwartung).“ 
 

4. § 1 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(5) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gelten die dem Fahrverkehr dienenden Teile der 
Straße.“ 
 

5. § 2 Abs. 1 wird wie folgt durch die Absätze 1 bis 2 ersetzt: 
 

Übertragung der Reinigungspflicht auf die 
Grundstückseigentümer*innen 

 
„(1) Die Pflicht zur Reinigung der durch Aufnahme in das Straßenverzeichnis kenntlich 
gemachten Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang nach 
Maßgabe des § 4 Abs. 1 des Straßenreinigungsgesetzes NRW, den Eigentümer*innen der 
an sie angrenzenden und durch sie erschlossenen Grundstücke (Anlieger*in) jeweils für die 
Länge der gemeinsamen Grenze zwischen Grundstück und Straße auferlegt. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des/der Eigentümer*in der/die 
Erbbauberechtigte. 
 
Die Bundesstadt Bonn hat der bonnorange AöR die ihr obliegende Reinigungspflicht der 
Gehwege und Fahrbahnen – mit Ausnahme der Winterwartung der Gehwege – vor den 
Liegenschaften der Bundesstadt Bonn übertragen. 
 
(2) Wurde die Reinigungspflicht in Stichstraßen und Sackgassen – jeweils auch mit 
Wendehammer – auf die Grundstückseigentümer*innen übertragen, sind auch die 
Grundstückseigentümer*innen der an die Kopfseite angrenzenden Grundstücke zur Gehweg- 
und Fahrbahnreinigung verpflichtet. Die an das jeweilige Grundstück angrenzende Fahrbahn 
ist in einer Tiefe zu reinigen, die der halben Breite der Stichstraße oder Sackgasse entspricht. 
Überlappen sich die zu reinigenden Flächen zweier oder mehrerer 
Grundstückseigentümer*innen, so ergibt sich die jedem/jeder Grundstückseigentümer*in 
obliegende Reinigungsfläche, indem von den Schnittpunkten der sich überlappenden 
Reinigungsflächen diagonale Linien zu den Ecken der jeweiligen Grundstücke gezogen 
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werden, die an die zu reinigende Straße angrenzen. Die an das jeweilige Grundstück 
angrenzende (im Regelfall dreieckige) Fläche ist die zu reinigende Fläche.“ 
 

6. § 3 Absatz 2 wird durch § 3 Absatz 3 ersetzt und wie folgt gefasst: 
 

Begriff des Grundstücks 
 
„(2) Erschlossen ist ein Grundstück im Sinne dieser Satzung - in Verbindung mit § 4 Absatz 1 
StrReinG NRW -, wenn von der zu reinigenden Straße rechtlich und tatsächlich ein Zugang zu 
dem betreffenden Grundstück hergestellt werden kann. Das gilt in der Regel auch, wenn das 
Grundstück durch Anlagen wie Gräben, Böschungen, Grünanlagen, Straßenbegleitgrün, 
Mauern oder in ähnlicher Weise von der öffentlichen Straße getrennt ist.“ 
 

7. § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

Art der Reinigungspflicht 
 
(1) Die zu reinigenden öffentlichen Straßen sind in dem anliegenden Straßenverzeichnis 
nach Reinigungsverpflichtung und Straßenreinigungshäufigkeit in Klassen 
(Reinigungsklassen) eingeteilt. Die Anzahl der regelmäßigen Reinigungen wird durch die 
Einteilung der Straßen in die Reinigungsklassen „A 0,5“ bis „D 14“ bestimmt. 
 
In der Reinigungsklasse „A 0,5“ und „B 0,5“ ist 14-täglich einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 1“ ist wöchentlich einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 2“ ist wöchentlich zweimal, 
in der Reinigungsklasse „B 3“ ist wöchentlich dreimal und 
in der Reinigungsklasse „B 6“ ist wöchentlich sechsmal 
zu reinigen. 
 
In der Reinigungsklasse „C 1“ wird wöchentlich einmal, 
in der Reinigungsklasse „C 2“ wird wöchentlich zweimal, 
in der Reinigungsklasse „C 3“ wird wöchentlich dreimal, 
in der Reinigungsklasse „C 6“ wird wöchentlich sechsmal und 
in der Reinigungsklasse „C 7“ wird einmal täglich 
gereinigt. 
 
In der Reinigungsklasse „D“ findet eine Reinigung der gesamten Verkehrsfläche mit 
erhöhtem Aufwand statt. 
 
In der Reinigungsklasse „D 4“ wird viermal wöchentlich, 
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in der Reinigungsklasse „D 7“ wird täglich, 
in der Reinigungsklasse „D 13“ wird werktäglich zweimalig sowie einmal sonntags und 
in der Reinigungsklasse „D 14“ wird täglich zweimal  
gereinigt.“ 
 

 
 

8. § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Die Reinigung für Fahrbahnen und Gehwege sowie die Winterwartung für Gehwege 
obliegen in der Reinigungsklasse „A 0,5“ den Anlieger*innen, während die Winterwartung von 
Fahrbahnen von der bonnorange AöR auszuführen ist. In den Reinigungsklassen „B 0,5“ bis 
„B 6“ obliegt die Reinigung sowie die Winterwartung für die Gehwege den Anlieger*innen, 
während die Reinigung und die Winterwartung von Fahrbahnen von der bonnorange AöR 
ausgeführt wird. In den Reinigungsklassen „C 1“ bis „C 7“ obliegt die Reinigung für Fahrbahnen 
und Gehwege sowie die Winterwartung für Fahrbahnen der bonnorange AöR, während die 
Winterwartung für Gehwege von den Anlieger*innen auszuführen ist. In den 
Reinigungsklassen „D 4“ bis „D 14“ obliegt die Reinigung der gesamten Verkehrsfläche der 
bonnorange AöR. Gleiches gilt für die Winterwartung mit Ausnahme eines mindestens 1,50 m 
breiten Streifens entlang des Grundstücks zur Straßenmitte hin, auf dem die Anlieger*innen 
die Winterwartung wahrzunehmen haben.“ 

Reinigungsintervall und -zuständigkeit

GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB

A0,5 A A A A
1,50 m 

Anlieger
bo

B0,5 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B1 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C1 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B2 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C2 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B3 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C3 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D4 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B6 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C6 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C7 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D7 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D14 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

Winterwartung* Reini-
 gungs-
 klasse

* bei Rutsch-, Stolper- oder Verletzungsgefahr. *07-20:00 (20:30) Uhr

2x/Woche 3x/Woche 4x/Woche 6x/Woche 7x/Woche 14x/WocheUnverzüglich* 14-täglich 1x/Woche
GW = Gehweg, FB = Fahrbahn A = Anlieger, bo = bonnorange
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9. § 4 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Die Reinigung von Bushaltestellen und Mobilstationen auf Gehwegen sowie die Reinigung 
des Straßenbegleitgrüns erfolgt unabhängig von der Reinigungsklasse von der bonnorange 
AöR. Der Umfang der Winterwartungspflicht der Anlieger*innen für Bushaltestellen auf 
Gehwegen beschränkt sich dabei auf die Pflichten nach § 6. Eine Winterwartungspflicht für 
Mobilstationen auf Gehwegen besteht für Anlieger*innen nicht. Die Reinigung des 
Straßenbegleitgrüns durch die bonnorange AöR beschränkt sich auf die Beseitigung von 
Verunreinigungen.“ 
 

10. § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 
 

„(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf 
einer Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger*in vorhanden, erstreckt sich die 
Reinigungspflicht auf die gesamte Straßenfläche.“ 
 

11. § 5 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„(3) Zur ordnungsgemäßen Reinigung gehört unabhängig vom Verursacher die Beseitigung 
von Schmutz, tierischen Exkrementen, Zigarettenresten, Verpackungen, Glas, Laub und 
sonstigen Verunreinigungen jeder Art sowie auch die Beseitigung von Gras- und 
Pflanzenwuchs, auch an Gehwegzubehör wie z.B. aufgestellten Pollern, Verkehrsschildern 
oder Blumenkübeln; dabei ist die Anwendung von Herbiziden nicht erlaubt. Belästigende 
Staubentwicklung ist zu vermeiden. Verunreinigungen sind nach Beendigung der Säuberung 
unverzüglich unter Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. 
Kehricht und sonstiger Unrat darf nicht in Straßenrinnen, Einlaufschächten und Gräben 
gekehrt werden. Verschmutzungen – insbesondere durch Glasbruch, wilden Müll sowie Laub 
oder Blüten – sind unverzüglich zu beseitigen, wenn sie eine Gefährdung des Verkehrs 
darstellen (Rutsch-, Stolper- oder Verletzungsgefahr).“ 
 

12. § 6 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten; dies gilt auch für 
Wohn- und Stichwege sowie sonstige Verkehrsflächen, auf denen sowohl Fußgänger- als 
auch Radverkehr gemeinsam zugelassen sind (Zeichen 240 StVO). Im Bereich von 
Straßenkreuzungen und –einmündungen sowie an Fußgängerüberwegen ist der Gehweg bis 
zur Bordsteinkante zu räumen. Auf Gehwegen ist bei Eis und Schneeglätte zu streuen, 
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wobei die Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten 
ist; ihre Verwendung ist nur erlaubt 
 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von 
abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 
 
b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder 
abgängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten. 
 
Die Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen ist dabei auf das unbedingt 
erforderliche Maß zu beschränken. Rückstände sind sobald als möglich zu entfernen.“ 
 

13. § 7 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Die Bundesstadt Bonn erhebt für die von der bonnorange AöR durchgeführte Reinigung 
der öffentlichen Straßen von den Eigentümer*innen der durch die Straße erschlossenen 
Grundstücke Benutzungsgebühren nach § 6 Abs. 2 KAG NRW in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
StrReinG NRW (Gebührenhoheit) und § 3 Absatz 2 Satz 1 der Gebührenordnung über die 
Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn. Die Höhe der Benutzungsgebühr richtet sich 
nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
Den Kostenanteil, der auf das allgemeine öffentliche Interesse an der Reinigung sowie auf 
die Reinigung der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die eine Gebührenpflicht nicht 
besteht, trägt die Bundesstadt Bonn. 
 

14. § 8 wird wie folgt gefasst: 
 

Ordnungswidrigkeit 
 
„(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 7 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 Herbizide anwendet, 
 
2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 2 belästigende Staubentwicklungen nicht vermeidet, 
 
3. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 4 Kehricht und sonstigen Unrat in Straßenrinnen, 
Einlaufschächte und Gräben kehrt, 
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4. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 2 Verschmutzungen – insbesondere durch Glasbruch, 
wilden Müll sowie Laub oder Blüten – nicht unverzüglich beseitigt, wenn sie eine Gefährdung 
des Verkehrs darstellen (Rutsch-, Stolper- oder Verletzungsgefahr), 
 
5. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 Salz oder sonstige auftauende Stoffe in anderen als den 
nach § 6 Abs. 1 Satz 3 lit. a) und lit. b) zugelassenen Fällen verwendet oder Rückstände 
entgegen § 6 Abs. 1 Satz 5 nicht sobald als möglich entfernt, 
 
6. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht an Haltestellen für den öffentlichen 
Personennahverkehr oder für Schulbusse die Gehwege so von Schnee freihält und bei 
Glätte bestreut, dass ein gefahrloses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und 
Abgang zu den Haltestelleneinrichtungen, Fahrgastunterständen und U-Bahn Ausgängen 
gewährleistet ist, 
 
7. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 nicht in der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr - in den 
Geschäftsstraßen mit verlängerter Verkaufszeit bis 20.30 Uhr - (sonn- und feiertags von 9.00 
bis 20.00 Uhr) gefallenen Schnee und entstandene Glätte unverzüglich nach Beendigung 
des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte beseitigt, 
 
8. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 nicht nach 20.00 Uhr bzw. 20.30 Uhr gefallenen Schnee 
und entstandene Glätte am Folgetag (werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 
Uhr) beseitigt, 
 
9. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 Schnee nicht auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil 
des Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so lagert, dass der Fußgänger- und 
Fahrverkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird, 
 
10. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 4 Baumscheiben und begrünte Flächen mit Salz oder 
sonstigen auftauenden Materialien bestreut oder Schnee, der salzhaltige oder sonstige 
auftauende Mittel enthält, auf ihnen lagert, 
 
11. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 5 die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten 
nicht von Eis und Schnee freihält, 
 
12. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 6 Schnee und Eis von Grundstücken auf die Straße schafft. 
 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße von bis zu 1.000,- € geahndet werden. 
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
in der jeweils gültigen Fassung.“ 
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Artikel II 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Verwaltungsratsvorsitzende der bonnorange AöR hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der bonnorange AöR vorher gerügt 

und dabei die verletzende Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bonn, den 26.08.2022 
 
gez. Wiesner 
Vorsitzender Verwaltungsrat bonnorange AöR 
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Satzung 
der bonnorange -Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR)-

über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn 
vom 18.12.2012 (in Kraft getreten am 01.01.2013) 

 
 
 
 
 

Verzeichnis der Änderungen 
 

Änderungen vom in Kraft getreten am Änderungen 

  23.04.2013 30.04.2013 (Abl. S. 136) / rückwirkend 
zum 01.01.2013 

 § 5 

17.12.2013 19.12.2013 (Abl. S. 1164)  §§ 1, 6 

19.12.2016 28.12.2016 (Abl. S. 1700)  §§ 2, 4 

10.08.2018 01.09.2018 (Abl. S. 1115)  Straßenverzeichnis 

06.12.2019 01.01.2020 (Abl. S. 1019)  §§ 2, 4, 6, 8, Straßenverzeichnis 

13.02.2020                   27.02.2020 (Abl. S. 55)  §§ 4, 6, Straßenverzeichnis 
  15.12.2020                   01.01.2021 (Abl. S. 1590)  §§ 1, 2, 

  19.04.2022                   01.05.2022 (Abl. S. 188)  §§ 1, 4, 5 
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Satzung über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn 
 
Aufgrund von § 7 in Verbindung mit § 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04.2019 (GV. NRW. S. 202), der §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StReinG) vom 18.12.1975 (GV. NRW. S. 706, 
ber. 1976 S. 12), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.10.2016 (GV. NRW. S.868) und der §§ 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV. NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 
90), hat der Verwaltungsrat der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in seiner 
Sitzung am 18.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Die Bundesstadt Bonn wandelt zum 01.01.2013 ihr ehemaliges Leistungszentrum Amt 70 zur 
wirtschaftlichen Aufgabenwahrnehmung in eine Anstalt des öffentlichen Rechts bonnorange AöR 
um. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR vom 30.11.2012 übernimmt die 
Anstalt unter anderem die Aufgaben der Straßenreinigung der Bundesstadt Bonn, die sie in 
eigenem Namen und in eigener Verantwortung durchführt (§ 114a Abs. 3 Satz 1 GO NRW). Das 
Kommunalunternehmen übernimmt insoweit die Pflichten der Bundesstadt Bonn und ist alleinver-
antwortlicher Aufgabenträger, soweit ihm Aufgaben von der Bundesstadt Bonn übertragen wurden. 
 
Dieses Recht zur Aufgabenwahrnehmung umfasst gemäß § 4 der Unternehmenssatzung auch das 
Recht der Anstalt, Satzungen zu erlassen. 
 
Das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NW. 1969, S.712) in der derzeit gültigen Fassung für die 
Aufgaben der Straßenreinigung obliegt weiterhin der Bundesstadt Bonn in Wahrnehmung hoheit-
licher Aufgaben. 
 
 

§ 1 
Inhalt der Reinigungspflicht 

 
(1) Die bonnorange AöR betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, 
Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei Bundesstraßen, 
Landesstraßen, Radschnellverbindungen des Landes und Kreisstraßen jedoch nur der 
Ortsdurchfahrten, im Stadtgebiet der Bundesstadt Bonn als öffentliche Einrichtung, soweit die 
Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser Satzung den Grundstückseigentümern übertragen wird. 
 
(2) Zu den öffentlichen Straßen gehören insbesondere Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, 
Fahrradstraßen, Park- und Seitenstreifen, Parkbuchten und Parktaschen, das Straßenbegleitgrün, 
Bushaltestellenbuchten und die von der Bundesstadt Bonn errichteten Mobilstationen. 
 
(3) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie die Winterwartung der Gehwege und der 
Fahrbahnen. Die Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Verunreinigungen von der 
Straße, die die Hygiene oder das Stadtbild nicht unerheblich beeinträchtigen oder eine Gefährdung 
des Verkehrs darstellen können.  
 
Die Reinigungspflicht der AöR beschränkt sich als Winterwartung auf das Schneeräumen sowie 
das Bestreuen an den gefährlichen Stellen der verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und Eis-
glätte (eingeschränkte Winterwartung). 
 
(4) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 
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 - alle selbstständigen Gehwege  
 - die gemeinsamen Geh- und Radwege (Zeichen 240 StVO)  

- alle Straßenteile, die erkennbar für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehen sind,  
 

- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und   
Straßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, insbesondere 
in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325.1, 325.2 zu § 42 Abs. 2 StVO) und den 
Fußgängerbereichen (Zeichen 242.1, 242.2 zu § 41 StVO). 

 
(5) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gelten die dem Fahrverkehr dienenden Teile der 
Straße. 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die 

Grundstückseigentümer*innen 
 
(1) Die Pflicht zur Reinigung der durch Aufnahme in das Straßenverzeichnis kenntlich gemachten 
Fahrbahnen und Gehwege wird in dem darin festgelegten Umfang nach Maßgabe des § 4 Abs. 1 
des Straßenreinigungsgesetzes NRW, den Eigentümer*innen der an sie angrenzenden und durch 
sie erschlossenen Grundstücke (Anlieger*in) jeweils für die Länge der gemeinsamen Grenze 
zwischen Grundstück und Straße auferlegt. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt 
an die Stelle des/der Eigentümer*in der/die Erbbauberechtigte. 
 
Die Bundesstadt Bonn hat der bonnorange AöR die ihr obliegende Reinigungspflicht der Gehwege 
und Fahrbahnen – mit Ausnahme der Winterwartung der Gehwege – vor den Liegenschaften der 
Bundesstadt Bonn übertragen. 
 
(2) Wurde die Reinigungspflicht in Stichstraßen und Sackgassen – jeweils auch mit Wendehammer 
– auf die Grundstückseigentümer*innen übertragen, sind auch die Grundstückseigentümer*innen 
der an die Kopfseite angrenzenden Grundstücke zur Gehweg- und Fahrbahnreinigung verpflichtet. 
Die an das jeweilige Grundstück angrenzende Fahrbahn ist in einer Tiefe zu reinigen, die der 
halben Breite der Stichstraße oder Sackgasse entspricht. Überlappen sich die zu reinigenden 
Flächen zweier oder mehrerer Grundstückseigentümer*innen, so ergibt sich die jedem/jeder 
Grundstückseigentümer*in obliegende Reinigungsfläche, indem von den Schnittpunkten der sich 
überlappenden Reinigungsflächen diagonale Linien zu den Ecken der jeweiligen Grundstücke 
gezogen werden, die an die zu reinigende Straße angrenzen. Die an das jeweilige Grundstück 
angrenzende (im Regelfall dreieckige) Fläche ist die zu reinigende Fläche. 
 
(3) Die nicht im Straßenverzeichnis aufgeführten Fuß- und Verbindungswege, einschließlich der 
selbständigen Gehwege, innerhalb der geschlossenen Ortslage sind von den angrenzenden 
Grundstückseigentümern zu reinigen, sofern die Grundstücke über die zu reinigenden Wege 
erschlossen werden. 
 
(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Bundesstadt Bonn mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht übernehmen, wenn eine aus- 
reichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und 
nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 
 
(5) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, außerge-
wöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, befreit den Reinigungspflich-
tigen nicht von seiner Reinigungspflicht. Straßenumbenennungen haben keinen Einfluss auf die 
Reinigungspflicht.  
 
(6) Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 
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§ 3 
Begriff des Grundstücks 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das von der Straße erschlossene Buchgrundstück. 
 
(2) Erschlossen ist ein Grundstück im Sinne dieser Satzung, - in Verbindung mit § 4 Absatz 1 
StrReinG NRW -, wenn von der zu reinigenden Straße rechtlich und tatsächlich ein Zugang zu dem 
betreffenden Grundstück hergestellt werden kann. Das gilt in der Regel auch, wenn das Grundstück 
durch Anlagen wie Gräben, Böschungen, Grünanlagen, Straßenbegleitgrün, Mauern oder in 
ähnlicher Weise von der öffentlichen Straße getrennt ist. 
 
 

§ 4 
Art der Reinigungspflicht 

 
(1) Die zu reinigenden öffentlichen Straßen sind in dem anliegenden Straßenverzeichnis nach 
Reinigungsverpflichtung und -häufigkeit in Klassen (Reinigungsklassen) eingeteilt. Die Anzahl der 
regelmäßigen Reinigungen wird durch die Einteilung der Straßen in die Reinigungsklassen „A 0,5“ 
bis „D 14“ bestimmt. 
 
In der Reinigungsklasse „A 0,5“ und „B 0,5“ ist 14-täglich einmal,  
in der Reinigungsklasse „B 1“ ist wöchentlich einmal, 
in der Reinigungsklasse „B 2“ ist wöchentlich zweimal, 
in der Reinigungsklasse „B 3“ ist wöchentlich dreimal und 
in der Reinigungsklasse „B 6“ ist wöchentlich sechsmal 
zu reinigen. 
 
In der Reinigungsklasse „C 1“ wird wöchentlich einmal, 
in der Reinigungsklasse „C 2“ wird wöchentlich zweimal, 
in der Reinigungsklasse „C 3“ wird wöchentlich dreimal, 
in der Reinigungsklasse „C 6“ wird wöchentlich sechsmal und 
in der Reinigungsklasse „C 7“ wird einmal täglich 
gereinigt. 
 
In der Reinigungsklasse D findet eine Reinigung der gesamten Verkehrsfläche mit erhöhtem 
Aufwand statt.  
In der Reinigungsklasse „D 4“ wird viermal wöchentlich, 
in der Reinigungsklasse „D 7“ wird täglich, 
in der Reinigungsklasse „D 13“ wird werktäglich zweimalig sowie einmal sonntags und  
in der Reinigungsklasse „D 14“ wird täglich zweimal  
gereinigt. 
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(2) Die Reinigung für Fahrbahnen und Gehwege sowie die Winterwartung für Gehwege obliegen 
in der Reinigungsklasse „A 0,5“ den Anlieger*innen, während die Winterwartung von Fahrbahnen 
von der bonnorange AöR auszuführen ist. In den Reinigungsklassen „B 0,5“ bis „B 6“ obliegt die 
Reinigung sowie die Winterwartung für die Gehwege den Anlieger*innen, während die Reinigung 
und die Winterwartung von Fahrbahnen von der bonnorange AöR ausgeführt wird. In den 
Reinigungsklassen „C 1“ bis „C 7“ obliegt die Reinigung für Fahrbahnen und Gehwegen sowie die 
Winterwartung für Fahrbahnen der bonnorange AöR, während die Winterwartung für Gehwege von 
den Anlieger*innen auszuführen ist. In den Reinigungsklassen „D 4“ bis „D 14“ obliegt die Reinigung 
der gesamten Verkehrsfläche der bonnorange AöR. Gleiches gilt für die Winterwartung mit 
Ausnahme eines mindestens 1,50 m breiten Streifens entlang des Grundstücks zur Straßenmitte 
hin, auf dem die Anlieger*innen die Winterwartung wahrzunehmen haben. 
 
(3) Die Reinigung von Bushaltestellen und Mobilstationen auf Gehwegen sowie die Reinigung des 
Straßenbegleitgrüns erfolgt unabhängig von der Reinigungsklasse von der bonnorange AöR. Der 
Umfang der Winterwartungspflicht der Anlieger*innen für Bushaltestellen auf Gehwegen 
beschränkt sich dabei auf die Pflichten nach § 6. Eine Winterwartungspflicht für Mobilstationen auf 
Gehwegen besteht für Anlieger*innen nicht. Die Reinigung des Straßenbegleitgrüns durch die 
bonnorange AöR beschränkt sich auf die Beseitigung von Verunreinigungen. 
 
 

§ 5 
Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 

 
(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis zur Straßenmitte. Ist nur auf einer 
Straßenseite ein reinigungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die Reinigungspflicht auf 
die gesamte Straßenfläche. 
 

Reinigungsintervall und -zuständigkeit

GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB GW FB

A0,5 A A A A
1,50 m 

Anlieger
bo

B0,5 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B1 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C1 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B2 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C2 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B3 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C3 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D4 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

B6 A bo A bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C6 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

C7 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D7 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

D14 bo bo bo bo
1,50 m 

Anlieger
bo

GW = Gehweg, FB = Fahrbahn A = Anlieger, bo = bonnorange
Winterwartung* Reini-

 gungs-
 klasse

* bei Rutsch-, Stolper- oder Verletzungsgefahr. *07-20:00 (20:30) Uhr

2x/Woche 3x/Woche 4x/Woche 6x/Woche 7x/Woche 14x/WocheUnverzüglich* 14-täglich 1x/Woche

106



Anlage 3 zu AöR-22057: Volltext Straßenreinigungssatzung 
 
 
(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs.1, die übrigen Gehwege in ihrer gesamten Breite 
zu reinigen. Soweit sich auf dem Gehweg eine Bushaltestelle befindet, wird diese nicht von der 
Reinigungspflicht umfasst. 
 
(3) Zur ordnungsgemäßen Reinigung gehört unabhängig vom Verursacher die Beseitigung von 
Schmutz, tierischen Exkrementen, Zigarettenresten, Verpackungen, Glas, Laub und sonstigen 
Verunreinigungen jeder Art sowie auch die Beseitigung von Gras- und Pflanzenwuchs, auch an 
Gehwegzubehör wie z.B. aufgestellten Pollern, Verkehrsschildern oder Blumenkübeln; dabei ist die 
Anwendung von Herbiziden nicht erlaubt. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. 
Verunreinigungen sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich unter Berücksichtigung der 
Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Kehricht und sonstiger Unrat darf nicht in 
Straßenrinnen, Einlaufschächten und Gräben gekehrt werden. Laub ist unverzüglich zu beseitigen, 
wenn es eine Gefährdung des Verkehrs (Rutsch- oder Stolpergefahr) darstellt. Verschmutzungen 
– insbesondere durch Glasbruch, wilden Müll sowie Laub oder Blüten – sind unverzüglich zu 
beseitigen, wenn sie eine Gefährdung des Verkehrs darstellen (Rutsch-, Stolper- oder 
Verletzungsgefahr). 
 
 

§ 6 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

  
(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten; dies gilt auch für Wohn- 
und Stichwege sowie sonstige Verkehrsflächen, auf denen sowohl Fußgänger- als auch 
Radverkehr gemeinsam zugelassen sind (Zeichen 240 StVO). Im Bereich von Straßenkreuzungen 
und –einmündungen sowie an Fußgängerüberwegen ist der Gehweg bis zur Bordsteinkante zu 
räumen. Auf Gehwegen ist bei Eis und Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von Salz 
oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; ihre Verwendung ist nur erlaubt 
 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisregen), in denen durch Einsatz von 

abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 
 
b)  an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -abgän-

gen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Geh- wegabschnitten. 
 
Die Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen ist dabei auf das unbedingt erfor-
derliche Maß zu beschränken. Rückstände sind sobald als möglich zu entfernen. 
 
(2) An Haltestellen für den öffentlichen Personennahverkehr oder für Schulbusse müssen die 
Anlieger die Gehwege so von Schnee freihalten und bei Glätte bestreuen, dass ein gefahrloses 
Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang zu den Haltestelleneinrichtungen, 
Fahrgastunterständen und U-Bahn Ausgängen gewährleistet ist. Dies gilt auch dann, wenn ein 
Radweg vorhanden ist und unabhängig davon, ob dieser dem Gehweg oder der Fahrbahn zuzu-
ordnen ist. 
 
(3) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr - in den Geschäftsstraßen mit verlängerter Verkaufszeit bis 
20.30 Uhr - (sonn- und feiertags von 9.00 bis 20.00 Uhr) gefallener Schnee und entstandene Glätte 
sind unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte zu 
beseitigen. Nach 20.00 Uhr bzw. 20.30 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind am 
Folgetag (werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr) zu beseitigen. Der Schnee ist 
auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so 
zu lagern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet 
oder behindert wird. Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen 
auftauenden Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel enthaltender 
Schnee darf auf ihnen nicht gelagert werden. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die 
Hydranten sind von Eis und Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht 
auf die Straße geschafft werden. 
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§ 7 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Bundesstadt Bonn erhebt für die von der bonnorange AöR durchgeführte Reinigung der 
öffentlichen Straßen von den Eigentümer*innen der durch die Straße erschlossenen Grundstücke 
Benutzungsgebühren nach § 6 Abs. 2 KAG NRW in Verbindung mit § 3 Abs. 1 StrReinG NRW 
(Gebührenhoheit) und § 3 Absatz 2 Satz 1 der Gebührenordnung über die Straßenreinigung in der 
Bundesstadt Bonn. Die Höhe der Benutzungsgebühr richtet sich nach der zu dieser Satzung 
erlassenen Gebührenordnung in der jeweils geltenden Fassung. Den Kostenanteil, der auf das 
allgemeine öffentliche Interesse an der Reinigung sowie auf die Reinigung der Straßen oder 
Straßenteile entfällt, für die eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die Bundesstadt Bonn. 
 
(2) Bei Einschränkungen und Unterbrechungen der öffentlichen Straßenreinigung bis zu einem 
Monat infolge von Betriebsstörungen, betriebsnotwendigen Arbeiten, Streiks, behördlichen 
Verfügungen und ähnlichem oder durch höhere Gewalt entsteht kein Anspruch auf Ermäßigung 
der Gebühren. Ein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren entsteht auch nicht bei Behinderung 
durch stehende Fahrzeuge oder durch sonstiges Verhalten Dritter. 
 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeit 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 7 Abs. 2 Gemeindeordnung NRW handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
 
1. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 Herbizide anwendet, 
 
2. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 2 belästigende Staubentwicklungen nicht vermeidet, 
 
3. entgegen § 5 Abs. 3 Satz 4 Kehricht und sonstigen Unrat in Straßenrinnen, Einlaufschächte 
und Gräben kehrt, 
 
4. entgegen § 5 Abs. 4 Satz 2 Verschmutzungen – insbesondere durch Glasbruch, wilden Müll 
sowie Laub oder Blüten – nicht unverzüglich beseitigt, wenn sie eine Gefährdung des Verkehrs 
darstellen (Rutsch-, Stolper- oder Verletzungsgefahr), 
 
5. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 Salz oder sonstige auftauende Stoffe in anderen als den nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 3 lit. a) und lit. b) zugelassenen Fällen verwendet oder Rückstände entgegen § 6 
Abs. 1 Satz 5 nicht sobald als möglich entfernt, 
 
6. entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht an Haltestellen für den öffentlichen Personennahverkehr 
oder für Schulbusse die Gehwege so von Schnee freihält und bei Glätte bestreut, dass ein 
gefahrloses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Abgang zu den 
Haltestelleneinrichtungen, Fahrgastunterständen und U-Bahn Ausgängen gewährleistet ist, 
 
7. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 nicht in der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr - in den Geschäftsstraßen 
mit verlängerter Verkaufszeit bis 20.30 Uhr - (sonn- und feiertags von 9.00 bis 20.00 Uhr) gefallenen 
Schnee und entstandene Glätte unverzüglich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem 
Entstehen der Glätte beseitigt, 
 
8. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 nicht nach 20.00 Uhr bzw. 20.30 Uhr gefallenen Schnee und 
entstandene Glätte am Folgetag (werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr) beseitigt, 
 
9. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 3 Schnee nicht auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des 
Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so lagert, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr 
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hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird, 
 
10. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 4 Baumscheiben und begrünte Flächen mit Salz oder sonstigen 
auftauenden Materialien bestreut oder Schnee, der salzhaltige oder sonstige auftauende Mittel 
enthält, auf ihnen lagert, 
 
11. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 5 die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten nicht 
von Eis und Schnee freihält, 
 
12. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 6 Schnee und Eis von Grundstücken auf die Straße schafft. 
 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße von bis zu 1.000,- € geahndet werden. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 

 
- - - 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt. 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Verwaltungsratsvorsitzende der bonnorange AöR hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der bonnorange AöR vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
 

Bonn, den 18.12.2012 

gez. Wagner  
 
Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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Beschlussvorlage AöR-22058 Drucksache 
  Anlage(n) 

26.08.2022  Sitzungstermin 

TOP 1.4.4 Einführung Express Sperrmüll ab 2023 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Beschlussvorschlag: 

• Die Einführung des Express Sperrmülls in der Bundesstadt Bonn ab 2023 wird in
der nachfolgenden Fassung beschlossen.

• Der im Jahr 2022 eingeführte flexible Termin zur Sperrmüllabfuhr ohne zusätzliche
Gebühr pro Objekt, der nur durch Eigentümer*innen oder Hausverwaltungen verein-
bart werden kann, wird ab 2023 wieder eingestellt.

Begründung: 

Das Pilotprojekt „Sperrmüll auf Abruf“ wurde nach drei Jahren Testphase zum 31. De-

zember 2021 beendet. Hintergrund für die Testphase war die gewünschte Reduzierung 

von „Sperrmüllfledderei“ und illegalen wilden Müllablagerungen, die Senkung der Reini-

gungskosten für die Stadtreinigung sowie eine direkte und umfassende Sperrmüll-Bera-

tung zur richtigen Abfallentsorgung, um noch brauchbare Gegenstände der Weiterver-

wendung beziehungsweise Wiederverwertung zuzuführen. Trotz vieler Vorteile konnte 

das System „Sperrmüll auf Abruf“ die Teilnehmenden einer in 2020 durchgeführten Um-

frage bei den am Pilotprojekt Beteiligten nicht überzeugen: Ende April 2021 hat der Ver-

waltungsrat den Beschluss gefasst, die Organisation der Sperrmüllsammlung ab 2022 

weiterzuentwickeln und „Sperrmüll auf Abruf“ zu beenden. Gleichzeitig hat der Verwal-

tungsrat die bonnorange AöR beauftragt, die Einführung eines sog. Express Sperrmülls 

zu prüfen. 

Mit dem 1. Januar 2022 und erfolgter Satzungsänderung stehen aktuell allen Bürger*in-

nen drei feste Sperrmülltermine zur Verfügung. Die jeweiligen Abfuhrtermine werden im 

Abfallplaner bekannt gegeben. Zusätzlich kann pro Objekt ein flexibler Abholtermin ohne 
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zusätzliche Gebühr durch die Eigentümer*innen oder Hausverwaltungen vereinbart wer-

den. Die Bestellung erfolgt unter Angabe von Name, Straße, Hausnummer und Aktenzei-

chen (gemäß Grundbesitzabgabenbescheid). Mieter*innen werden gebeten, sich an 

Ihre*n Vermieter*in bzw. Ihre Hausverwaltung zu wenden. 

 

Zum heutigen Zeitpunkt, im dritten Quartal seit der Einführung des flexiblen Abholtermins 

durch Eigentümer*innen oder Hausverwaltungen zeigen sich folgende Herausforderungen:  

Das Prozedere über die Vermieter*innen oder Hausverwaltung bei großen Wohnanlagen 

und Mehrfamilienhäusern ist nach Rückmeldung aus dem Kundenservice der bonnorange 

AöR und anderen Quellen für sehr viele Mieter*innen nicht praktikabel und unflexibel. Einige 

der großen Verwaltungen sind nicht gewillt, Sondertermine zu vereinbaren, mit der Begrün-

dung des zu hohen Verwaltungsaufwandes. In diesem Fall hat die bonnorange AöR aktuell 

keine Handhabe. 

 

Andererseits ist bei anderen großen Wohnanlagen der eine zur Verfügung stehende flexible 

Abholtermin bereits ausgeschöpft. Für andere Mieter*innen gibt es dann keine Möglichkeit 

auf einen weiteren flexiblen Termin zurückzugreifen z.B.:  

• Für Haushaltsauflösungen bei Todesfällen.  

• Bei der Umstellung auf Pflegebetten oder Wohnungsaufgabe aufgrund des Einzuges 

in ein Pflegeheim, was in einer zunehmend alternden Gesellschaft immer häufiger 

vorkommt. 

• Bei normalen Wohnungsumzügen, die zeitlich auch nicht immer mit den festen Sperr-

müllterminen kompatibel sind. 

 

Gleichzeitig ist festzustellen, dass für den Großteil der Bonner Bürger*innen (die in Einfami-

lienhäusern und kleinen Mehrfamilienhäusern wohnen) drei feste Termine mehr als ausrei-

chend sind, um den jährlichen Abholungsbedarf für Sperrmüll zu decken.  

 

Angebot Express Sperrmüll: 

 

Um für die unterschiedlichen Bedürfnisse der Bürger*innen eine kundenfreundliche, flexible 

Lösung anzubieten, soll der sog. Express Sperrmüll eingeführt werden: 
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• Die Bezeichnung „Express“ bedeutet, dass ein schnellstmöglicher Termin inner-

halb von 3 Werktagen nach Bestellung erfolgen kann. Eine Terminvergabe zu ei-

nem späteren gewünschten Zeitpunkt ist auch möglich. 

• Die Terminvereinbarung der Sperrmüllabholung erfolgt gegen eine Pauschalge-

bühr für eine Menge von max. 5m³. Bei der Berechnung werden folgende Daten 

zugrunde gelegt: Der Stundensatz für einen Müllpresswagen mit Fahrer und der 

Stundensatz von zwei Müllwerkern. Zudem wird erfahrungsgemäß von 20 Aufträ-

gen, die in 7 Stunden Arbeitszeit pro Tag abgewickelt werden können, ausgegan-

gen. Die Gebühr sollte somit bei 74 Euro liegen, was dem marktüblichen Durch-

schnitt entspricht. Vergleichbar ist die Gebühr der RSAG mit 73,50 Euro, allerdings 

für eine kleinere Menge von 3 statt 5 m³. 

• Die Gebühr wird nach Maßgabe der Gebührenordnung über die Abfallentsorgung 

der Stadt Bonn erhoben. Für die administrative Abwicklung der Gebührenabrech-

nung ist ein zusätzlicher Personalbedarf nötig und sollte mit einer zusätzlichen E8 

Stelle (40 TEUR/Jahr) zumindest in Teilzeit abgedeckt werden.  

• Die Terminvereinbarung und Beratung erfolgt für alle Bürger*innen telefonisch 

über den Kundenservice oder per Online-Formular. Hier verfügt die bonnorange 

AöR über das bereits sehr erfahrene und gut eingespielte Team von Mitarbeiten-

den aus dem früheren Pilotprojekt „Sperrmüll auf Abruf“, so dass gute Rahmenbe-

dingungen für eine reibungslose, kundenfreundliche Auftragsannahme bereits vor-

liegen. 

• Die vereinbarten Termine können bis 12 Uhr am Vortag der Abfuhr kostenlos stor-

niert werden. Bei nicht rechtzeitig erfolgter Stornierung oder wenn am Abfuhrtag 

kein Sperrmüll vorgefunden wurde, wird eine Anfahrtsgebühr berechnet. Dies ist 

notwendig, um seitens der bonnorange AöR Leerfahrten zu vermeiden und die 

verursachten Fixkosten zu decken. Außerdem auch, um eine gewisse Verbindlich-

keit, den Termin wahrzunehmen, zu erzeugen. 

• Die Anfahrtsgebühr berechnet sich analog den zuvor genannten Daten und beträgt 

35 Euro. 

Die bonnorange AöR wird das neue Express Sperrmüll Angebot über die zur Verfügung 

stehenden Marketing- und Kommunikationskanäle sowie entsprechende Öffentlichkeits-

arbeit im Stadtgebiet bekannt machen. 
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Diese Weiterentwicklung der Sperrmüllsammlung für ein noch kundenfreundlicheres Ange-

bot, leistet durch die bedarfsgerechte zusätzliche Abfuhr auch einen Beitrag für den Umwelt- 

und Ressourcenschutz.  

 

Die bonnorange AöR beabsichtigt außerdem eine Sperrmüllanalyse zu beauftragen.  

Die Analyse soll Erkenntnisse über das enthaltene Potenzial zur höherwertigeren Verwer-

tung liefern und beziffern lassen. Daraus abgeleitet wird die bonnorange AöR weitere Vor-

schläge für die schonende Sperrmüllabfuhr gemäß KrWG-Novelle erarbeiten und dem Ver-

waltungsrat in 2023 vorstellen. 
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Beschlussvorlage AöR-22059 Drucksache 
3 Anlage(n) 

26.08.2022  Sitzungstermin 

TOP 1.45 8.Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange AöR
über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn
(Abfallsatzung - AbfS -)
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Beschlussvorschlag 

Die 8. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange – Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) – 

über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn (Abfallsatzung - AbfS -) wird in der als AöR-22059 

Anlage A beigefügten Fassung beschlossen. AöR-22059 Anlage B enthält die Gegenüberstellung der 

alten und neuen Fassung (Synopse). AöR-22059 Anlage C enthält eine nichtamtliche Lesefassung. 

Sachverhalt 

Wesentliche Änderungen in der Abfallsatzung (AbfS) 

Aktualisierung gesetzlicher Ermächtigungsgrundlagen 

Die Präambeln und der Text der Abfallsatzung verweisen u.a. als Ermächtigungsgrundlage auf die 

Paragrafen des Landesabfallgesetzes NRW (LAbfG NRW). Am 19.02.2022 ist ein neues Landeskreis-

laufwirtschaftsgesetz in NRW in Kraft getreten (LKrWG NRW). Die Gesetzesnovelle ersetzt das bishe-

rige LAbfG. Die im Satzungstext enthaltene Verweise auf LAbfG werden entsprechend ersetzt. 

Sperrmüll (§ 13) 

Die Regelung zu einer weiteren Sperrmüllabfuhr im Jahr ohne Erhebung einer zusätzlichen Gebühr 

nach Terminvereinbarung entfällt; diese ist in der aktuellen AbfS unvollständig bzw. irreführend formu-

liert: die Möglichkeit ist nur den Eigentümer*innen vorbehalten, was wenig praktikabel für die Mieter ist. 

Der Verwaltungsrat hat in seiner Sitzung am 30.04.2021 die bonnorange AöR beauftragt, die Einfüh-

rung zusätzlicher Sperrmüllabfuhren nach Terminvereinbarung gegen Gebühr zu prüfen. Die Prüfung  
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hat stattgefunden; die o.g. Regelung wird durch weitere Sperrmüllabholungen gegen Gebühr ersetzt 

und steht allen Bürger*innen der Bundesstadt Bonn als Angebot zur flexiblen Terminvereinbarung zu 

Verfügung, nicht nur Eigentümer*innen (s. auch Vorlage AöR-22058). 

 

PPK-Sammlung (§ 15) 
 
Das Altpapier wird in Bonn weitgehend über die kostenlose PPK-Tonne (Papier/Pappe/Kartonage) ge-

sammelt. Die Pflicht zur getrennten Erfassung ergibt sich aus dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG). 

Parallel wird bisher noch die PPK-Bündelsammlung durchgeführt. Diese Sammlung verstößt gegen § 

2 Lastenhandhabungsverordnung (LasthandhabV), die eine gesetzliche Pflicht des Arbeitgebers zur 

Vermeidung der Gefährdung für Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten begründet (das ständige 

Bücken und Anheben der Papierbündel stellt eine körperliche Dauerbelastung dar). Beim Regen wer-

den die Bündel zusätzlich aufgeweicht, das erschwert das Aufsammeln, den Transport und mindert die 

Papierqualität. Die PPK-Abfuhr wird ab 2023 über die PPK-Tonne durchgeführt.  

 

Als Alternative zu einer Papiertonne (Holsystem) gibt es in der Bundesstadt Bonn zusätzlich die Pa-

piercontainer im öffentlichen Straßenland und die Möglichkeit zur Abgabe an den Wertstoffhöfen (Bring-

system). Die Bürger können bei Bedarf ihre PPK-Bündel über diese Depotcontainer oder an den Wert-

stoffhöfen entsorgen. 
 
Die bonnorange AöR wird durch geeignete öffentlichkeitswirksame Maßnahmen die Bürger*innen zur 

Anpassung der PPK-Abfuhr informieren. An den hauptsächlich innerstädtischen Anfallstellen, wo eine 

Aufstellung der PPK-Tonnen nachweislich unmöglich ist, wird auf Antrag und Einzelprüfung vor Ort 

durch Mitarbeitende von bonnorange AöR eine standortbezogene Ausnahmegenehmigung zur Abstel-

lung von Papier in gebündelter Form erteilt (s. auch Vorlage AöR-22060). 

 

Sammlung Bioabfall (§ 18) 

 
In der derzeit gültigen Fassung der AbfS wird an diversen Stellen der Eigenkompostierung Vorrang 

gewährt und die Bioabfälle werden noch als „sonstige Abfälle“ behandelt. Beides sind veraltete Rege-

lungen, die der aktuellen Gesetzlage nicht mehr entsprechen. § 20 Abs. 2 Nr. 1 KrWG verpflichtet örE 

seit 2015 zur Getrenntsammlung von Bioabfällen; in § 14 Abs. 1 KrWG sind die Quoten für die Vorbe-

reitung zur Wiederverwertung und das Recycling von Siedlungsabfällen vorgeschrieben: 
 

1. spätestens ab dem 01.01.2020 mind. 50% 
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2. spätestens ab dem 01.01.2025 mind. 55% 

3. spätestens ab dem 01.01.2030 mind. 60% 

4. spätestens ab dem 01.01.2025 mind. 65% 

 

Die Quoten beziehen sich auf die Output-Mengen. Zu den Siedlungsabfällen gehören nach der Defini-

tion in § 3 Abs. 5a KrWG auch die Bioabfälle. Um die umfassende Sammlung in Sinne des KrWG zu 

gewähren, werden die Bioabfälle ab 2023 über die Biotonne gesammelt, die jedoch weiterhin freiwillig 

bleibt, um gute Sammelqualität zu wahren. 

 

Als neues Angebot bietet die bonnorange AöR die Vorsortiertüten für die Bioabfälle an (Beschluss VR-

Sitzung 18.03.2022, TOP 1.4.3). Die Vorsortiertüten werden in den gleichen Verkaufsstellen wie Bei-

stellsäcke für 1 € / 10 Stk. angeboten. 

 

Unwesentliche Änderungen in der Abfallsatzung (AbfS) 
 

Die unwesentlichen Änderungen sind die redaktionellen Korrekturen, Neuformulierungen zur Klarstel-

lung und Aktualisierung der veralteten Gesetzesverweise (KrWG, VerpackVO). 

 

Die Begründungen der Änderungen sind im Einzelnen der Anlage B (Synopse) zu AöR-22059 zu ent-

nehmen. 

 
Anlagen 
Anlage A - 8. Satzung zur Änderung der Satzung der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts 

(AöR) - über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen 

Fassung (Abfallsatzung - AbfS -) 

Anlage B - Synopse Abfallsatzung 

Anlage C – nichtamtliche Lesefassung der Abfallsatzung 

 

116



AöR-22059 / Anlage A, 26.08.2022 

1 
 

8. Satzung zur Änderung der Satzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - 

über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  
in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 

(Abfallsatzung - AbfS -) 
 

 
Aufgrund 
 
• der §§ 7 bis 9, 114a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NW. S.666) SGV:NRW:2023, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) i.V.m. § 4 der Unternehmenssatzung, 

• des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I. 2012, S. 212 ff.), 
zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), des 
Elektro- und Elektronikgerätegesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I.   I S. 1739), das durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 13. 04 2017 (BGBI. I. 2017, S 872) geändert worden ist, zuletzt geändert durch Artikel 
23 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), 

• der §§ 2, 3, 5, 6 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW (LKrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), 

• § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 28.04.2022 (BGBl. I S. 700) 

• § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 
05.10.2021 (BGBl. I S. 4607) 
 

jeweils in der derzeit gültigen Fassung  
 
hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am xy.2022 folgende 8. 
Satzungsänderung zu der am 18.12.2012 erlassenen Abfallsatzung beschlossen: 
 

Art. I 
 

Die Satzung der bonnorange AöR über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn vom 
18.12.2012, zuletzt geändert durch Satzung vom 14.12.2021, wird wie folgt geändert: 
 
1. Überschrift 

 
Satzung der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - über die 
Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 
 

2. Rubrum 
 
 […] 

hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am xy.2022 folgende 8. 
Änderungssatzung zu der am 18.12.2012 erlassenen Abfallsatzung beschlossen: 
 

3. Gesetzliche Grundlagen 
 
Am 19.02.2022 ist ein neues Landeskreislaufwirtschaftsgesetz in NRW in Kraft getreten 
(LKrWG). Die Gesetzesnovelle ersetzt das bisherige Landesabfallgesetz (LAbfG). Die im 
Satzungstext enthaltene Verweise auf LAbfG NRW sind entsprechend ersetzt worden. 
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4. § 3 Abs. 2 Ziff. 1  
 
Im Einzelnen obliegen ihr folgende Abfallentsorgungsleistungen der im Stadtgebiet 
angefallenen und überlassenen Abfällen aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 
KrWG i.V.m. § 5 LKrWG NRW: 
 
1. Einsammeln und Befördern von 
 

- Restmüll, 
 
- Bioabfällen, worunter alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile 

zu verstehen sind (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG), 
 

- Altpapier, 
 

- Alttextilien, 
 

- sperrigen Abfällen/Sperrmüll 
 

- Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem ElektroG und § 19 dieser Satzung 
und 

 
- schadstoffhaltigen Abfällen in stationären Sammelstellen 

 
5. § 3 Abs. 2 

 
Einrichtung und Betrieb von Wertstoffhöfen zur Annahme von Abfällen aus dem Gebiet 
der Bundestadt Bonn. 
 

6. § 3 Abs. 3 
 
Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus 
Glas, Papier / Pappe / Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des 
privatwirtschaftlichen Dualen Systems nach § 15 VerpackG. 

 

7. § 4 Abs. 1  
 
Vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern, Ablagern und Verwerten durch die 
bonnorange AöR sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
Abfälle ausgeschlossen, 

 
8. § 4 Abs. 4 

 
Die bonnorange AöR kann den Ausschluss von der Entsorgung mit der Zustimmung der 
zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht 
mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 
 

9. § 5 Abs. 2 
 
Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 
GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung 
anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen 
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen, wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens.  
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10. § 8 3. Spiegelstrich 
 
– soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig 

zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber 
durch die zuständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 
Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 
 

11. § 11 Abs. 1 
 
Die nach dieser Satzung zugelassenen Abfälle werden grundsätzlich im Umleerverfahren 
mit Abfallbehältern im Eigentum der bonnorange AöR abgefahren. Hierfür sind folgende 
Abfallbehälter und Größen zugelassen: 

 

Abfallbehälter Zulässiges 
Gesamtgewicht Restmüll Bioabfall Altpapier 

40 Liter 40 kg x   
60 Liter 40 kg x   
80 Liter 40 kg x   
100 Liter 40 kg x   
120 Liter 48 kg x x x 
240 Liter 96 kg x  x 
660 Liter 264 kg x x x 
1.100 Liter 440 kg x x x 
Unterflurcontainer bis max. 5 m³ x x x 

 

Soweit noch Abfallbehälter mit 70 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg), 90 Litern 
(Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) oder 110 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) 
Inhalt vorhanden sind, können diese bis zu ihrem Verschleiß weiterhin genutzt werden. 
Für die Festsetzung von Zahl, Art und Größe der Abfallbehälter wird bei 
Wohngrundstücken eine Mindestabfallmenge von 15 Liter pro auf dem Grundstück mit 
Hauptwohnsitz gemeldeter Person und Woche zugrunde gelegt. Als Behältergröße gilt das 
aus der Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. Bei nachgewiesener 
Unterschreitung der Mindestabfallmenge durch Abfallvermeidung und -verwertung ist die 
Festsetzung auf ein durch die bei der bonnorange AöR vorhandenen Behältergrößen oder 
deren Kombination mögliches niedrigeres Behältervolumen zulässig. 

Die Abfallverwertung muss dabei mindestens die regelmäßige, separierte Entsorgung von 
Altglas, Altpapier/Kartonagen, Leichtverpackungen, Bioabfall, Elektro- und Elektronik-
Altgeräten umfassen. Ein Mindestvolumen von 10 Liter pro Person und Woche darf jedoch 
nicht unterschritten werden. 

Der Abfallbehälter mit 40 Liter Inhalt ist die Mindestausstattung für ein bewirtschaftetes 
Grundstück. Bei Wohngrundstücken mit nur einer dort mit Hauptwohnsitz gemeldeten 
Person kann auf Antrag die Entsorgungsgebühr mit Beginn des auf den Antrag folgenden 
Monats um 50 % ermäßigt werden; dies gilt nur bei einer Behälterausstattung von 40 Litern 
und wenn der Antragsteller nachweist, dass die Mindestabfallmenge von 15 Liter pro 
Woche durch Abfallvermeidung und -verwertung unterschritten wird. Die gemeinsame 
Entsorgung zweier unmittelbar nebeneinanderliegender Wohngrundstücke mit einem 
Abfallbehälter ist in Ausnahmefällen auf Antrag zulässig, wenn Einvernehmen über einen 
Gebührenschuldner nachgewiesen wird; auch hier gilt als Behältergröße das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. 
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Anträge auf Änderung des Abfallbehältervolumens sind vom Eigentümer oder von einer 
von ihm bevollmächtigten Person schriftlich bei der bonnorange AöR einzureichen. 

Eigenkompostierer erhalten auf Antrag eine Gebührenermäßigung nach Maßgabe der 
Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn. 

12. § 12 Abs. 1 
 
Zur Abfuhr des gelegentlich vermehrt anfallenden Abfalls werden zusätzlich Beistellsäcke 
mit 70 Litern Inhalt zugelassen. 
 

13. § 12 Abs. 2 
 
In die Beistellsäcke dürfen keine nassen Abfälle oder Gegenstände, die nach außen 
dringen oder Verletzungen herbeiführen können, gefüllt werden. Abfallteile dürfen aus dem 
Beistellsack nicht herausragen. Die gefüllten Beistellsäcke dürfen ein Gewicht von 20 kg 
je Sack nicht überschreiten. Die Beistellsäcke sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 
6.30 Uhr am Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder 
private Fläche unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so 
bereitzustellen, dass niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. 
 

14. § 13 Abs. 3  
 
Sperrmüll wird grundsätzlich 3 Mal jährlich eingesammelt und abgefahren. Die jeweiligen 
Abfuhrtermine für Sperrmüll werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben.  
 

15. § 13 Abs. 5 
 
Weitere Sperrmüllabholungen werden gebührenpflichtig nach Terminvereinbarung 
angeboten. Der Sperrmüll wird in haushaltsüblichen Mengen bis max. 5 m³ abgeholt. Die 
Gebühr wird nach der Maßgabe der Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der 
Bundesstadt Bonn erhoben. 
 
Abholung des Sperrmülls aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 
erfolgt sofern ein Restmüllanschluss gem. § 7 vorliegt und nur in haushaltsüblichen 
Mengen bis max. 5 m³. 
 
Der haushaltsbezogene Abholtermin kann über die Internetseite der bonnorange AöR oder 
telefonisch bestellt werden. Für die Abholung gilt Abs. 4 entsprechend. 
 

16. § 15 Abs. 1 
 
Altpapier (einschließlich Kartonagen) ist für die Wiederverwertung getrennt und 
ausschließlich über die Altpapiertonnen und Papiercontainer (blaue Behälter) im 
öffentlichen Straßenland zu sammeln. Das Ablagern von Altpapier außerhalb dieser 
Sammelsysteme oder Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

17. § 15 Abs. 3 
 
An den festgesetzten Abfuhrtagen sind die Altpapiertonnen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar 
an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand 
gefährdet, behindert oder belästigt wird. 
 

18. § 17  
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(1) Leichtverpackungen sind getrennt über die Gelbe Tonne oder Gelbe Säcke zu 
sammeln. Dazu zählen insbesondere geschlossene oder offene Behältnisse und 
Umhüllungen von Waren wie Becher, Beutel, Blister, Dosen, Eimer, Fässer, 
Kunststoffflaschen, Kanister, Säcke, Schachteln, Schalen, Tragetaschen oder 
ähnliche Umhüllungen die vom Endverbraucher zum Transport oder bis zum 
Verbrauch der Waren verwendet werden. 

 
(2) Die Gelben Tonnen oder Gelbe Säcke werden den Haushalten gebührenfrei zur 

Verfügung gestellt. Diese sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am 
Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private 
Fläche unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, 
dass niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. 

 
(3) Glas- und Papierverpackungen einschließlich Kartonagenverpackungen dürfen nicht 

in die Gelbe Tonne / Gelbe Säcke eingefüllt werden; sie sind den hierfür eingerichteten 
separaten Sammelsystemen zuzuführen. 

 
(4) Das Ablagern von Leichtverpackungen außerhalb dieses Sammelsystems oder 

Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

19. § 18 
 
(1) Organische Küchen- und Gartenabfälle sind getrennt über die Biotonne zu sammeln. 

Sie dürfen in loser Form, in Vorsortiertüten aus Papier oder in Zeitungspapier, 
Küchenkrepp, Servietten eingewickelt in die Biotonne eingefüllt werden. Die 
Verwendung von kompostierbaren Kunststoffbeutel ist nicht zulässig. Die 
Vorsortiertüten aus Papier mit der Aufschrift „bonnorange AöR“ werden über den 
Handel zum Kauf angeboten. 
 

(2) In die Biotonne dürfen keine Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben 
und kein Baumschnitt, Strauchschnitt nur in den bei Klein- oder Ziergärten 
üblicherweise anfallenden Mengen eingefüllt werden.  

 
(3) Die Biotonnen werden den Haushalten gebührenfrei zur Verfügung gestellt. Die 

Biotonnen sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. 

 
(4) In die Biotonne oder stationäre bzw. mobile Grüncontainer dürfen keine Grünabfälle 

aus gewerblichen Anlagen oder Pflege der Grünflächen oder Gärten sowie organische 
Abfälle aus dem Obst- und Gemüsegroßhandel oder der gewerblichen Verarbeitung 
von Obst oder Gemüse eingefüllt werden. Gewerbebetrieben kann auf Antrag eine 
Biotonne zur Verfügung gestellt werden; das Behältervolumen darf 1.100 Liter nicht 
überschreiten. 

 
(5) Organische Gartenabfälle können in die auf den Friedhöfen der Stadt aufgestellten 

stationären Grüncontainer eingegeben werden. Dies gilt nicht für Grünabfälle aus der 
gewerblichen Park- und Gartenpflege. Die Benutzung ist nur werktäglich von 07.00 bis 
20.00 Uhr gestattet. 
 
An bestimmten Standorten werden mobile Sammlungen von Gartenabfällen 
durchgeführt. Die Standorte und Sammlungstermine werden jährlich im Abfallplaner 
bekannt gegeben. 
 

(6) Abweichend zu Abs. 3 wird die Biotonne auf Anforderung geholt (Vollservice). § 22 gilt 
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entsprechend. 
 

20. § 19 Abs. 5 
 
Elektro- oder Elektronikgeräte können auch bei den Wertstoffhöfen der bonnorange AöR 
abgegeben werden: 
 
– Wertstoffhof Am Dickobskreuz, Immenburgstr. 22 (auf dem Gelände der MVA Bonn) 
– Wertstoffhof Südstraße, Weststr. 11 

 
21. § 33 Abs. 1 Ziff. 12 

 
entgegen § 18 Abs. 2 Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben und 
Baumschnitt sowie Strauchschnitt in mehr als den üblicherweise bei Klein- und Ziergärten 
anfallenden Mengen in die Biotonne einfüllt, 
 

22. § 33 Abs. 2 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- € geahndet werden, 
soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen. 

 

23. Anlage zu § 4 Abs. 1 
 
Abfallschlüsselnummer 17 09 03 entfällt. 

 

Art. II 

Artikel I tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt,  
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 

c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der bonnorange AöR vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.  

 
 
 
Bonn, den _________________________ 

 
 
gez. Helmut Wiesner 
Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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Alte Fassung (aF) 2022 Neue Fassung (nF) 2023 Grund der Änderung 

Überschrift 
Satzung der bonnorange – Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) über die 
Entsorgung von Abfällen auf dem Gebiet der 
Bundesstadt Bonn (Abfallsatzung) vom 
18.12.2012 (in Kraft getreten am 01.01.2013) 

Satzung der bonnorange - Anstalt des 
öffentlichen Rechts (AöR) - über die 
Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  
in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen 
Fassung 
 

Redaktionelle Änderung im Sinne der 
Begriffsbestimmung des KrWG, insb. 
Abschnitt 4 „Öffentlich-rechtliche Entsorgung 
und Beauftragung Dritter“ 

Rubrum 
Aufgrund 

[…] 

hat der Verwaltungsrat der bonnorange – 
Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in 
seiner Sitzung am 18.12.2012 folgende 
Abfallsatzung beschlossen: 
 

Aufgrund 

[…] 

hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner 
Sitzung am xy.2022 folgende 8. 
Änderungssatzung zu der am 18.12.2012 
erlassenen Abfallsatzung beschlossen: 

a) Korrektur gem. § 2 BekanntmVO NRW 
 

b) Datum der Ratssitzung wird in den finalen 
Unterlagen für das Amtsblatt eingefügt.  

Gesetzliche Grundlagen  

Abfallgesetz für das Land  
Nordrhein-Westfalen 
(Landesabfallgesetz - LAbfG -) 

Kreislaufwirtschaftsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen 
(Landeskreislaufwirtschaftsgesetz - LKrWG -) 

Am 19.02.2022 ist ein neues Landeskreislauf-
wirtschaftsgesetz in NRW in Kraft getreten 
(LKrWG). Die Gesetzesnovelle ersetzt das 
bisherige Landesabfallgesetz (LAbfG). Die im 
Satzungstext enthaltene Verweise auf LAbfG 
müssen entsprechend ersetzt werden. 

§ 3 Abfallentsorgungsleistungen der AöR 
im Rahmen der öffentlichen Einrichtung 

§ 3 Abfallentsorgungsleistungen der AöR 
im Rahmen der öffentlichen Einrichtung  

(2) Im Einzelnen obliegen ihr folgende 
Abfallentsorgungsleistungen der im 
Stadtgebiet angefallenen und über-
lassenen Abfällen aus privaten Haushalten 
gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. § 5 LAbfG 
NRW:  

(2) Im Einzelnen obliegen ihr folgende 
Abfallentsorgungsleistungen der im 
Stadtgebiet angefallenen und 
überlassenen Abfällen aus privaten 
Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. 
§ 5 LKrWG NRW: 
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1. Einsammeln und Befördern von 
 
Restmüll, 
 
Bioabfällen, worunter alle im Abfall 
enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen sind (vgl. § 3 
Abs. 7 KrWG), 
 
Altpapier, soweit es sich nicht um 
Einweg-Verkaufsverpackungen aus 
Pappe/ Papier/Karton handelt (§ 5 Abs. 
6 LAbfG NRW), 
 
Alttextilien, 
 
sperrigen Abfällen/Sperrmüll (§ 5 Abs. 6 
LAbfG NRW) 
 
Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach 
dem ElektroG und § 19 dieser Satzung 
und 
 
schadstoffhaltigen Abfällen in 
stationären Sammelstellen 

 
jeweils in der jeweils gültigen Fassung. 
 

1. Einsammeln und Befördern von 
 
- Restmüll, 

 
- Bioabfällen, worunter alle im Abfall 

enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen sind (vgl. 
§ 3 Abs. 7 KrWG), 

 
- Altpapier, 

 
 
 
 

- Alttextilien, 
 

- sperrigen Abfällen/Sperrmüll 
 

- Elektro- und Elektronik-Altgeräten 
nach dem ElektroG und § 19 dieser 
Satzung und 

 
- schadstoffhaltigen Abfällen in 

stationären Sammelstellen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berichtigung / im Zuge sog. „gemeinsamer 
Nutzung“ der PPK-Tonne mit den Dualen 
Systemen werden auch PPK-Verpackungen 
über die Altpapiertonne gesammelt.  
Verweise sind bereits im Einleitsatz enthalten. 
 
 
Verweise sind bereits im Einleitsatz enthalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Streichung, da hier nicht passend. 

2. Einrichtung und Betrieb von 
Sammelstellen zur Anlieferung von 
Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach 
§ 13 Abs. ElektroG 

2. Einrichtung und Betrieb von 
Wertstoffhöfen zur Annahme von 
Abfällen aus dem Gebiet der 
Bundestadt Bonn. 

EAG-Sammlung ist in § 19 detailliert geregelt. 
 
In der Satzung aF finden Wertstoffhöfe keine 
Erwähnung ; Abs. 2 nF dient der Abbildung 
der tatsächlichen Entsorgungsmöglichkeiten. 

(3) Das Einsammeln und Befördern von 
gebrauchten Einweg-Verkaufsver-

(3) Das Einsammeln und Befördern von 
gebrauchten Einweg-Verkaufsver-

Verpackungsverordnung (VerpackV) ist am 
05.07.2017 durch Verpackungsgesetz 
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packungen aus Glas, Papier / Pappe / 
Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen 
erfolgt im Rahmen des privatwirtschaft-
lichen Dualen Systems nach § 6 
VerpackV. 

 

packungen aus Glas, Papier / Pappe / 
Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen 
erfolgt im Rahmen des privatwirtschaft-
lichen Dualen Systems nach § 15 
VerpackG. 

 

(VerpackG) abgelöst worden (BGBl. I S. 
2234); zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 22. September 2021 (BGBl. I 
S. 4363). 

§ 4 Ausschluss der Abfallentsorgung § 4 Ausschluss der Abfallentsorgung  

(1) Vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, 
Lagern, Ablagern und Verwerten durch die 
bonnorange AöR sind gemäß § 20 Abs. 2 
KrWG mit Zustimmung der zuständigen 
Behörde Abfälle ausgeschlossen, 

(1) Vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, 
Lagern, Ablagern und Verwerten durch die 
bonnorange AöR sind gemäß § 20 Abs. 3 
KrWG mit Zustimmung der zuständigen 
Behörde Abfälle ausgeschlossen, 

Anpassung Verweis gem. Novellierung KrWG 

(4) Die bonnorange AöR kann den 
Ausschluss von der Entsorgung mit der 
Zustimmung der zuständigen Behörde 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen für 
den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 
Abs. 2 Satz 3 KrWG). 

 

(4) Die bonnorange AöR kann den 
Ausschluss von der Entsorgung mit der 
Zustimmung der zuständigen Behörde 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen für 
den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 
Abs. 3 Satz 3 KrWG). 
 

Anpassung Verweis gem. Novellierung KrWG 

§ 5 Abfälle § 5 Abfälle  
(2) Abfälle aus privaten Haushaltungen sind 

nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 
Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten 
Haushalten im Rahmen der privaten 
Lebensführung anfallen, insbesondere in 
Wohnungen und zugehörigen 
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie 
in anderen vergleichbaren Anfallstellen 
wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens. Organische Küchen- 
und Gartenabfälle können als sonstige 
Abfälle aus privaten Haushaltungen 
behandelt werden, soweit eine 
Entledigung nach § 17 KrWG nicht erfolgt. 

(2) Abfälle aus privaten Haushaltungen sind 
nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 
Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in privaten 
Haushalten im Rahmen der privaten 
Lebensführung anfallen, insbesondere in 
Wohnungen und zugehörigen 
Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie 
in anderen vergleichbaren Anfallstellen, 
wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens.  

 

Satz 2 entfällt / überholte Formulierung, die 
nicht mehr dem KrWG entspricht 
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§ 8 Ausnahmen vom Benutzungszwang § 8 Ausnahmen vom Benutzungszwang  

Der Benutzungszwang gem. § 7 Abs. 2 besteht 
nicht, 
… 
 
- soweit Abfälle in Wahrnehmung der 

Produktverantwortung nach § 23 KrWG 
freiwillig zurückgenommen werden, wenn 
dem zurücknehmenden Hersteller oder 
Vertreiber durch die zuständige Behörde 
ein Freistellungs- oder 
Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 
oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

Der Benutzungszwang gem. § 7 Abs. 2 besteht 
nicht, 
… 
 
- soweit Abfälle in Wahrnehmung der 

Produktverantwortung nach § 23 KrWG 
freiwillig zurückgenommen werden, wenn 
dem zurücknehmenden Hersteller oder 
Vertreiber durch die zuständige Behörde 
ein Freistellungs- oder 
Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 
erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
KrWG); 

Anpassung Verweis gem. Novellierung KrWG 
(Streichung „Abs. 6“, da nicht mehr existent) 

§ 11 Abfallbehälter § 11 Abfallbehälter  

(1) Die nach dieser Satzung zugelassenen 
Abfälle werden, soweit sie nicht getrennt 
zu halten sind, grundsätzlich im 
Umleerverfahren mit Abfallbehältern im 
Eigentum der bonnorange AöR 
abgefahren. Hierfür sind folgende 
Restabfallbehälter zugelassen: 

 

(1) Die nach dieser Satzung zugelassenen 
Abfälle werden grundsätzlich im 
Umleerverfahren mit Abfallbehältern im 
Eigentum der bonnorange AöR 
abgefahren. Hierfür sind folgende 
Abfallbehälter und Größen zugelassen: 

 

Klarstellung / Übersichtliche Darstellung 

  

 

Soweit noch Abfallbehälter mit 70 Litern 
(nominale Nutzlast: 40 kg), 90 Litern 
(nominale Nutzlast: 40 kg) oder 110 Litern 
(nominale Nutzlast: 40 kg) Inhalt vorhanden 

Soweit noch Abfallbehälter mit 70 Litern 
(zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg), 90 Litern 
(zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) oder 110 
Litern (zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) 

Klarstellung 
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sind, können diese bis zu ihrem Verschleiß 
weiterhin genutzt werden. Für die 
Festsetzung von Zahl, Art und Größe der 
Abfallbehälter wird bei Wohngrundstücken 
eine Mindestabfallmenge von 15 Liter pro auf 
dem Grundstück mit Hauptwohnsitz 
gemeldeter Person und Woche zugrunde 
gelegt. Als Behältergröße gilt das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behälter-
volumen. Bei nachgewiesener 
Unterschreitung der Mindestabfallmenge 
durch Abfallvermeidung und -verwertung ist 
die Festsetzung auf ein durch die bei der 
bonnorange AöR vorhandenen 
Behältergrößen oder deren Kombination 
mögliches niedrigeres Behältervolumen 
zulässig. 
 

Inhalt vorhanden sind, können diese bis zu 
ihrem Verschleiß weiterhin genutzt werden. 
Für die Festsetzung von Zahl, Art und Größe 
der Abfallbehälter wird bei Wohngrundstücken 
eine Mindestabfallmenge von 15 Liter pro auf 
dem Grundstück mit Hauptwohnsitz 
gemeldeter Person und Woche zugrunde 
gelegt. Als Behältergröße gilt das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behälter-
volumen. Bei nachgewiesener 
Unterschreitung der Mindestabfallmenge 
durch Abfallvermeidung und -verwertung ist 
die Festsetzung auf ein durch die bei der 
bonnorange AöR vorhandenen 
Behältergrößen oder deren Kombination 
mögliches niedrigeres Behältervolumen 
zulässig. 
 

Die Abfallverwertung muss dabei mindestens 
die regelmäßige, separierte Entsorgung von 
Altglas, Altpapier/Kartonagen, 
Leichtverpackungen, Biomüll (über Biotonne 
oder Eigenkompostierung) und Elektrogeräten 
umfassen. Ein Mindestvolumen von 10 Liter 
pro Person und Woche darf jedoch nicht 
unterschritten werden. 
 

Die Abfallverwertung muss dabei mindestens 
die regelmäßige, separierte Entsorgung von 
Altglas, Altpapier/Kartonagen, 
Leichtverpackungen, Bioabfall und Elektro- 
und Elektronik-Altgeräten umfassen. Ein 
Mindestvolumen von 10 Liter pro Person und 
Woche darf jedoch nicht unterschritten 
werden. 

Streichung der „Eigenkompostierung“ – die 
Regelungen zur Eigenkompostierung sind im 
Satzungstext (aF) durchgehend veraltet und 
entsprechen der aktuellen Gesetzlage nicht 
mehr / s. auch Begründung zu § 18 
 

Grundstückseigentümer, die auf ihrem 
Grundstück organische Abfälle selbst 
kompostieren und nicht die Biotonne in 
Anspruch nehmen, erhalten auf Antrag eine 
Gebührenermäßigung nach Maßgabe des 
Gebührentarifes zur Gebührenordnung der 
Bundesstadt Bonn. 

Eigenkompostierer erhalten auf Antrag eine 
Gebührenermäßigung nach Maßgabe der 
Gebührenordnung über die Abfallentsorgung 
in der Bundesstadt Bonn. 

s.o. 

§ 12 Beistellsäcke § 12 Beistellsäcke  
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(1) Zur Abfuhr des gelegentlich zusätzlich 
anfallenden Abfalls werden als zusätzliche 
Behältnisse Beistellsäcke mit 70 Litern 
Inhalt zugelassen. 

 

(1) Zur Abfuhr des gelegentlich vermehrt 
anfallenden Abfalls werden zusätzlich 
Beistellsäcke mit 70 Litern Inhalt 
zugelassen. 

 

Redaktionelle Änderung 

(2) In die Beistellsäcke dürfen keine nassen 
Abfälle oder Gegenstände, die nach 
außen dringen oder Verletzungen 
herbeiführen können, gefüllt werden. 
Abfallteile dürfen aus dem Beistellsack 
nicht herausragen. Die gefüllten 
Beistellsäcke dürfen ein Gewicht von 20 
kg je Sack nicht überschreiten. 

(2) In die Beistellsäcke dürfen keine nassen 
Abfälle oder Gegenstände, die nach 
außen dringen oder Verletzungen 
herbeiführen können, gefüllt werden. 
Abfallteile dürfen aus dem Beistellsack 
nicht herausragen. Die gefüllten 
Beistellsäcke dürfen ein Gewicht von 20 
kg je Sack nicht überschreiten. Die 
Beistellsäcke sind an den festgesetzten 
Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, 
Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen 
Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt wird. 

 

Klarstellung / Die Beistellsäcke werden nicht 
vom Grundstück geholt und müssen analog 
der Altpapier-, Gelbe- und Biotonnen 
herausgestellt werden.  
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 13 Sperrmüll § 13 Sperrmüll  
(3) Sperrmüll wird grundsätzlich 3 Mal jährlich 

eingesammelt und abgefahren. Die 
jeweiligen Abfuhrtermine für Sperrmüll 
werden jährlich im Abfallplaner bekannt 
gegeben. Eine weitere Sperrmüllabfuhr im 
Jahr wird ohne Erhebung einer 
zusätzlichen Gebühr nach 
Terminvereinbarung angeboten. 

 

(3) Sperrmüll wird grundsätzlich 3 Mal jährlich 
eingesammelt und abgefahren. Die 
jeweiligen Abfuhrtermine für Sperrmüll 
werden jährlich im Abfallplaner bekannt 
gegeben.  

Die Regelung zum weiteren Termin (aF) 
entfällt: nicht korrekt formuliert, da nur den 
Eigentümern vorbehalten (umständlich für die 
Mieter). S. auch neuer Abs. 5. 

 (5) Weitere Sperrmüllabholungen werden 
gebührenpflichtig nach Terminverein-

Neu / Praxisnahes und bürgerfreundliches 
Angebot, das flexibel bestellt werden kann. 
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barung angeboten. Der Sperrmüll wird in 
haushaltsüblichen Mengen bis max. 5 m³ 
abgeholt. Die Gebühr wird nach der 
Maßgabe der Gebührenordnung über die 
Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn 
erhoben. 
 
Abholung des Sperrmülls aus anderen 
Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen erfolgt sofern ein 
Restmüllanschluss gem. § 7 vorliegt und 
nur in haushaltsüblichen Mengen bis max. 
5 m³. 
 
Der haushaltsbezogene Abholtermin kann 
über die Internetseite der bonnorange AöR 
oder telefonisch bestellt werden. Für die 
Abholung gilt Abs. 4 entsprechend. 

 
 

§ 15 Altpapier § 15 Altpapier  
(1) Altpapier (einschließlich Kartonagen) ist 

für die Wiederverwertung zu sammeln 
(Bündelsammlung, Abfuhr der 
Papiertonnen und Papiercontainer). Das 
Ablagern von Altpapier außerhalb dieser 
Sammelsysteme oder Beifügen zu 
anderen Sammelsystemen ist nicht 
zulässig. 

 

(1) Altpapier (einschließlich Kartonagen) ist 
für die Wiederverwertung getrennt und 
ausschließlich über die Altpapiertonnen 
und Papiercontainer (blaue Behälter) im 
öffentlichen Straßenland zu sammeln. Das 
Ablagern von Altpapier außerhalb dieser 
Sammelsysteme oder Beifügen zu 
anderen Sammelsystemen ist nicht 
zulässig. 

 

Bündelsammlung entfällt: § 2 Lastenhand-
habungsverordnung / gesetzliche Pflicht des 
Arbeitgebers die Gefährdung für Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten zu 
vermeiden (das ständige Bücken und An-
heben der Papierbündel stellt eine körperliche 
Dauerbelastung dar).  
 
Beim Regen werden die Bündel zusätzlich 
aufgeweicht, das erschwert den Transport und 
mindert die Papierqualität. 
 

(3) An den festgesetzten Abfuhrtagen ist  
Altpapier einschließlich Blauer Tonne bis 
6.30 Uhr am Rande der öffentlichen 
Verkehrsfläche (Gehwegrand, 

(3) An den festgesetzten Abfuhrtagen sind 
die Altpapiertonnen bis 6:30 Uhr am 
Rande der öffentlichen Verkehrsfläche 
(Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private 

Anpassung entsprechend der Neuregelung 
des Abs. 1  
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Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen 
Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt wird. 
 

Fläche unmittelbar an der Grenze zur 
öffentlichen Verkehrsfläche) so 
bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird.  
 
 

§ 17 Verpackungen § 17 Verpackungen  
(1) Leichtverpackungen (geschlossene oder 

offene Behältnisse und Umhüllungen von 
Waren wie Becher, Beutel, Blister, Dosen, 
Eimer, Fässer, Kunststoffflaschen, 
Kanister, Säcke, Schachteln, Schalen, 
Tragetaschen oder ähnliche Umhüllungen 
die vom Endverbraucher zum Transport 
oder bis zum Verbrauch der Waren 
verwendet werden) sind in besonderen 
Wertstoffbehältnissen (Gelbe Säcke, 
Gelbe Tonnen) zu sammeln. 

 

(1) Leichtverpackungen sind getrennt über 
die Gelbe Tonne oder Gelbe Säcke zu 
sammeln. Dazu zählen insbesondere 
geschlossene oder offene Behältnisse und 
Umhüllungen von Waren wie Becher, 
Beutel, Blister, Dosen, Eimer, Fässer, 
Kunststoffflaschen, Kanister, Säcke, 
Schachteln, Schalen, Tragetaschen oder 
ähnliche Umhüllungen die vom 
Endverbraucher zum Transport oder bis 
zum Verbrauch der Waren verwendet 
werden. 

 

Redaktionelle Änderung / LVP-Tonnen sind 
keine „besondere“ Behältnisse, sondern 
normale Abfallbehälter (bzw. Säcke) zur 
Getrenntsammlung von Haushaltsabfällen. 

(2) Die Wertstoffbehältnisse werden den 
Haushalten gebührenfrei zur Verfügung 
gestellt. Diese sind an den festgesetzten 
Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, 
Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen 
Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt wird. 

 

(2) Die Gelben Tonnen oder Gelbe Säcke 
werden den Haushalten gebührenfrei zur 
Verfügung gestellt. Diese sind an den 
festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr 
am Rande der öffentlichen Verkehrsfläche 
(Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private 
Fläche unmittelbar an der Grenze zur 
öffentlichen Verkehrsfläche) so 
bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 
 

Redaktionelle Änderung entsprechend der 
Anpassung im Abs. 1 

(3) Glas- und Papierverpackungen 
einschließlich Kartonagenverpackungen 
dürfen nicht in die gelben Wertstoff-
behältnisse eingefüllt werden; sie sind den 

(3) Glas- und Papierverpackungen 
einschließlich Kartonagenverpackungen 
dürfen nicht in die Gelbe Tonne / Gelbe 
Säcke eingefüllt werden; sie sind den 

Redaktionelle Änderung entsprechend der 
Anpassung im Abs. 1 
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hierfür eingerichteten besonderen 
Sammelsystemen zuzuführen. 
 

hierfür eingerichteten separaten 
Sammelsystemen zuzuführen. 
 

(4) Das Ablagern von Verkaufsverpackungen 
außerhalb dieses Sammelsystems oder 
Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist 
nicht zulässig. 
 

(4) Das Ablagern von Leichtverpackungen 
außerhalb dieses Sammelsystems oder 
Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist 
nicht zulässig. 

 

Redaktionelle Änderung 

(5) Transport- und Umverpackungen im Sinne 
des § 3 der Verordnung über die 
Vermeidung von Verpackungsabfällen 
(Verpackungsverordnung – BGBl. I 1998 
S. 2379, zuletzt geändert durch Artikel 5 
Abs. 19 des Gesetzes vom 24.02.2012, 
BGBl. I S. 212) sind nach Maßgabe dieser 
Verordnung durch den Vertreiber 
zurückzuführen. 

 

 Abs. 5 aF Entfällt:  
 
a) Die Sammlung und Verwertung von 

Verpackungen (LVP wie PPK-
Verpackungen) erfolgt in Abstimmung 
zwischen örE und Dualen Systemen. Für 
die Bürger (bzw. Endverbraucher) hat 
Abs. 5 (aF) keine Relevanz. 

b) VerpackV ist in 2017 durch VerpackG 
abgelöst worden; Regelungen zur 
Rücknamepflicht für Transport- und 
Umverpackungen (§§ 4, 5 VerpackV ) sind  
durch § 7 Systembeteiligungspflicht 
VerpackG ersetzt worden. 

 
§ 18 Organische Küchen- und 
Gartenabfälle 

§ 18 Organische Küchen- und      
Gartenabfälle 

 

(1) Organische Küchen- und Gartenabfälle 
sollen, soweit eine Kompostierung auf 
dem eigenen Grundstück nicht stattfindet, 
entsprechend den Absätzen 2 bis 4 
entsorgt werden.  

(1) Organische Küchen- und Gartenabfälle 
sind getrennt über die Biotonne zu 
sammeln. Sie dürfen in loser Form, in 
Vorsortiertüten aus Papier oder in 
Zeitungspapier, Küchenkrepp, Servietten 
eingewickelt in die Biotonne eingefüllt 
werden. Die Verwendung von 
kompostierbaren Kunststoffbeutel ist nicht 
zulässig. Die Vorsortiertüten aus Papier 
mit der Aufschrift „bonnorange AöR“ 

Neufassung Abs. 1 
 
a) Veraltete Regelung in aF, die der aktuellen 

Gesetzlage nicht mehr entspricht / 
Anpassung an die Vorgaben des KrWG, 
insbes. § 20 Abs. 2 KrWG - Pflicht der örE 
zur Getrenntsammlung von Abfällen. 
 

b) Die sog. kompostierbare bzw. biologisch 
abbaubaren Kunststoffbeutel dürfen nicht 
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werden über den Handel zum Kauf 
angeboten. 

 

verwendet werden, da diese für eine 
hochwertige Kompostierung nicht geeignet 
sind und müssen in den Kompostierungs-
anlagen als Störstoffe aufwendig 
aussortiert werden.  

 
c) Vorsortiertüten - neues Angebot der 

bonnorange AöR: diese werden in den 
gleichen Verkaufsstellen wie Beistellsäcke 
zum Preis 1 € / 10 Stk. angeboten. 

 
In die auf Friedhöfen der Stadt 
aufgestellten stationären Grüncontainer 
können auch Bürgerinnen und Bürger der 
Stadt Bonn Grünabfälle aus Gärten ein-
geben. Dies gilt nicht für Grünabfälle aus 
der gewerblichen Park- und Gartenpflege. 
Die Benutzung ist nur werktäglich von 
07.00 bis 20.00 Uhr gestattet. 
 

 Abs. 5 nF 

(2) An bestimmten Standorten werden mobile 
Sammlungen von organischen 
Gartenabfällen durchgeführt. Die 
Standorte und Sammlungstermine werden 
jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

 Abs. 5 nF 

(3) Die Sammlung organischer Küchen- und 
Gartenabfälle in einem besonderen 
Abfallbehälter (Biotonne) wird im 
gesamten Stadtgebiet angeboten. Die 
Teilnahme an diesem System ist freiwillig; 
die Eigenkompostierung genießt Vorrang.  
 

 Abs. 3 Satz 1 aF Entfällt / s. Begründung a) zu 
Abs. 1 
 

In die Biotonne dürfen keine Reste 
zubereiteter Speisen und kein 

(2) In die Biotonne dürfen keine Reste 
zubereiteter Speisen aus den 

Abs. 2 nF 
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Baumschnitt, Strauchschnitt nur in den bei 
Klein- oder Ziergärten üblicherweise 
anfallenden Mengen eingefüllt werden. 

Gewerbebetrieben und kein Baumschnitt, 
Strauchschnitt nur in den bei Klein- oder 
Ziergärten üblicherweise anfallenden 
Mengen eingefüllt werden.  
 

Private Haushalte können auch gekochte 
Speisereste einfüllen; für die Gewerbebetriebe 
ist es wegen der Menge und Zusammen-
setzung weiterhin nicht zulässig.  

Die Biotonnen sind an den festgesetzten 
Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, 
Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen 
Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt wird. 

(3) Die Biotonnen sind an den festgesetzten 
Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, 
Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen 
Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder 
belästigt wird. 

Abs. 3 nF 

(4) Grünabfälle aus der gewerblichen Anlage 
oder Pflege der Grünflächen oder Gärten 
sowie organische Abfälle aus dem Obst- 
und Gemüsegroßhandel oder der gewerb-
lichen Verarbeitung von Obst oder 
Gemüse dürfen in die Depotcontainer für 
Grünabfälle oder in die Biotonnen (siehe 
Absätze 2 bis 3) nicht eingefüllt werden. 
Gewerbebetrieben kann auf Antrag ein 
Biomüllgefäß zur Verfügung gestellt 
werden; das Behältervolumen darf 1.100 
Liter nicht überschreiten. 
 

(4) In die Biotonne oder stationäre bzw. 
mobile Grüncontainer dürfen keine 
Grünabfälle aus gewerblichen Anlagen 
oder Pflege der Grünflächen oder Gärten 
sowie organische Abfälle aus dem Obst- 
und Gemüsegroßhandel oder der 
gewerblichen Verarbeitung von Obst oder 
Gemüse eingefüllt werden. 
Gewerbebetrieben kann auf Antrag eine 
Biotonne zur Verfügung gestellt werden; 
das Behältervolumen darf 1.100 Liter nicht 
überschreiten. 

Redaktionelle Änderung 

 (5) Organische Gartenabfälle können in die 
auf den Friedhöfen der Stadt aufgestellten 
stationären Grüncontainer eingegeben 
werden. Dies gilt nicht für Grünabfälle aus 
der gewerblichen Park- und Gartenpflege. 
Die Benutzung ist nur werktäglich von 
07.00 bis 20.00 Uhr gestattet. 
 
An bestimmten Standorten werden mobile 

Redaktionelle Änderung / Zusammenführung 
der Regelungen zu Gartenabfällen in einem 
Absatz 
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Sammlungen von Gartenabfällen 
durchgeführt. Die Standorte und 
Sammlungstermine werden jährlich im 
Abfallplaner bekannt gegeben. 

 
§ 19 Elektro- und Elektronikgeräte § 19 Elektro- und Elektronikgeräte  
(5) Elektro- oder Elektronikgeräte können 

auch bei den Sammelstellen der 
bonnorange AöR auf dem Gelände der 
MVA sowie dem Betriebshof Weststraße 
abgegeben werden. 

 

(5) Elektro- oder Elektronikgeräte können auch 
an den Wertstoffhöfen der bonnorange 
AöR abgegeben werden: 
 
– Wertstoffhof Am Dickobskreuz, 

Immenburgstr. 22 (auf dem Gelände 
der MVA Bonn) 

– Wertstoffhof Südstraße, Weststr. 11 
 

Präzisierung 

§ 33 Ordnungswidrigkeiten § 33 Ordnungswidrigkeiten  
(1) Unbeschadet der durch Bundes- oder 

Landesrecht getroffenen Regelungen 
handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
[…] 
 
Ziff. 12 
 
entgegen § 18 Abs. 2 Reste zubereiteter 
Speisen und Baumschnitt sowie 
Strauchschnitt in mehr als den 
üblicherweise bei Klein- und Ziergärten 
anfallenden Mengen in die Biotonne 
einfüllt, 
 

(1) Unbeschadet der durch Bundes- oder 
Landesrecht getroffenen Regelungen 
handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
[…] 
 
Ziff. 12 
 
entgegen § 18 Abs. 2 Reste zubereiteter 
Speisen aus den Gewerbebetrieben und 
Baumschnitt sowie Strauchschnitt in mehr 
als den üblicherweise bei Klein- und 
Ziergärten anfallenden Mengen in die 
Biotonne einfüllt, 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung gem. Neuregelung in § 18 Abs. 2 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,-- € geahndet 
werden. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000,-- € geahndet 
werden, soweit nicht andere gesetzliche 

Nach § 9 Abs. 5 LKrWG NRW können in den 
Satzungen vorsätzliche oder fahrlässige 
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Bestimmungen hierfür eine höhere 
Geldbuße vorsehen. 

Zuwiderhandlungen mit Geldbußen bis zu 50. 
000 Euro geahndet werden. 
 
Am 18.05.2022 ist der neue Verwarnungs- 
und Bußgeldkatalog Umwelt NRW 
veröffentlicht; die Werte sind durchgehend 
verschärft worden. 

 
Anlage zu § 4 Abs. 1  
 
Alte Fassung (aF) 2022 Neue Fassung (nF) 2023 Grund der Änderung 
Anlage zu § 4 Abs. 1 der Satzung der 
bonnorange AöR über das Einsammeln und 
den Transport von Abfällen auf dem Gebiet 
der Bundesstadt Bonn 

Anlage zu § 4 Abs. 1 der Satzung der 
bonnorange AöR über die Abfallentsorgung in 
der Bundesstadt Bonn 
 

Redaktionelle Änderung im Sinne der 
Begriffsbestimmung des KrWG, insb. 
Abschnitt 4 „Öffentlich-rechtliche Entsorgung 
und Beauftragung Dritter“ 

Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 
 
1709 03 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 
(einschließlich gemischte Abfälle), die 
gefährliche Stoffe enthalten  
 
1709 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle 
mit Ausnahme derjenigen, die unter 1709 01, 
1709 02 und 1709 03 fallen 

Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 
 
 
 
 
 
170 9 04 gemischte Bau- und Abbruchabfälle 
mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 01, 
17 09 02 und 17 09 03 fallen 
 

Korrektur / ASN 17 09 03 entfällt (Aufzählung 
aF widerspricht sich) 
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Satzung 
der bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) - 

über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn  
in der ab dem 1. Januar 2023 gültigen Fassung 

 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Bundesstadt Bonn am Xy.2022 

 
Aufgrund 
 
• der §§ 7 bis 9, 114a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 7 Satz 3 Nr. 1 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NW. S.666) SGV:NRW:2023, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) i.V.m. § 4 der Unternehmenssatzung, 

• des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I. 2012, S. 212 ff.), zuletzt 
geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), des Elektro- 
und Elektronikgerätegesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. I.   I S. 1739), das durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 13. 04 2017 (BGBI. I. 2017, S 872) geändert worden ist, zuletzt geändert durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), 

• der §§ 2, 3, 5, 6 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW (LKrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), 

• § 7 der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 28.04.2022 (BGBl. I S. 700) 

• § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I. S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 
05.10.2021 (BGBl. I S. 4607) 
 

jeweils in der derzeit gültigen Fassung  
 
hat der Rat der Bundesstadt Bonn in seiner Sitzung am Xy.2022 folgende Abfallsatzung 
beschlossen: 
 

Präambel 
 

Die Bundesstadt Bonn hat ihr ehemaliges Leistungszentrum Amt 70 zum 01.01.2013 zur 
wirtschaftlichen Aufgabenwahrnehmung in eine Anstalt des öffentlichen Rechts umgewandelt. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Unternehmenssatzung der bonnorange AöR vom 30.11.2012 übernimmt 
die Anstalt unter anderem die Aufgaben der Abfallwirtschaft der Bundesstadt Bonn, die sie in 
eigenem Namen und in eigener Verantwortung durchführt (§ 114 a Abs. 3 Satz 1 GO NRW), 
soweit diese Aufgaben nicht dem Zweckverband Rheinische Entsorgungskooperation (REK) 
übertragen sind. Das Kommunalunternehmen übernimmt insoweit die Pflichten der Bundesstadt 
Bonn als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger und ist alleinverantwortlicher Aufgabenträger, 
soweit ihm Aufgaben von der Bundesstadt Bonn übertragen wurden. 
 
Dieses Recht zur Aufgabenwahrnehmung umfasst gemäß § 4 der Unternehmenssatzung auch 
das Recht der Anstalt, Satzungen zu erlassen.  
 
Das Recht zur Erhebung der Gebühren nach den Vorschriften des Kommunalab-
gabengesetzes Nordrhein-Westfalen (KAG NRW, GV. NW. 1969, S.712) in der derzeit gültigen 
Fassung für die Nutzung der öffentlichen Einrichtungen zur Abfallentsorgung der bonnorange 
AöR und des REK obliegt weiterhin der Bundesstadt Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher 
Aufgaben. 
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I. Allgemeine Regelungen 
 

§ 1 
Zielsetzungen und Aufgaben der bonnorange AöR 

 
(1) Im Rahmen der Förderung der Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen 

Ressourcen und der Sicherung der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen nimmt 
die bonnorange AöR als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach den Vorgaben des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW 
(LKrWG NRW) in eigener Zuständigkeit insbesondere folgende Aufgaben wahr, die ihr 
gesetzlich oder durch die Unternehmenssatzung zugewiesen sind: 
 
– Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Stadtgebiet der Bundesstadt Bonn 

anfallen 
 

– Information und Beratung über die Möglichkeit der Vermeidung, Verwertung und 
Entsorgung von Abfällen (Abfallberatung) 

 
– Aufstellen, Unterhaltung und Entleerung von Straßenpapierkörben, soweit dies nach 

den örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist  
 

– Einsammeln von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den der Allgemeinheit 
zugänglichen Grundstücken im Stadtgebiet, wenn Maßnahmen gegen den Verursacher 
nicht möglich oder nicht vertretbar sind und kein anderer verpflichtet ist. 

 
(2) Die Aufgaben nach Abs. 1 umfassen auch die hierfür erforderlichen Maßnahmen des 

Bereitstellens, Überlassens, Einsammelns durch Hol- und Bringsysteme, Beförderns, 
Behandelns, Lagerns und Ablagerns sowie die Nachsorge stillgelegter Anlagen, solange 
sie dieser bedürfen. 
 

(3) Im Übrigen wird die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung und 
Deponierung der Abfälle durch den Zweckverband Rheinische Entsorgungskooperation 
(REK) wahrgenommen. 

 
§ 2 

Aufgaben des REK 
 

(1) Die Bundesstadt Bonn hat gemeinsam mit dem Rhein-Sieg-Kreis den Zweckverband 
Rheinische Entsorgungskooperation – REK – gegründet und ihm folgende der Bundesstadt 
Bonn als öffentlich-rechtlichem Entsorgungsträger nach den Vorgaben des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes und des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes NRW zugewiesene 
Aufgaben zur Wahrnehmung in eigener Zuständigkeit die Entsorgung übertragen für: 
 
a) Sperrmüllabfällen aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG 

NRW. Dazu gehören alle Dienstleistungen, die für eine Entsorgung von Sperrmüll 
einschließlich des Transportes von den Müllumladestationen zu Entsorgungsanlagen 
erforderlich sind. 
 

b) Die im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus 
Papier, Pappe und Karton (PPK) aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. 
§ 5 LKrWG NRW, jeweils in der derzeit gültigen Fassung. 

 
c) Sonstige im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Abfälle aus 

privaten Haushalten sowie Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen 
gemäß §§ 17, 20 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG NRW, jeweils in der jeweils gültigen Fassung. 
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d) Die im Gebiet der Bundesstadt Bonn angefallenen und überlassenen Bioabfälle i.S.d. § 
3 Abs. 7 KrWG mit Ausnahme der Garten- und Parkabfälle sowie der Landschafts-
pflegeabfälle (§ 3 Abs. 7 Nr. 1, 2 KrWG) aus privaten Haushalten gemäß §§ 17 Abs. 1, 
20 Abs. 1 KrWG i.V.m. § 5 LKrWG NRW, jeweils in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(2) Außerdem ist nach Abs. 1 die Aufgabe der Sickerwasserreinigung an den REK übertragen, 
die der bonnorange AöR ab dem 01.01.2013 als Deponiebetreiberin im Rahmen ihrer 
Pflichten als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach den Regelungen des KrWG – 
sowie der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom 27. April 2009 (BGBl. I 
S. 900) jeweils in der derzeit gültigen Fassung, obliegt. Etwaige bestehende Pflichten zur 
Abwasserbeseitigung gem. § 56 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(Wasserhaushaltsgesetz -WHG), vom 31. Juli 2009, (BGBl. I S. 2585) i.V.m. § 53 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz-LWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995, GV NRW S. 926/SGV NRW 77), jeweils 
in der derzeit gültigen Fassung, bleiben unberührt. 

 
(3) Die Gebührenerhebung nach den Vorschriften des Kommunalabgabegesetzes NRW (KAG 

NRW) für die dem REK gemäß Abs. 1 übertragenen Aufgaben erfolgt weiterhin durch die 
Bundesstadt Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben (Gebührenhoheit) gemäß 
Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn. 

 
§ 3 

Abfallentsorgungsleistungen der AöR im Rahmen der öffentlichen Einrichtung 
 

(1) Die bonnorange AöR betreibt zur Erfüllung der Aufgaben der Abfallentsorgung nach § 1 
eine öffentliche Einrichtung, soweit die Aufgaben nicht bereits auf den Zweckverband 
Rheinische Entsorgungskooperation (REK) übertragen sind (vgl. § 2). Die öffentliche 
Einrichtung bildet eine rechtliche, wirtschaftliche und organisatorische Einheit und wird als 
„kommunale Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet. Die bonnorange AöR kann sich zur 
Erfüllung von Aufgaben ganz oder teilweise Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 
 

(2) Im Einzelnen obliegen ihr folgende Abfallentsorgungsleistungen der im Stadtgebiet 
angefallenen und überlassenen Abfällen aus privaten Haushalten gemäß §§ 17, 20 KrWG 
i.V.m. § 5 LKrWG NRW: 

 
1. Einsammeln und Befördern von 

 
– Restmüll, 
 
– Bioabfällen, worunter alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren Abfallanteile 

zu verstehen sind (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG), 
 

– Altpapier,  
 

– Alttextilien, 
 

– sperrigen Abfällen/Sperrmüll  
 

– Elektro- und Elektronik-Altgeräten nach dem ElektroG und § 19 dieser Satzung und 
 

– schadstoffhaltigen Abfällen in stationären Sammelstellen 
 

2. Errichtung und Betrieb von Wertstoffhöfen zur Annahme von Abfällen aus dem Gebiet 
der Bundesstadt Bonn. 
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3. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung von 
Abfällen. 

 
4. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenpapierkörben.  

 
(3) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-Verkaufsverpackungen aus 

Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des 
privatwirtschaftlichen Dualen Systems nach § 15 VerpackG. 
 

(4) Bei Veranstaltungen, die auf öffentlichen Verkehrsflächen, auf für die öffentliche Nutzung 
bestimmten sonstigen Grundstücken oder in Einrichtungen der bonnorange AöR oder der 
Stadt Bonn durchgeführt werden, dürfen Speisen und Getränke nur in mehrfach 
verwendbaren, ggfls. pfandpflichtigen Verpackungen und Behältnissen und nur mit 
Mehrwegbesteck ausgegeben werden. Ausnahmen von dieser Pflicht können, soweit sie 
nicht gesetzlich geboten sind, im Einzelfall zugelassen werden, wenn Belange des 
öffentlichen Wohls dieses erfordern. 

 
(5) Die bonnorange AöR wirkt auf Veranstalter öffentlicher Feste auf privaten Grundstücken 

ein, damit Speisen und Getränke nur in mehrfach verwendbaren, ggfls. pfandpflichtigen 
Verpackungen und Behältnissen und nur mit Mehrwegbesteck ausgegeben werden. 

 
(6) Das Recht, Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Einrichtungen der bonnorange 

AöR nach den §§ 1 und 2 dieser Satzung zu erheben, obliegt weiterhin der Bundesstadt 
Bonn in Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben (Gebührenhoheit) auf Grundlage der 
Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn vom 10.September 1987 in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 
§ 4 

Ausschluss der Abfallentsorgung 
 

(1) Vom Einsammeln, Befördern, Behandeln, Lagern, Ablagern und Verwerten durch die 
bonnorange AöR sind gemäß § 20 Abs. 3 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
Abfälle ausgeschlossen, 

 
1. die in der als Anlage zu dieser Satzung beigefügten Liste nicht aufgeführt sind. Diese 

von der Bezirksregierung Köln genehmigte Liste ist Bestandteil dieser Satzung. Der 
Ausschluss gilt nicht für Abfälle, wenn sie in Haushalten bzw. Kleingewerbe- und 
Dienstleistungsbetrieben anfallen und von den von der bonnorange AöR eingerichteten 
besonderen Sammelstellen angenommen werden, 
 

2. für die Rücknahmepflichten durch Rechtsverordnung nach § 25 KrWG eingeführt sind, 
soweit entsprechende Rücknahmeeinrichtungen zur Verfügung stehen. 

 
(2) Darüber hinaus kann die bonnorange AöR im Einzelfall mit Zustimmung der Bezirksregierung 

Köln Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die 
nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in privaten Haushaltungen anfallenden 
Abfällen beseitigt werden können oder bei denen die Sicherheit der umweltverträglichen 
Beseitigung im Einklang mit der Abfallwirtschaftsplanung des Landes durch einen anderen 
Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet ist, ganz oder teilweise von der Entsorgung 
ausschließen. Die bonnorange AöR kann die Besitzer solcher Abfälle verpflichten, die Abfälle 
bis zur Entscheidung der zuständigen Abfallbehörde so zu lagern, dass das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird.  
 

(3) Nur vom Einsammeln und Befördern sind Abfälle aus Industrie und Gewerbe ausgeschlossen, 
die nicht in zugelassenen Abfallbehältern und Beistellsäcken gesammelt werden können. 
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(4) Die bonnorange AöR kann den Ausschluss von der Entsorgung mit der Zustimmung der 
zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluss nicht 
mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 Satz 3 KrWG). 

 
§ 5 

Abfälle 
 

(1) Abfälle im Sinne des KrWG sind alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihr Besitzer 
entledigt, entledigen will oder entledigen muss. Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die 
verwertet werden; Abfälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 
1 KrWG). 
 
Die Abfalleigenschaft eines Stoffes oder Gegenstandes endet, wenn dieser ein 
Verwertungsverfahren durchlaufen hat und so beschaffen ist, dass er üblicherweise für 
bestimmte Zwecke verwendet wird, ein Markt für ihn oder eine Nachfrage nach ihm besteht, 
er alle für seine jeweilige Zweckbestimmung geltenden technischen Anforderungen sowie 
alle Rechtsvorschriften und anwendbaren Normen für Erzeugnisse erfüllt sowie seine 
Verwendung insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch oder Umwelt führt 
(§ 5 Abs. 1 KrWG). Beim Einsammeln und Befördern sind sperrige Abfälle (Sperrmüll), 
Glas, Papier, organische Küchen- und Gartenabfälle, Elektro- und Elektronikgeräte, 
Verpackungen, gefährliche Abfälle und sonstige Abfälle aus privaten Haushaltungen 
(Hausmüll) sowie Baustellenabfälle zu unterscheiden. 
 

(2) Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i.V.m. § 2 Nr. 2 
GewAbfV Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung 
anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen 
sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des 
betreuten Wohnens.  
 

(3) Gefährliche Abfälle sind Abfälle, die durch Rechtsverordnung nach § 48 Satz 2 KrWG oder 
auf Grund einer solchen Rechtsverordnung bestimmt worden sind. Nicht gefährlich sind 
alle übrigen Abfälle, § 3 Abs. 5 KrWG.  

 
§ 6 

Trennung nach Abfallarten 
 

(1) Abfälle aus privaten Haushalten gem. § 5 Abs. 2 sind nach Maßgabe dieser Satzung 
getrennt zu halten und dem jeweiligen Sammelsystem zuzuführen. 

 
(2) Abfälle aus sonstigen Herkunftsbereichen gem. § 17 Abs. 1 S. 2 KrWG (z.B. Gewerbe-

betriebe) sind getrennt nach Abfällen zur Verwertung und Abfällen zur Beseitigung zu halten 
und den vorgeschriebenen Entsorgungswegen zuzuführen. Die Bestimmungen der 
Gewerbeabfallverordnung sind zu beachten. 

 
 

II. Anschluss und Benutzung 
 

§ 7 
Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang 

 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks im Stadtgebiet hat im Rahmen dieser Satzung das 

Recht, sein Grundstück an die öffentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschließen 
(Anschlussrecht). 
 
Jeder Anschlussberechtigte und jeder sonstige Abfallbesitzer im Stadtgebiet hat im 
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Rahmen dieser Satzung das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen 
anfallenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen 
(Benutzungsrecht). 

 
Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen durch die bonnorange AöR nach § 4 
dieser Satzung ausgeschlossen ist, erstreckt sich das Anschluss- und Benutzungsrecht nur 
darauf, die Abfälle nach Maßgabe dieser Satzung und der jeweiligen Benutzungsordnung 
bei einer Anlage zur Abfallentsorgung bereitzustellen. 
 

(2) Jeder Anschlussberechtigte ist verpflichtet, sein Grundstück im Rahmen dieser Satzung an 
die öffentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschließen. Daneben sind die Erzeuger 
und Besitzer von Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen verpflichtet, die betreffenden Grundstücke anzuschließen, soweit sie diese 
Abfälle nicht in eigenen Anlagen beseitigen und keine überwiegenden öffentlichen 
Interessen die Überlassung erfordern, sofern die Abfälle nicht vom Einsammeln und 
Befördern ausgeschlossen sind (Anschlusszwang). 
 
Jeder Anschlussberechtigte und sonstige Abfallbesitzer ist verpflichtet, im Rahmen des 
Anschlusszwanges die auf dem Grundstück oder die sonst bei ihm angefallenen 
überlassungspflichtigen Abfälle (einschl. des bei der Gehwegreinigung anfallenden 
Kehrichts) der öffentlichen Einrichtung zur Abfallentsorgung satzungsgemäß zu überlassen 
(Benutzungszwang). Die Benutzung beginnt mit der Entgegennahme eines nach § 10 zur 
Verfügung gestellten Abfallbehälters. 
 
Wird als Abfallbehälter ein Unterflurcontainer verwendet, setzt die Benutzung zusätzlich 
den Abschluss eines Vertrages über Errichtung und Betrieb einer Unterflursammelstelle mit 
der bonnorange AöR nach § 10 Abs. 5 voraus. 
 
Soweit das Einsammeln und Befördern von Abfällen gem. § 4 durch die bonnorange AöR 
ausgeschlossen ist, sind die Abfälle zu den nach Maßgabe des § 23 von der bonnorange 
AöR zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. 

 
(3) Die sich aus den vorstehenden Absätzen ergebenden Verpflichtungen obliegen 

gleichermaßen jedem Eigentümer eines im Stadtgebiet liegenden Grundstücks, das nicht 
zu Wohnzwecken, sondern anderweitig, z.B. gewerblich, genutzt wird, soweit dort Abfälle 
zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz KrWG anfallen und auf diesem 
Grundstück in zugelassenen Abfallbehältern und Beistellsäcken gesammelt werden 
können. Nach § 7 Abs. 2 der Gewerbeabfallverordnung ist eine Pflicht-Restmülltonne zu 
benutzen. 
 

(4) Es ist – abgesehen von der Ausnahmeregelung in § 8 – nicht zulässig, Abfälle zur 
Beseitigung auf Grundstücken oder in Anlagen von Anschlusspflichtigen, wie z. B. 
Verbrennungsanlagen, vollständig oder teilweise zu beseitigen, zu vergraben, zu lagern, 
abzulagern oder zu behandeln. 

 
§ 8 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 
 

Der Benutzungszwang gem. § 7 Abs. 2 besteht nicht, 
 
– soweit Abfälle nach § 4 dieser Satzung von der Abfallentsorgungseinrichtung der 

bonnorange AöR ausgeschlossen sind; 
 

– soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund einer Rechtsverordnung 
nach §  25 KrWG unterliegen und die bonnorange AöR an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 
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17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 KrWG); 
 
– soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 23 KrWG freiwillig 

zurückgenommen werden, wenn dem zurücknehmenden Hersteller oder Vertreiber durch 
die zuständige Behörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 4 
KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

 
– soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch 

eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 18 KrWG zulässige gemeinnützige Sammlung 
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

 
– soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung einer 
ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden. 
 

§ 9 
Befreiung 

 
(1) Vom Benutzungszwang ist befreit, wer nachweist, dass er Abfälle zur Verwertung aus 

privaten Haushaltungen selbst auf dem an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung 
angeschlossenen Grundstück ordnungsgemäß und schadlos i.S.d. § 7 Abs. 3 KrWG 
verwertet (Eigenverwertung). Die bonnorange AöR stellt auf der Grundlage der 
Darlegungen der/des Anschluss- und/oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. 
Halbsatz KrWG besteht. 
 

(2) Die bonnorange AöR kann im Einzelfall auf schriftlichen Antrag vom Einsammeln und 
Transport der Abfälle befreien, wenn hierfür zwingende Gründe vorliegen. 

 
Die Möglichkeit eines anderweitigen Einsammelns und Transportierens der Abfälle ist im 
Antrag zu erläutern und durch geeignete Unterlagen zu belegen. 
 
Die Befreiung im Einzelfall wird unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs schriftlich erteilt 
und kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden sowie befristet werden. 

 
(3) Bis zur Bewilligung des Antrages bleibt der Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 7 

bestehen. 
 

III. Einsammeln und Befördern 
 

§ 10 
Art 

 
(1) Die bonnorange AöR bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Art, Anzahl und 

Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf dem Grundstück sowie die Häufigkeit und 
den Zeitpunkt der Abfuhr. Die bonnorange AöR bestimmt die Art des Einsammelns und 
Beförderns. 
 

(2) Für das Einsammeln und Befördern der anfallenden Abfälle kommen in Betracht: 
 

a) Abfallbehälter nach EN 840 
 

b) Beistellsäcke 
 

c) Depotcontainer 
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d) Sondersammelverfahren 

  
e) Unterflurcontainer 

 
(3) Depotcontainer und Sondersammelverfahren sind für Sperrmüll, Behältnisse aus Altglas, 

Papier, Alttextilien, organische Küchen- und Gartenabfälle, Verkaufsverpackungen und 
gefährliche Abfälle eingerichtet. 
 

(4) Es ist unzulässig, in Abfallbehälter oder Depotcontainer, die von der bonnorange AöR oder 
mit ihrer Zustimmung von Dritten zur gesonderten Sammlung bestimmter Abfälle (z. B. 
Grüncontainer, Altglascontainer, Behältnisse für Wertstoffe oder Verpackungen) 
bereitgestellt sind, andere als der Zweckbestimmung entsprechende Abfälle einzugeben. 

 
(5) Die Nutzung eines Unterflurcontainers setzt die Errichtung eines unterflurfähigen 

Standplatzes voraus. Die Herrichtung obliegt dem Grundstückseigentümer und ist mit der 
zuständigen Behörde und der bonnorange AöR abzustimmen. Die Einzelheiten zum 
Standort, der Standplatzerrichtung und der kostenmäßigen Abwicklung werden durch einen 
gesonderten Vertrag festgelegt. 

 
§ 11 

Abfallbehälter 
 
(1) Die nach dieser Satzung zugelassenen Abfälle werden grundsätzlich im Umleerverfahren 

mit Abfallbehältern im Eigentum der bonnorange AöR abgefahren. Hierfür sind folgende 
Abfallbehälter und Größen zugelassen: 

 

Abfallbehälter Zulässiges 
Gesamtgewicht Restmüll Bioabfall Altpapier 

40 Liter 40 kg x   
60 Liter 40 kg x   
80 Liter 40 kg x   
100 Liter 40 kg x   
120 Liter 48 kg x x x 
240 Liter 96 kg x  x 
660 Liter 264 kg x x x 
1.100 Liter 440 kg x x x 
Unterflurcontainer bis max. 5 m³ x x x 

 
Soweit noch Abfallbehälter mit 70 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg), 90 Litern 
(Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) oder 110 Litern (Zulässiges Gesamtgewicht: 40 kg) 
Inhalt vorhanden sind, können diese bis zu ihrem Verschleiß weiterhin genutzt werden. Für 
die Festsetzung von Zahl, Art und Größe der Abfallbehälter wird bei Wohngrundstücken 
eine Mindestabfallmenge von 15 Liter pro auf dem Grundstück mit Hauptwohnsitz 
gemeldeter Person und Woche zugrunde gelegt. Als Behältergröße gilt das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. Bei nachgewiesener Unterschreitung 
der Mindestabfallmenge durch Abfallvermeidung und -verwertung ist die Festsetzung auf 
ein durch die bei der bonnorange AöR vorhandenen Behältergrößen oder deren 
Kombination mögliches niedrigeres Behältervolumen zulässig. 
 
Die Abfallverwertung muss dabei mindestens die regelmäßige, separierte Entsorgung von 
Altglas, Altpapier/Kartonagen, Leichtverpackungen, Bioabfall, Elektro- und Elektronik-
Altgeräten umfassen. Ein Mindestvolumen von 10 Liter pro Person und Woche darf jedoch 
nicht unterschritten werden. 
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Der Abfallbehälter mit 40 Liter Inhalt ist die Mindestausstattung für ein bewirtschaftetes 
Grundstück. Bei Wohngrundstücken mit nur einer dort mit Hauptwohnsitz gemeldeten 
Person kann auf Antrag die Entsorgungsgebühr mit Beginn des auf den Antrag folgenden 
Monats um 50 % ermäßigt werden; dies gilt nur bei einer Behälterausstattung von 40 Litern 
und wenn der Antragsteller nachweist, dass die Mindestabfallmenge von 15 Liter pro 
Woche durch Abfallvermeidung und -verwertung unterschritten wird. Die gemeinsame 
Entsorgung zweier unmittelbar nebeneinanderliegender Wohngrundstücke mit einem 
Abfallbehälter ist in Ausnahmefällen auf Antrag zulässig, wenn Einvernehmen über einen 
Gebührenschuldner nachgewiesen wird; auch hier gilt als Behältergröße das aus der 
Mindestabfallmenge errechnete Behältervolumen. 
 
Anträge auf Änderung des Abfallbehältervolumens sind vom Eigentümer oder von einer 
von ihm bevollmächtigten Person schriftlich bei der bonnorange AöR einzureichen. 
 
Eigenkompostierer erhalten auf Antrag eine Gebührenermäßigung nach Maßgabe der 
Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn. 
 

(2) Bei gewerblich genutzten Grundstücken ist die Vorhaltung eines angemessenen Restmüll-
volumens nach den Bestimmungen der Gewerbeabfallverordnung zwingend. Dieses wird 
branchenspezifisch unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten wie folgt ermittelt, 
wobei je Einwohnergleichwert ein Mindestvolumen von 15 Litern bei wöchentlicher Leerung 
zur Verfügung gestellt wird: 
 

Branche Einwohnergleichwert Multiplikator 
Krankenhäuser u.ä. 0,8–1,2 je Platz 
Schulen, Kindergärten 0,8–1,2 je 10 Kinder 
Verwaltungen, Büros 0,8–1,2 je Mitarbeiter 
Speisewirtschaften, Imbisse 3,0–5,0 je Mitarbeiter 
Schankwirtschaften,Eisdielen 1,0–3,0 je Mitarbeiter 
Beherbergungsbetriebe 0,8–1,2 je 4 Betten 
Lebensmittelhandel 1,0–3,0 je Mitarbeiter 
Sonstige Einzel- und Großhandel 0,4–0,6 je Mitarbeiter 
Industrie, Handwerk 0,4–0,6 je Mitarbeiter 

 
Für nicht aufgeführte Branchen wird das angemessene Restmüllvolumen anhand von 
Erfahrungswerten bzw. einer Vor-Ort-Prüfung ermittelt. Für gemischt genutzte Grund-
stücke wird das vorzuhaltende Restmüllvolumen additiv ermittelt. 

 
(3) Nicht infektiöse Abfälle aus den operativen Bereichen und den Intensiv-Pflege-Stationen 

sowie alle sonstigen medizinischen Mittel und Geräte, die zur unmittelbaren Anwendung 
am Patienten gekommen sind und mit dessen Ausscheidungen, Blut oder Serum 
Berührung hatten (z. B. Wundverbände, Einwegwäsche und Einwegspritzen), sind, sofern 
sie nicht nach § 3 von der Entsorgung durch die bonnorange AöR ausgeschlossen sind, in 
besonders hierfür durch die bonnorange AöR bereitgestellte verschließbare Abfallbehälter 
einzugeben. Die Entsorgung erfolgt im Rahmen der allgemeinen Abfuhr. 
 

(4) Die anfallenden Abfälle sind nur in den zur Verfügung gestellten Behältern zu sammeln. 
Andere Behälter werden nicht entleert. Die Ablagerung der Abfälle außerhalb der Behälter 
ist nicht zulässig. Abfälle, die in Haushalten oder Gewerbebetrieben anfallen, dürfen nicht 
in die im öffentlichen Straßenraum, in öffentlichen Anlagen und an Haltestellen der 
Verkehrsbetriebe aufgestellten Abfallbehälter eingefüllt werden. 

 
(5) Abfallbehälter können den Anschlussberechtigten und jedem anderen Abfallbesitzer für 

kürzere Zeiträume – längstens jedoch für die Zeit von 9 Monaten – auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden, sofern vorübergehend Abfälle in außergewöhnlichem Umfang anfallen. 
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(6) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter allen Haus-
bewohnern zugänglich sind und ordnungsgemäß genutzt werden können. 

 
(7) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln und dürfen nur zur Aufnahme von zugelas-

senen Abfällen verwendet werden. Unzulässig ist es, Abfälle in Behältern zu verbrennen, 
einzustampfen, einzupressen oder einzuschlämmen. Es ist nicht gestattet, brennende, 
glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen. Abfallbehälter sind nur soweit zu 
füllen, dass ihre Deckel sich gut schließen lassen; sie müssen aus hygienischen Gründen 
immer geschlossen werden. Die nominalen Nutzlasten gem. Abs. 1 gelten auch für 
Bioabfall- und Altpapiergefäße und dürfen nicht überschritten werden. Restabfall-, 
Bioabfall-, Altpapier- und Leichtverpackungs-Behälter des Unterflursystems dürfen nur 
soweit befüllt werden, dass sich die Schüttschwinge gut schließen lässt. 

 
(8) Unbefugten ist es nicht gestattet, Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. Die 

Durchsuchung der Abfälle sowie deren Behandlung vor Ort ist darüber hinaus jedermann 
untersagt, soweit sie mit Gefahren für Leben oder Gesundheit verbunden ist oder die 
Abfallbehälter beschädigt werden können. 

 
§ 12 

Beistellsäcke 
 

(1) Zur Abfuhr des gelegentlich vermehrt anfallenden Abfalls werden zusätzlich Beistellsäcke 
mit 70 Litern Inhalt zugelassen. 
 

(2) In die Beistellsäcke dürfen keine nassen Abfälle oder Gegenstände, die nach außen 
dringen oder Verletzungen herbeiführen können, gefüllt werden. Abfallteile dürfen aus dem 
Beistellsack nicht herausragen. Die gefüllten Beistellsäcke dürfen ein Gewicht von 20 kg je 
Sack nicht überschreiten. Die Beistellsäcke sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 
Uhr am Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private 
Fläche unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. 

 
(3) Die Beistellsäcke werden über den Handel zum Kauf angeboten. Sie tragen die Aufschrift 

„bonnorange AöR“ sowie den Hinweis „für Hausabfälle bestimmt“. In dem jeweils geltenden 
Verkaufspreis ist die Gebühr für die Entsorgung enthalten. 

 
§ 13  

Sperrmüll 
 

(1) Sperrmüll sind aus privaten Haushalten stammende bewegliche Gegenstände, die wegen 
ihres Umfanges oder Gewichts nicht in Abfallbehältern oder Beistellsäcken bereitgestellt 
werden können. Es handelt sich hierbei um Gegenstände aus Wohnungen, die 
üblicherweise bei einem Auszug mitgenommen würden (z. B. Mobiliar, Matratzen, 
Bettgestelle, Lattenroste, nicht mit Holzschutzmittel behandelte Gartenmöbel und sonstige 
sperrige Haushaltsgegenstände bis zu einem Gewicht von 70 kg im Einzelfall); darüber 
hinaus Hölzer aus dem Innenbereich wie Türblätter ohne Glas, Laminat, Paneelen oder 
Dielen. Abfälle aus Industrie und Gewerbe sind Sperrmüll, soweit sie nach Art und Menge 
mit dem aus Haushalten stammenden Sperrmüll nach Satz 1 und 2 vergleichbar sind. 
 
Nicht zum Sperrmüll zählen: 
 
a) Abfälle aus Umbau- oder Renovierungsmaßnahmen wie Fenster und Haustüren, 

Bauhölzer, Fachwerk und Dachsparren 
 

b) Behandelte Hölzer aus dem Außenbereich wie Zäune, Gartenmöbel, Palisadenhölzer, 
Sichtschutzwände, Bahnschwellen und Brandholz 
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(2) Ob Gegenstände als Sperrmüll oder sonstige Abfälle aus privaten Haushaltungen 

(Hausmüll) anzusehen sind, entscheidet im Zweifelsfall die bonnorange AöR. 
 

(3) Sperrmüll wird grundsätzlich 3 Mal jährlich eingesammelt und abgefahren. Die jeweiligen 
Abfuhrtermine für Sperrmüll werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben.  

 
(4) An den festgesetzten Abfuhrtagen ist Sperrmüll bis 7.00 Uhr am Rande der öffentlichen 

Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar an der 
Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. Sperrmüll darf an den für das jeweilige Wohngrundstück 
festgesetzten Abfuhrtagen nur dort bereitgestellt werden, wo er angefallen ist. Bei der 
Sperrmüllabfuhr werden Gefäße und Behälter als Sperrmüll betrachtet. 

 
(5) Weitere Sperrmüllabholungen werden gebührenpflichtig nach Terminvereinbarung 

angeboten. Der Sperrmüll wird in haushaltsüblichen Mengen bis max. 5 m³ abgeholt. Die 
Gebühr wird nach der Maßgabe der Gebührenordnung über die Abfallentsorgung in der 
Bundesstadt Bonn erhoben.  
 
Abholung des Sperrmülls aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen 
erfolgt sofern ein Restmüllanschluss gem. § 7 vorliegt und nur in haushaltsüblichen 
Mengen bis max. 5 m³. 
 
Der haushaltsbezogene Abholtermin kann über die Internetseite der bonnorange AöR oder 
telefonisch bestellt werden. Für die Abholung gilt Abs. 4 entsprechend. 

 
§ 14 

Behältnisse aus Altglas 
 

Behältnisse aus Altglas (Flaschen, Gläser) sind zur Wiederverwertung in die im Stadtgebiet 
aufgestellten besonderen Depotcontainer – nach Farbe getrennt – einzufüllen. Die Ablagerung 
solcher Altglasbehältnisse außerhalb der Depotcontainer ist nicht zulässig; dies gilt auch, wenn 
die Container voll sind. 
 

§ 15 
Altpapier 

 
(1) Altpapier (einschließlich Kartonagen) ist für die Wiederverwertung getrennt und 

ausschließlich über die Altpapiertonnen und Papiercontainer (blaue Behälter) im 
öffentlichen Straßenland zu sammeln. Das Ablagern von Altpapier außerhalb dieser 
Sammelsysteme oder Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 

 
(2) Die jeweiligen Abfuhrtermine für Altpapier werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

(3) An den festgesetzten Abfuhrtagen sind die Altpapiertonnen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar 
an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(4) Abweichend zu Abs. 3 wird die blaue Tonne auf Anforderung geholt (Vollservice). § 22 gilt 

entsprechend. 
 

§ 16 
Alttextilien 

 
Alttextilien sind getrennt zu halten und für eine Wiederverwendung oder Verwertung zu 
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sammeln (Alttextilcontainer). Das Ablagern von Alttextilien außerhalb der Alttextilcontainer oder 
Beifügen zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

§ 17 
Verpackungen 

 
(1) Leichtverpackungen sind getrennt über die Gelbe Tonne oder Gelbe Säcke zu sammeln. 

Dazu zählen insbesondere geschlossene oder offene Behältnisse und Umhüllungen von 
Waren wie Becher, Beutel, Blister, Dosen, Eimer, Fässer, Kunststoffflaschen, Kanister, 
Säcke, Schachteln, Schalen, Tragetaschen oder ähnliche Umhüllungen die vom 
Endverbraucher zum Transport oder bis zum Verbrauch der Waren verwendet werden. 
 

(2) Die Gelben Tonnen oder Gelbe Säcke werden den Haushalten gebührenfrei zur Verfügung 
gestellt. Diese sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der 
öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar 
an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(3) Glas- und Papierverpackungen einschließlich Kartonagenverpackungen dürfen nicht in die 

Gelbe Tonne / Gelbe Säcke eingefüllt werden; sie sind den hierfür eingerichteten separaten  
Sammelsystemen zuzuführen. 

 
(4) Das Ablagern von Leichtverpackungen außerhalb dieses Sammelsystems oder Beifügen 

zu anderen Sammelsystemen ist nicht zulässig. 
 

§ 18  
Organische Küchen- und Gartenabfälle 

 
(1) Organische Küchen- und Gartenabfälle sind getrennt über die Biotonne zu sammeln. Sie 

dürfen in loser Form, in Vorsortiertüten aus Papier oder in Zeitungspapier, Küchenkrepp, 
Servietten eingewickelt in die Biotonne eingefüllt werden. Die Verwendung von 
kompostierbaren Kunststoffbeutel ist nicht zulässig. Die Vorsortiertüten aus Papier mit der 
Aufschrift „bonnorange AöR“ werden über den Handel zum Kauf angeboten. 
 

(2) In die Biotonne dürfen keine Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben und 
kein Baumschnitt, Strauchschnitt nur in den bei Klein- oder Ziergärten üblicherweise 
anfallenden Mengen eingefüllt werden.  

 
(3) Die Biotonnen werden den Haushalten gebührenfrei zur Verfügung gestellt. Die Biotonnen 

sind an den festgesetzten Abfuhrtagen bis 6.30 Uhr am Rande der öffentlichen 
Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche unmittelbar an der 
Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass niemand gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

 
(4) In die Biotonne oder stationäre bzw. mobile Grüncontainer dürfen keine Grünabfälle aus 

gewerblichen Anlagen oder Pflege der Grünflächen oder Gärten sowie organische Abfälle 
aus dem Obst- und Gemüsegroßhandel oder der gewerblichen Verarbeitung von Obst oder 
Gemüse eingefüllt werden. Gewerbebetrieben kann auf Antrag eine Biotonne zur 
Verfügung gestellt werden; das Behältervolumen darf 1.100 Liter nicht überschreiten. 

 
(5) Organische Gartenabfälle können in die auf den Friedhöfen der Stadt aufgestellten 

stationären Grüncontainer eingegeben werden. Dies gilt nicht für Grünabfälle aus der 
gewerblichen Park- und Gartenpflege. Die Benutzung ist nur werktäglich von 07.00 bis 
20.00 Uhr gestattet. 
 
An bestimmten Standorten werden mobile Sammlungen von Gartenabfällen durchgeführt. 
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Die Standorte und Sammlungstermine werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

(6) Abweichend zu Abs. 3 wird die Biotonne auf Anforderung geholt (Vollservice). § 22 gilt 
entsprechend. 

 
§ 19 

Elektro- und Elektronikgeräte 
 

(1) Elektro- und Elektronikkleingeräte aus Haushalten und Kleingewerbe können zur 
Wiederverwertung oder umweltverträglichen sonstigen Entsorgung in die von der 
bonnorange AöR in allen Stadtbezirken aufgestellten „Roten Tonnen“ eingegeben werden. 
Batterien und Akkus sind aus dem Gerät zu entfernen, sofern sie nicht von dem Gerät fest 
umschlossen sind. Die Standorte werden auf den Internetseiten der AöR bekannt gegeben. 
 

(2) Elektro- und Elektronikgroßgeräte aus Haushalten und Kleingewerbe sind nach den 
Vorgaben des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes zur Wiederverwendung oder 
umweltverträglichen sonstigen Entsorgung gesondert bereit zu stellen. Die 
haushaltsbezogenen Abfuhrtermine werden den Besitzern nach schriftlicher oder 
telefonischer Anmeldung mitgeteilt, die Bereitstellung aus Kleingewerbe muss an den 
Sammelstellen der bonnorange AöR erfolgen. 

 
(3) Zu Elektrogroßgeräten gehören insbesondere: Kühlschränke, Waschmaschinen, Herde, 

Wäschetrockner, große Küchen- und Heimwerkergeräte, Staubsauger, Großgeräte aus 
nichtgewerblicher Gartenpflege, große Geräte aus der Informations-, Büro- und 
Kommunikationstechnik oder der Unterhaltungstechnik. 

 
(4) An den festgesetzten Abfuhrtagen sind die Elektrogroßgeräte bis 07.00 Uhr unberaubt am 

Rande der öffentlichen Verkehrsfläche (Gehwegrand, Fahrbahnrand oder private Fläche 
unmittelbar an der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche) so bereitzustellen, dass 
niemand gefährdet, behindert oder belästigt wird. Kühlgeräte dürfen nicht so beschädigt 
werden, dass Kühlmittel oder Kompressoröl austritt. 

 
(5) Elektro- oder Elektronikgeräte können auch bei den Wertstoffhöfen der bonnorange AöR 

abgegeben werden: 
 
– Wertstoffhof Am Dickobskreuz, Immenburgstr. 22 (auf dem Gelände der MVA Bonn) 
– Wertstoffhof Südstraße, Weststr. 11 

 
§ 20 

Gefährliche Abfälle 
 

(1) Gefährliche Abfälle gem. §§ 3 Abs. 5, 48 KrWG aus Haushalten sind Reste von Farben, 
Lacken, Lösungsmitteln und sonstigen brennbaren Stoffen, Pflanzenschutzmitteln, 
Insektiziden, Säuren, Laugen sowie feste chemische Abfälle (z. B. Altmedikamente, 
Leuchtstoffröhren, Energiesparlampen und Batterien) und dergleichen. 
 

(2) Die gefährlichen Abfälle aus Haushalten sind, sofern deren Rückgabe an die verkaufenden 
Stellen zur ordnungsgemäßen Entsorgung nicht möglich ist, bei den Sammelstellen für 
gefährliche Abfälle abzugeben. Die Sammelstellen können mobil oder ständig 
ortsgebunden eingerichtet werden. Die Aufsichtspersonen der Sammelstellen üben das 
Hausrecht aus. Ihre Anweisungen sind zu befolgen, insbesondere sind die gefährlichen 
Abfälle nur an den zugewiesenen Stellen abzulegen. Minderjährigen unter 14 Jahren ist 
der Zutritt zu den Sammelstellen nur in Begleitung eines Erwachsenen gestattet. 

 
(3) Gefährliche Abfälle (Kleinmengen) aus Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben 
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können, soweit sie mit den in Absatz 1 genannten Abfällen entsorgt werden können und 
eine anderweitige ordnungsgemäße Entsorgung nicht sichergestellt ist, nach rechtzeitiger 
Voranmeldung ausschließlich bei den beiden ortsgebundenen Sammelstellen für 
gefährliche Abfälle abgegeben werden. Die Kleinmengen sind auf max. 2.000 kg pro Jahr 
und als Einzelanlieferung auf 30 kg begrenzt. Die Anlieferer erhalten als Nachweis über den 
Verbleib der Abfälle einen Übernahmeschein. 

 
(4) Die Standorte und Öffnungszeiten werden jährlich im Abfallplaner bekannt gegeben. 
 

§ 21 
Baustellenabfälle 

 
Baustellenabfälle sind nach verbrennbaren und nichtverbrennbaren Abfällen getrennt 
abzuliefern. 
 

§ 22 
 Standplätze und Transportwege für Abfallbehälter  

 
(1) Die bonnorange AöR bestimmt nach Anhörung der Grundstückseigentümer die Standplätze 

der Abfallbehälter auf dem zu entsorgenden Grundstück; sie kann auch verlangen, dass die 
Behälter für mehrere Grundstücke auf einem gemeinsamen Platz aufgestellt werden. 
Sofern die sonst übliche Zu- oder Abfahrt zu einem Grundstück gesperrt ist oder dadurch 
der Transport der Abfallbehälter in unzumutbarer Weise erschwert wird, kann eine 
Änderung des Standplatzes für einen vorübergehenden Zeitraum verlangt werden. 
 

(2) Abfallbehälter sind grundsätzlich ebenerdig aufzustellen. Die Größe des Standplatzes muss 
so bemessen sein, dass die Behälter rundum mindestens 10 cm freien Raum haben. Für 
den Transport der Behälter ist ein Gang von mindestens 1,20 m Breite freizuhalten. 
Baurechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

 
(3) Standplätze in Höfen und Gärten müssen mit einem dauerhaften, leicht zu reinigenden 

Bodenbelag versehen sein, der ein Absetzen der Behälter aushält. Die Standplätze sollen 
in gleicher Höhe mit dem Transportweg liegen und nicht durch Schwellen, Einfassungen 
oder Rillen unterbrochen sein. Das Oberflächenwasser muss von den Standplätzen 
abfließen oder versickern können. 

 
(4) Standplätze in Kellern und Stockwerken oder Vertiefungen (z. B. in den Boden eingelassene 

Betonringe) werden aus Gründen der Unfallverhütung grundsätzlich nicht zugelassen. 
Besteht jedoch keine Möglichkeit, einen ebenerdigen Standplatz einzurichten, müssen die 
Grundstückseigentümer die Abfallbehälter aus Kellern und Stockwerken an Abfuhrtagen 
ebenerdig und rechtzeitig zur Abfuhr bereitstellen. 

 
(5) Abfallbehälter können auch in schrankähnlichen Stellräumen untergebracht werden. 

Abfallbehälter mit einem Inhalt bis einschließlich 120 Liter können an einer Schwenksäule 
oder an der Innenseite einer verwindungsfreien Schranktür aufgehangen werden. Die 
Unterkante der Tür darf höchstens 5 cm über dem Transportweg liegen. Die Schranktüren 
müssen sich ohne Schlüssel öffnen lassen. 

 
(6) Die Standplätze sind von den Grundstückseigentümern nach den Vorschriften dieser 

Satzung herzurichten. 
 

(7) Die Transportwege für Abfallbehälter müssen eine geeignete gleitsichere Befestigung 
(Platten, Beton oder ähnliches) aufweisen und mindestens 1,00 m, für fahrbare Behälter 
1,50 m, breit sein. Auf dem Transportweg sollen keine Stufen liegen. Höhenunterschiede 
sind durch Rampen (maximale Steigerung 1:20) auszugleichen. Führt ein Transportweg 
durch ein Gebäude, so müssen Durchgänge mindestens 2,00 m hoch und 1,00 m, bei 
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fahrbaren Behältern 1,50 m, breit sein. An Türen müssen geeignete Feststellvorrichtungen 
angebracht sein. Transportwege dürfen vom Standplatz der Abfallbehälter bis zur 
öffentlichen Verkehrsfläche höchstens 15 m betragen, müssen ausreichend beleuchtet sein 
und stets in verkehrssicherem Zustand gehalten werden. Schnee und Winterglätte sind vom 
Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten rechtzeitig zu beseitigen. 

 
(8) Abfallbehälter werden erst dann gestellt, wenn die Standplätze, die Anfahr- und 

Transportwege den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Sollte die Forderung aus 
baulichen Gründen nicht zu Beginn der Nutzung des Gebäudes erfüllt werden können, so 
muss ein Provisorium geschaffen werden, das in Bezug auf Standplatz und Transportweg 
den Vorschriften der Absätze 2, 3 und 7 entspricht. 

 
(9) Die gefüllten Abfallbehälter eines Unterflursystems werden von der bonnorange AöR oder 

einem von ihr beauftragten Unternehmen am Standplatz mit einem Kranfahrzeug geleert. 
Der Standplatz von Unterflursystemen ist so zugänglich zu halten, dass die Abholung der 
Abfälle gewährleistet ist. Im Übrigen ist den Anweisungen der mit der Abfallentsorgung 
Beauftragten Folge zu leisten. 

 
§ 23 

Müllverwertungsanlage Bonn (MVA Bonn) 
 

(1) Die nicht der stofflichen Verwertung zugeführten Abfälle werden in der MVA   Bonn entsorgt. 
Hier werden die Abfälle unter Verwertung des bei der Verbrennung entstehenden Dampfes 
behandelt. Die Anlage wird von der Müllverwertungsanlage Bonn GmbH betrieben. 
 

(2) Jeder Einwohner der Stadt Bonn kann Abfallstoffe, die nicht gemäß § 4 von der Entsorgung 
durch die bonnorange AöR ausgeschlossen sind, bei der MVA Bonn abliefern. Die 
Benutzung richtet sich nach der jeweiligen Betriebsordnung. Zur ordnungsgemäßen 
Entsorgung ist die Art der Abfälle (z. B.: Hausmüll, Baumischabfälle) eindeutig und 
zutreffend zu deklarieren. 

 
(3) Die Ablieferung von Abfällen bei der MVA Bonn ist nur mit einer schriftlichen Erlaubnis der 

bonnorange AöR zulässig. Dies gilt nicht bei Abfallstoffen, die wegen ihrer geringfügigen 
Menge und zur Förderung des Umweltschutzes zu den Sammelstellen der bonnorange 
AöR angefahren werden. Die Erlaubnis der bonnorange AöR ist bei der Ablieferung 
unaufgefordert vorzuzeigen; sie verliert ihre Gültigkeit, sobald die zugelassene 
Wagenladung abgeladen ist. 

 
(4) Die bonnorange AöR kann die Ablieferung untersagen, wenn die Entsorgung wegen der 

Menge oder Art der Abfallstoffe erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert, für die die technischen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Es 
kann der Nachweis verlangt werden, dass die Abfallstoffe für die Umwelt unschädlich sind. 

 
(5) Der aufsichtsführende Mitarbeiter der MVA Bonn oder der bonnorange AöR übt das 

Hausrecht aus. Seine Anweisungen sind zu befolgen, insbesondere sind die Abfälle an den 
zugewiesenen Stellen abzuliefern. Minderjährigen unter 14 Jahren ist der Zutritt nur in 
Begleitung eines Erwachsenen gestattet. 

 
§ 24 

Abfuhr der Abfälle aus privaten Haushalten 
 

(1) Die Abfallbehälter und die zugelassenen Beistellsäcke (§ 12 Abs. 1) werden grundsätzlich 
wöchentlich einmal, bei zweiwöchentlicher Abfuhr alle zwei Wochen einmal werktags in der 
Zeit von 6.00 bis 20.00 Uhr entleert bzw. abgefahren. Die Papiersammlung (§ 15) erfolgt 
grundsätzlich monatlich. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit können auch häufigere 
Entleerungen, insbesondere bei Behältern mit 660 Litern und 1.100 Litern Inhalt, erfolgen. 
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Die Abholtage und den Zeitpunkt der Abfuhr bestimmt die bonnorange AöR. 
 

(2) Fällt ein Abholtag auf einen Feiertag, so wird die Abfuhr so verlegt, dass nach Möglichkeit 
nur eine kurzfristige Verschiebung eintritt. Die Terminverschiebungen werden jährlich im 
Abfallplaner bekannt gegeben. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben dafür zu sorgen, dass die Mülllader an den Abfuhrtagen 

ungehindert Zugang zu den Abfallbehältern haben. Die Abfallbehälter werden von den 
Müllladern vom Standort geholt, entleert und danach wieder zurückgebracht. Können die 
Behälter ohne Verschulden der bonnorange AöR nicht entleert werden, so wird die 
Entleerung erst am nächstfolgenden regelmäßigen Abfuhrtag durchgeführt. Die Abfuhr 
unterbleibt, wenn nicht zugelassene Abfälle eingefüllt sind oder die Entleerung durch 
Anfrieren des Behälterinhalts unzumutbar erschwert wird. 

 
§ 25 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
 

(1) Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, durch Betriebsstörungen, 
betriebsnotwendige Arbeiten, behördliche Verfügungen oder Verlegungen des Zeitpunktes 
der Abfallentsorgung vorübergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet 
durchgeführt, hat der an die Abfallentsorgung Angeschlossene keinen Anspruch auf 
Ermäßigung der Gebühren oder auf Schadenersatz. 
 

(2) Ist das Abholen der Abfälle aus einem der vorgenannten Gründe unterblieben, so wird es 
sobald wie möglich nachgeholt. Soweit der Betrieb der Abfallentsorgungsanlagen gestört 
ist, wird die bonnorange AöR im Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten für 
Ersatzregelungen sorgen. 

 
IV. Sonstige Rechte und Pflichten 

 
§ 26 

Anmeldepflicht 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat den erstmaligen Anfall von Abfällen und die 
voraussichtliche Menge sowie deren wesentliche Änderung unverzüglich schriftlich bei der 
bonnorange AöR anzumelden. Er hat dabei im Rahmen der Regelung des § 11 Abs. 1 die 
freie Wahl unter den satzungsmäßig zugelassenen Abfallbehältern; wird jedoch hierdurch 
die ordnungsgemäße Entsorgung des Grundstücks nicht sichergestellt, legt die 
bonnorange AöR Art, Anzahl und Größe der Abfallbehälter sowie die sonstigen Leistungen 
fest. 
 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue 
Eigentümer verpflichtet, die bonnorange AöR unverzüglich zu benachrichtigen. 

 
§ 27 

Auskunftspflicht, Zugang zu den Grundstücken 
 

(1) Der Anschlussberechtigte ist über § 26 hinaus verpflichtet, alle für die Abfallentsorgung 
erforderlichen Auskünfte zu geben. 
 

(2) Die Zuständigkeit für die Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, richtet 
sich nach § 18 LKrWG. Sie obliegt den Beauftragten der Abfallwirtschaftsbehörden. Diesen 
ist ungehinderter Zutritt zu Grundstücken und Betrieben zu gewähren, auf bzw. in denen 
Abfälle anfallen. Auf den Grundstücken vorhandene Sammelstellen für Abfälle müssen zu 
diesem Zweck zugänglich sein. 
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(3) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist entsprochen, so sind die Abfallwirtschaftsbehörden berechtigt, 
diese mit Zwangsmitteln nach den §§ 55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 
durchzusetzen. 

 
(4) Die Beauftragten haben sich durch einen Dienstausweis auszuweisen. 
 

§ 28 
Anfall der Abfälle, Eigentumsübergang 

 
(1) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten die Abfälle, die in zugelassene 

Abfallbehälter, Beistellsäcke oder in Depotcontainer eingefüllt sind und zur Abfuhr 
bereitstehen oder für die Sondersammelverfahren bereitgestellt sind. 
 

(2) Als angefallen zum Behandeln, Lagern oder Ablagern in den Abfallentsorgungsanlagen 
gelten die Abfälle, die in zulässiger Weise auf das Gelände der Abfallentsorgungsanlagen 
gebracht worden sind. 

 
(3) Die Abfälle gehen in das Eigentum der bonnorange AöR über, sobald sie eingesammelt 

oder an den Sammelstellen angenommen sind. 
 

(4) Die bonnorange AöR ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen 
zu lassen. Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt. 

 
(5) Das Durchsuchen zum Wegnehmen von bereitgestelltem Sperrmüll zum Zwecke der 

Wiederverwendung ist nur gestattet, wenn hierdurch die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, insbesondere der Straßen- oder Fußgängerverkehr, nicht beeinträchtigt wird. Im 
Übrigen dürfen die zur Abholung bereitgestellten Abfälle von Dritten nicht durchsucht 
werden. 

 
§ 29 

Haftung 
 

(1) Die Haftung für Personen- und Sachschäden, die durch unsachgemäße Behandlung oder 
Verlust der Abfallbehälter, Einbringen nicht zugelassener Gegenstände an den 
Sammelfahrzeugen oder den Abfallentsorgungsanlagen, Nichtbeachtung der 
Anordnungen des Aufsichtspersonals der Sondersammelstellen oder durch sonstige 
Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung entstehen, richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften und den jeweiligen Betriebsordnungen. 
 

(2) Für Beschädigungen beim Transport der Abfallbehälter, die dadurch entstehen, dass die 
Standplätze und Transportwege nicht den Anforderungen des § 22 entsprechen, haftet die 
bonnorange AöR dem Grundstückseigentümer nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

 
(3) Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen und der Sondersammelstellen erfolgt auf 

eigene Gefahr. 
 

§ 30 
Andere Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergebenden Rechte und Pflichten 
gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungs- und 
Nutzungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie auch 
alle sonstigen zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigentümer 
werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass neben ihnen andere Anschluss- 
und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 
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§ 31 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist – unabhängig von der Eintragung im Liegen- 
schaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder 
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
 

§ 32 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung der Abfallentsorgung werden von der 
Bundesstadt Bonn Gebühren nach der Gebührenordnung der Bundesstadt Bonn über die 
Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn erhoben. 
 

§ 33 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Unbeschadet der durch Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt 

ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. entgegen § 3 Abs. 4 bei Veranstaltungen, die auf öffentlichen Verkehrsflächen, auf für 
die öffentliche Nutzung bestimmten sonstigen Grundstücken oder in Einrichtungen der 
bonnorange AöR bzw. der Stadt Bonn durchgeführt werden, Speisen oder Getränke 
nicht in mehrfach verwendbaren Verpackungen und Behältnissen und mit 
Mehrwegbesteck ohne Ausnahmegenehmigung ausgibt, 

 
2. entgegen § 4 Abfälle, die von der Entsorgung durch die bonnorange AöR aus- 

geschlossen sind, in die Abfallbehälter eingibt oder der MVA Bonn zuführt, 
 

3. entgegen §§ 6, 14, 15, 16, 17, 19 und 20 Abfälle nicht getrennt den jeweiligen 
Sammelsystemen zuführt, 

 
4. unberechtigt (siehe § 7) Abfälle der Abfallentsorgung der bonnorange AöR zuführt, 

 
5. entgegen § 7 Abs. 2 bei ihm angefallene und durch die bonnorange AöR zu 

entsorgende Abfälle nicht der Abfallentsorgung der bonnorange AöR überlässt, 
 

6. entgegen § 7 Abs. 2 Abfälle, die von der bonnorange AöR vom Einsammeln und 
Befördern ausgeschlossen sind, nicht zu den öffentlichen Abfallentsorgungsanlagen 
verbringt, 

 
7. entgegen § 10 in Abfallbehältäer, die von der bonnorange AöR oder mit ihrer 

Zustimmung von Dritten zur gesonderten Sammlung bestimmter Abfälle (z. B. 
Grüncontainer, Altglascontainer, Behältnisse für Wertstoffe oder Verpackungen) 
bereitgestellt sind, andere als der Zweckbestimmung entsprechende Abfälle eingibt, 

 
8. entgegen den §§ 11 und 12 die von der bonnorange AöR bereitgestellten Ab- 

fallbehälter oder die Beistellsäcke bei Abfallanfall nicht oder nicht bestimmungsgemäß 
benutzt oder entgegen § 11 Abfälle, die in Haushalten oder Gewerbebetrieben anfallen, 
in die im öffentlichen Straßenraum, in öffentlichen Anlagen und an Haltestellen der 
Verkehrsbetriebe aufgestellten Abfallbehälter einfüllt, 

 
9. anfallende Abfälle entgegen § 11 und § 28 unbefugt durchsucht oder wegnimmt 

 
10. entgegen §§ 14, 15 und 16 außerhalb der Depotcontainer Wertstoffe oder sonstige 

Abfälle ablagert, 
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11. entgegen § 17 Abs. 4 Verkaufsverpackungen außerhalb des dafür vorgesehenen 

Sammelsystems entsorgt, 
 

12. entgegen § 18 Abs. 2 Reste zubereiteter Speisen aus den Gewerbebetrieben und 
Baumschnitt sowie Strauchschnitt in mehr als den üblicherweise bei Klein- und 
Ziergärten anfallenden Mengen in die Biotonne einfüllt, 

 
13. entgegen § 18 Abs. 5 Grünabfälle aus der gewerblichen Anlage oder Pflege von 

Grünflächen oder Gärten sowie organische Abfälle aus dem Obst- oder 
Gemüsegroßhandel oder der gewerblichen Verarbeitung von Obst oder Gemüse in die 
stationären Grüncontainer oder Biotonnen einfüllt, 

 
14. entgegen § 13 Abs. 4, § 15 Abs. 3, § 17 Abs. 2, § 18 Abs. 3 oder § 19 Abs. 4 Sperrmüll, 

Altpapier, Leichtverpackungen oder Elektrogroßgeräte so bereitstellt, dass hierdurch 
Gefahren, Behinderungen oder Belästigungen entstehen, ordnungsgemäß 
bereitgestellter Sperrmüll oder Altpapier, bereitgestellte Elektrogroßgeräte oder 
Leichtverpackungen am Bereitstellungsort  nachträglich in Lage oder Zustand so 
verändert, dass Gefahren, Behinderungen oder Belästigungen entstehen oder 
Kühlgeräte so beschädigt, dass Kühlmittel oder Kompressoröl austritt, 

 
15. entgegen § 13 Abs. 4 Sperrmüll an den für das jeweilige Wohngrundstück festgesetzten 

Abfuhrtagen nicht dort bereitstellt, wo er angefallen ist, 
 

16. entgegen § 20 Abs. 2 Satz 4 und § 23 Abs. 5 bei der Anlieferung von gefährlichen 
Abfällen in den Sammelstellen oder von Abfällen bei der MVA Bonn den Anweisungen 
der Aufsichtspersonen nicht folgt, 

 
17. entgegen § 22 die Einrichtung neuer oder die Änderung vorhandener Standplätze oder 

Transportwege für Abfallbehälter ohne vorherige Zustimmung der bonnorange AöR 
vornimmt oder Auflagen der bonnorange AöR zur Herrichtung von Standplätzen und 
Transportwegen für Abfallbehälter auf seinem Grundstück nicht erfüllt, 

 
18. entgegen § 23 Abs. 2 Anlieferungen von Abfällen bei der MVA falsch deklariert, 

 
19. entgegen § 26 den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche – nicht nur 

gelegentliche – Änderungen der Abfallmengen nicht unverzüglich anmeldet, 
 

20. entgegen § 28 Abs. 5 beim Durchsuchen oder Wegnehmen von bereitgestelltem Sperr-
müll dieses in Lage oder Zustand so verändert, dass die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung, insbesondere der Straßen- oder Fußgängerverkehr beeinträchtigt wird, oder 
andere bereitgestellte Abfälle durchsucht, 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,-- € geahndet werden, 

soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen. 
 

(3) Unberührt bleibt die Ahndung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach bundes- und 
landesrechtlichen Bestimmungen. 

 
V. Schlussbestimmung 

 
§ 34 

Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
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Anlage 
 

zu § 4 Abs. 1 der Satzung der bonnorange AöR  
über die Abfallentsorgung auf dem Gebiet der Bundesstadt Bonn 

 
Abfallschlüssel Abfallbezeichnung 

02 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forst-
wirtschaft, Jagd und Fischerei sowie der Herstellung und Verarbeitung 
von Nahrungsmitteln 

02 01 Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd 
und Fischerei 

02 01 04 Kunststoffabfälle (ohne Verpackung) 

02 01 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

02 02 Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Fleisch, Fisch und anderen 
Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs 

02 02 02 Abfälle aus tierischem Gewebe 

02 02 03 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 03 Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Obst, Gemüse, Getreide, 
Speiseölen, Kakao, Kaffee, Tee und Tabak, aus der Konservenherstellung, 
der Herstellung von Hefe und Hefeextrakt sowie der Zubereitung und 
Fermentierung von Melasse 

02 03 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 05  Abfälle aus der Milchverarbeitung 

02 05 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 06  Abfälle aus der Herstellung von Back- und Süßwaren 

02 06 01 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

02 07 Abfälle aus der Herstellung von alkoholischen und alkoholfreien Getränken 
(ohne Kaffee, Tee und Kakao) 

02 07 04 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

03 Abfälle aus der Holzverarbeitung und der Herstellung von Platten, 
Möbeln, Zellstoffen, Papier und Pappe 

03 01  Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstellung von Platten und Möbeln 

03 01 04 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, die 
gefährliche Stoffe enthalten 

03 01 05 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 03 01 04 fallen 
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04 Abfälle aus der Leder-, Pelz- und Textilindustrie  

04 02 Abfälle aus der Textilindustrie 

04 02 09 Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textilien, Elastomer, 
Plastomer) 

04 02 10 Organische Stoffe aus Naturstoffen (z.B. Fette, Wachse) 

04 02 21 Abfälle aus unbehandelten Textilfasern 

04 02 22 Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern 

06 Abfälle aus anorganisch-chemischen Prozessen 

06 03 Abfälle aus der HZVA von Salzen, Salzlösungen und Metalloxiden 

06 03 14 Feste Salze und Lösungen mit Ausnahme derjenigen, die unter 06 03 11 und 
06 03 13 fallen 

06 13 Abfälle aus anorganischen chemischen Prozessen anderwertig nicht  genannt 

06 13 03 Industrieruß 

07 Abfälle aus organisch-chemischen  Prozessen 

07 02 Abfälle aus der HZVA von Kunststoffen, synthetischen Gummi und 
Kunstfasern 

07 02 13 Kunststoffabfälle 

07 05 Abfälle aus der HZVA von Pharmazeutika 

07 05 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

07 06 Abfälle aus der HZVA von Fetten, Schmierstoffen, Seifen, Waschmitteln, 
Desinfektionsmitteln und Körperpflegemitteln 

07 06 08 andere Reaktions-und Destillationsrückstände 

07 06 99 Abfälle anderweitig nicht genannt 

08  Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 
von Beschichtungen (Farben, Lacke, Email), Klebstoffen, Dichtmassen 
und Druckfarben 

08 03 Abfälle HZVA von Druckfarben 

08 03 17 Tonerabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

08 03 18 Tonerabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 03 17 fallen 

09 Abfälle aus der fotografischen Industrie 

09 01 Abfälle aus der fotografischen Industrie 
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09 01 07 Filme und fotografische Papiere, die Silber oder Silberverbindungen enthalten 

09 01 08 Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen 
enthalten 

10 Abfälle aus thermischen Prozessen 

10 03 Abfälle aus der thermischen Aluminium-Metallurgie 

10 03 02 Anodenschrott 

10 03 17 teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung 

10 03 18 Abfälle aus der Anodenherstellung, die Kohlenstoffe enthalten, mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 03 17 fallen 

11 Abfälle aus der chemischen Oberflächenbearbeitung und Beschichtung 
von Metallen und anderen Werkstoffen; Nichteisenhydrometallurgie 

11 02 Abfälle aus Prozessen der Nichteisen-Hydrometallurgie 

11 02 03 Abfälle aus der Herstellung von Anoden für wässrige elektrolytische Prozesse 

12  Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der 
physikalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung vom 
Metallen und Kunststoffen 

12 01 Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der 
physikalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und 
Kunststoffen 

12 01 05 Kunststoffspäne und-drehspäne 

15 Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wischtücher, Filtermaterialien und 
Schutzkleidung (ander- wertig nicht genannt) 

15 01 Verpackungen (einschließlich getrennt gesammelter kommunaler   
Verpackungsabfälle) 

15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe 

15 01 02 Verpackungen aus Kunststoff 

15 01 03 Verpackungen aus Holz 

15 01 05 Verbundverpackungen 

15 01 06 gemischte Verpackungen 

15 01 09 Verpackungen aus Textilien 

15 01 10 Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

15 02  Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung 

157



 

4 
 

15 02 02 Aufsaug-und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter anderweitig nicht 
genannt), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind 

15 02 03 Aufsaug-und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 15 02 02 fallen 

16 Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind 

16 01 Altfahrzeuge verschiedener Verkehrsträger (einschließlich mobiler 
Maschinen) und Abfälle aus der Demontage von Altfahrzeugen sowie der 
Fahrzeugwartung (außer 13, 14, 16 06 und 16 08) 

16 01 03 Altreifen 

16 02  Elektrische und elektronische Geräte und deren Bauteile 

16 02 09 Transformatoren und Kondensatoren, die PCB enthalten 

16 05 Gase in Druckbehältern und gebrauchte Chemikalien 

16 05 04 gefährliche Stoffe enthaltende Gase in Druckbehältern (einschließlich 
Halonen) 

16 05 05 Gase in Druckbehältern mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 05 04 fallen 

16 05 06 Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche 
enthalten, einschließlich Gemische von Laborchemikalien 

16 05 07 gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen 
oder solche enthalten 

16 05 08 gebrauchte organische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen 
oder solche enthalten 

16 05 09 gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 05 06, 16 05 
07 oder 16 05 08 fallen 

17 Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich Aushub von verunreinigten 
Standorten) 

17 02 Holz, Glas und Kunststoff 

17 02 01 Holz 

17 02 03 Kunststoff 

17 02 04 Holz, Glas und Kunststoff, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch 
gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

17 03 Bitumengemische, Kohlenteer und teerhaltige  Produkte 

17 03 02 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 1703 01 fallen 

17 03 03 Kohlenteer und teerhaltige Produkte 
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17 06 Dämmmaterial und asbesthaltige Baustoffe 

17 06 03 anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche 
Stoffe enthält 

17 06 04 Dämmmaterial mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 06 01 und 17 06 03 
fällt 

17 09 Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 

17 09 04 gemischte Bau-und Abbruchabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 
01, 17 09 02 und 17 09 03 fallen 

18 Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung 
und Forschung (ohne Küchen- und Restaurantabfälle, die nicht aus der 
unmittelbaren Krankenpflege stammen) 

18 01 Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behandlung oder Vorbeugung von 
Krankheiten beim Menschen 

18 01 01 spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03) 

18 01 04 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 
keine besonderen Anforderungen gestellt werden (z. B. Wund-und Gips-
verbände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln) 

18 01 07 gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06 fallen 

18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08 fallen 

18 02 Abfälle aus Forschung, Diagnose, Krankenbehandlung und Vorsorge bei 
Tieren 

18 02 01 spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme derjenigen, die unter 1802 
02 fallen 

18 02 03 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 
keine besonderen Anforderungen gestellt werden 

19  Abfälle aus Abfallbehandlungsanlagen, öffentlichen Abwasser-
behandlungsanlagen sowie der Aufbereitung von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch und Wasser für industrielle Zwecke 

19 08 Abfälle aus Abwasserbehandlungsanlagen (anderweitig nicht genannt) 

19 08 01 Sieb-und Rechenrückstände 

19 09 Abfälle aus der Zubereitung von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
oder industriellem Brauchwasser 

19 09 04 gebrauchte Aktivkohle 

19 12 Abfälle aus der mechanischen Behandlung von Abfällen (z.B. Sortieren, 
Zerkleinern, Verdichten, Pelletieren) anderwertig nicht  genannt 
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19 12 01 Papier und Pappe 

19 12 04 Kunststoff und Gummi 

19 12 06 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

19 12 07 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 1912 06 fällt 

19 12 08 Textilien 

19 12 11 Sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen, die gefährliche Stoffe enthalten 

19 12 12 Sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen mit Ausnahme derjenigen, die unter 1912 11 fallen 

20 Siedlungsabfälle (Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche und 
industrielle Abfälle sowie Abfälle aus Einrichtungen), einschließlich 
getrennt gesammelter Fraktionen 

20 01 Getrennt gesammelte Fraktionen (außer 15 01) 

20 01 01 Papier und Pappe 

20 01 02 Glas 

20 01 08 biologisch abbaubare Küchen-und Kantinenabfälle 

20 01 10 Bekleidung 

20 01 11 Textilien 

20 01 13 Lösemittel 

20 01 14 Säuren 

20 01 15 Laugen 

20 01 17 Fotochemikalien 

20 01 19 Pestizide 

20 01 21 Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfälle 

20 01 23 gebrauchte Geräte, die Fluorkohlenwasserstoffe enthalten 

20 01 26 Öle und Fette mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 25 fallen 

20 01 27 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die gefährliche Stoffe 
enthalten 

20 01 28 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 20 01 27 fallen 

20 01 32 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 31 fallen 
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20 01 33 Batterien und Akkumulatoren, die unter 16 06 01, 16 06 02, oder 16 06 03 
fallen, sowie gemischte Batterien und Akkumulatoren, die solche Batterien 
enthalten 

20 01 34 Batterien und Akkumulatoren mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 33 
fallen 

20 01 35 Gebrauchte elektrische und elektronische Geräte, die gefährliche Bauteile 
enthalten, mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 21 und 20 01 23 fallen 

20 01 36 gebrauchte elektrische und elektronische Geräte mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 20 01 21, 20 01 23 und 20 01 35 fallen 

20 01 37 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

20 01 38 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 fällt 

20 01 39 Kunststoffe 

20 01 40 Metalle 

20 01 41 Abfälle aus der Reinigung von Schornsteinen 

20 02 Garten- und  Parkabfälle  (einschließlich Friedhofsabfälle) 

20 02 01 biologisch abbaubare Abfälle 

20 02 03 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 

20 03 Andere Siedlungsabfälle 

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 

20 03 02 Marktabfälle 

20 03 03 Straßenkehricht 

20 03 06 Abfälle aus der Kanalreinigung 

20 03 07 Sperrmüll 

20 03 99 Siedlungsabfälle anderweitig nicht genannt 
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Verzeichnis der Satzungsänderungen  
(Erstsatzung vom 18.12.2012, in Kraft getreten am 01.01.2013) 
 
 

Änderung vom in Kraft getreten am Änderungen 

24.09.2013 02.10.2013 (ABl. S. 791) §§ 11, 13, 15, 16, 17, 18 

14.12.2015 24.12.2015 (ABl. S. 1628) Präambel, §§ 1, 2, 3, 10, 11, 12, 13, 
18, 28, 33 

19.12.2016 28.12.2016 (ABl. S. 1603) § 23 Abs. 3 

28.02.2017 08.03.2017 (ABl. S. 136) §§ 3, 10, 11, 13, 15, 15a, 24, 33 

15.05.2017 24.05.2017 (ABl. S. 1031) §§ 7, 10, 11, 12, 21 

18.12.2017 27.12.2017 (ABl. S. 2084) §§ 1, 2, 3, 10, 13, 15 bis 21, 28, 33 

30.04.2021 01.01.2022 (ABl. S. 1778) § 13 

Xy.Xy.2022 01.01.2023 (ABl. S. …) Überschrift, Rubrum, §§ 3, 4, 5, 6, 8, 11, 
12, 13, 15, 17, 18, 19, 33, Anlage zu § 4 
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 AöR   Verwaltungsrat 

Mitteilungsvorlage AöR-22060 Drucksache 
  Anlage(n) 

26.08.2022 Sitzungstermin 

TOP 1.5.1 Sachstand PPK-Kommunikationskonzept 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Mitteilung: 

Der Verwaltungsrat hat in seinen Sitzungen am 18.03.2022 und 10.06.2022 eine Mitteilungs-

vorlage und einen mündlichen Zwischenbericht über den Sachstand der durchgeführten 

Maßnahmen und deren Wirkung zur Kenntnis genommen.  

So wurde unter anderem mündlich berichtet, dass sich die geplante erneute Kontaktauf-

nahme zu Eigentümer*innen, die noch keine blaue Tonne nutzen, zeitlich verschieben wird. 

Wegen personeller Engpässe, aber im Wesentlichen auch, da sich die nötigen technischen 

Anpassungen zur Auswertung der Bestandsdaten durch den Programmieraufwand des IT-

Dienstleisters deutlich verzögerten. 

Seit Mitte Juli liegen die Auswertungen aus dem System vor und die geplanten Maßnahmen 

können weiter umgesetzt werden. So soll die Datenqualität zu den der bonnorange AöR im 

System vorliegenden Objekten ohne blaue Tonne verbessert werden und eine gezieltere 

Kontaktaufnahme und Planung ermöglichen. Dies erfolgt aktuell durch Müllwerker in den Re-

vieren mittels speziell generierter Checklisten, die im Nachgang von Mitarbeitenden im Kun-

denservice und in der Behälterverwaltung der bonnorange AöR im System angepasst wer-

den. Neben der Ermittlung, ob die Objekte ohne blaue Tonne vorwiegend Wohnhäusern, Ge-

werbe oder einer Mischnutzung zuzuordnen sind, wurde bereits eine wichtige Erkenntnis ge-

wonnen: Bei vielen Objekten - entgegen der Informationen im System - sind bereits blaue 

Tonnen in Gebrauch. Diese Erkenntnis passt auch zu den Rückläufen im vergangenen 

Herbst und ist sehr wahrscheinlich auf die Übernahme der unpräzisen Daten der bis 2003 mit 

der PPK-Sammlung beauftragten Privatfirma zurückzuführen. Bis dahin lag der Datenbe-

stand nicht im Verantwortungsbereich der bonnorange AöR. So ist der Aufwand aber zwin-

gend notwendig und gibt auch wichtige Aufschlüsse zur Optimierung der Behälterbestellung  
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und damit notwendigen Logistikanforderungen für die geplante Umsetzung des PPK-An-

schluss- und Benutzungszwangs und die Abschaffung der PPK-Bündelsammlung. 

 

Ende August soll die Überprüfung der Objekte abgeschlossen sein. Das gezielt formulierte 

Anschreiben an die noch verbleibenden Eigentümer*innen der Objekte ohne blaue Tonne 

muss auf den Zeitpunkt der Tonnenlieferung (voraussichtlich Mitte Oktober) abgestimmt sein, 

damit die bonnorange AöR die noch verbleibenden Objekte ohne blaue Tonne zeitnah und 

kundenfreundlich bis Ende des Jahres 2022 bestücken kann.  

 

In den Anschreiben wird noch einmal für die Umstellung auf die PPK-Sammlung über Sam-

melgefäße geworben. Gleichzeitig wird auf die ab 2023 geplante Einführung des Anschluss- 

und Benutzungszwangs für PPK-Sammelgefäße und die Abschaffung der -Bündelsammlung 

hingewiesen. Es wird abgefragt, warum gegebenenfalls die Aufstellung von Sammelgefäßen 

an einzelnen Objekten nicht möglich ist. An den voraussichtlich hauptsächlich innerstädti-

schen Stellen, wo eine Aufstellung der PPK-Sammelgefäße nachweislich unmöglich ist, wird 

auf Antrag und Einzelprüfung vor Ort durch Mitarbeitende der bonnorange AöR eine stand-

ortbezogene Ausnahmegenehmigung (zur Abstellung von Papier in gebündelter Form) erteilt.  

Da die bisher praktizierte PPK-Bündelsammlung in einer Tour mit der Gefäßsammlung auf-

grund der Unvereinbarkeit mit den Vorschriften der Lastenhandhabungsverordnung abge-

schafft werden muss, wird für die Fälle der Ausnahmegenehmigung ein spezielles Fahrzeug 

mit einer niedrigen Ladekante in einer separaten Tour zu separaten Terminen eingesetzt. 

  

Ab Herbst 2022 wird die bonnorange AöR anfangen, die breite Öffentlichkeit der Bonner 

Bürger*innen über die Planungen des Anschluss- und Benutzungszwangs und die Ab-

schaffung der Bündelsammlung zu informieren. Dies soll durch die zur Verfügung stehen-

den Marketing- und Kommunikationskanäle, Abfallplaner, Fahrzeugwerbung, die Abfallbe-

ratung sowie entsprechende Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erfolgen. Zum Teil auch mit 

dem Hinweis auf die vorbehaltlich erfolgte Satzungsänderung und den Ratsbeschluss An-

fang Dezember 2022. 

 

Die Ergebnisse aus der letzten Kundenzufriedenheitsbefragung, in der die Bonner*innen ex-

plizit zur Bündelsammlung befragt wurden (Mitteilungsvorlage aus der Verwaltungsratssit-

zung vom 24.09.2021) besagen, dass nur wenige die Bündelsammlung für die Entsorgung  
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von Papier nutzen und diese Nutzer*innen mit Verständnis reagieren würden, wenn in Bonn 

zukünftig auf diesen Weg der Papierentsorgung verzichtet würde.  

 

Für die Wohnungsbaugesellschaften soll eine Video-Konferenz, als Beratungsgespräch 

speziell auf deren Bedürfnisse abgestimmt, angeboten werden. Hier wird u.a. auf das zu-

sätzliche Angebot kostenpflichtiger Abholungen der PPK-Behälter hingewiesen. Denn ge-

rade große Wohnanlagen machen stark von der Bündelsammlung mit teilweise wenig ge-

ordneten PPK-Beistellungen Gebrauch. 

Auch soll der Kontakt zu den bereits im letzten Jahr involvierten Multiplikatoren wiederaufge-

nommen werden, um die Gewerbetreibenden und den Einzelhandel über die Veränderungen 

zu informieren und Lösungen anzubieten. Zuletzt konnte hier aber kein spezieller Bedarf für 

die Bündelsammlung bei Gewerbebetrieben ermittelt werden. 

 

Zum Jahresauftakt bis Ende Januar 2023 beabsichtigt die bonnorange AöR zum Über-

gang eine kulante Handhabe mit den Objekten, die vereinzelt noch die Bündelsammlung 

praktizieren. Die geordneten Bündel werden nochmals mitgenommen und gleichzeitig (mit 

gelben und roten) Aufklebern auf die bereits in Kraft getretene Abschaffung der Bündel-

sammlung hingewiesen, die bei der nächsten PPK-Abholung vollzogen wird. Die Aufkleber 

werden auch genutzt, um den betreffenden Bürger*innen ihre Handlungsoptionen und 

Kontaktmöglichkeit bei Rückfragen nochmals aufzuzeigen. 
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Mitteilungsvorlage AöR-22061 Drucksache 
  Anlage(n) 

26.08.2022 Sitzungstermin 

TOP 1.5.2 Bilanz der Abfallwirtschaft 2021 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Mitteilung: 

Bilanz der Abfallwirtschaft 2021 

Die bonnorange - Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) ist eine selbständige  

Einrichtung der Bundesstadt Bonn und hat von dieser die hoheitlichen Aufgaben als öffentlich-rechtli-

cher Entsorgungsträger (ÖrE) übertragen bekommen, soweit sie nicht dem Zweckverband Rheini-

sche Entsorgungskooperation (REK) übertragen wurden. 

Als ÖrE ist die bonnorange AöR zuständig für alle anfallenden Siedlungsabfälle aus den Bonner Pri-

vathaushalten, sowie für Abfälle aus dem Gewerbe, sofern sie in Art, Menge und Beschaffenheit de-

nen der privaten Haushaltungen entsprechen. Die Sammlung der Abfälle erfolgt im Hol- und Bring-

system.  

Im Rahmen der Stadtreinigung wird zudem die Leerung von Papierkörben, die Reinigung von öffentli-

chen Flächen und die Straßenreinigung durchgeführt.  

Weiterhin werden im Auftrag für die Stadt Bonn Abfälle gesammelt und befördert (Beistandsleistun-

gen). 

Die Sammlung und Verwertung von Verpackungsabfällen (Leichtverpackungen (LVP) und Glas) fal-

len in den Zuständigkeitsbereich der Dualen Systeme und werden von diesen im Rahmen einer Aus-

schreibung an Drittfirmen vergeben.    

Nach § 21 KrWG und § 5c LAbfG NRW ist die bonnorange AöR verpflichtet, eine Abfallbilanz zu er-

stellen. Zwingend getrennt darzustellen ist wenigstens das Aufkommen bzw. die Entsorgung von 

Hausmüll, Sperrmüll und Gewerbeabfällen. Die Abfallbilanzen und Abfallkonzepte der Kommunen 

bilden die Datengrundlage für den Abfallwirtschaftsplan der Länder. Daraus resultiert die Planung von 

Anlagen- und Deponierungskapazitäten.  

Die vorliegende Abfallbilanz hat das Ziel, alle in der Zuständigkeit der bonnorange AöR liegenden Ab-

fälle getrennt zu erfassen und Entwicklungen aufzuzeigen. Sie ist wie folgt aufgebaut: 
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- Punkt 1 gibt eine Übersicht über den Input der Abfälle, orientiert an den Sammel- bzw. Erfassungs-

wegen. 

- Punkt 2 hat das Ziel der Berechnung einer Verwertungsquote. 

- Punkt 3 beinhaltet letztlich eine detaillierte Aufstellung der einzelnen Abfallfraktionen.  
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1. Mengenzusammenstellung (Input)     
Unabhängig von den Entsorgungs- bzw. Verwertungswegen    
      
Dargestellt ist eine Übersicht über die Abfallarten gemäß der Sammlungs-, Beförderungs- oder Anlieferungs-

fraktionen (Input).  
 

     
Bezeichnung des Abfalls Einheit 2019 2020 2021 Differenz 

zu 2020 

Einwohnerzahl Personen mit 
Hauptwohnsitz 332.769 333.794 335.975 +0,65% 

        
Restmüll 
Restmüll insgesamt, davon in Tonnen 67.791 t 69.401 t 68.742 t -0,95% 

  Kg pro Einwoh-
ner 203,72 kg 207,92 kg 204,60 kg -1,59% 

Hausmüll in Tonnen 52.858 t 54.039 t 53.629 t -0,76% 

  Kg pro Einwohner 158,84 kg 161,89 kg 159,62 kg -1,40% 

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle in Tonnen 14.933 t 15.362 t 15.113 t -1,62% 

        
Abfälle aus anderen getrennt erfassten Fraktionen 
Andere Fraktionen insgesamt, da-
von in Tonnen 95.595 t 99.021 t * 99.757 t +0,84% 

  Kg pro Einwohner 287,27 kg 296,65 kg 296,92 kg +0,19% 

Papier, Pappe und Kartonagen 
(PPK) in Tonnen 21.716 t 21.402 t 21.125 t -1,29% 

Altglas in Tonnen 8.120 t 8.412 t 8.549 t +1,63% 

Leichtverpackungen (LVP) in Tonnen 11.046 t 11.220 t 10.640 t -5,17% 

Bioabfälle in Tonnen 15.828 t 16.277 t 17.893 t +9,93% 

Grünabfälle in Tonnen 14.059 t 13.775 t 14.405 t +4,57% 

Sperrmüll in Tonnen 12.700 t 13.713 t 13.593 t -0,88% 

Bauschutt in Tonnen 5.563 t 6.255 t 5.838 t -6,67% 

Straßenkehricht inkl. Laub in Tonnen 2.986 t 4.299 t * 4.465 t +3,86% 

Elektroaltgeräte in Tonnen 2.047 t 2.122 t 1.916 t -9,71% 

Sonstige Fraktionen in Tonnen 1.530 t 1.546 t 1.333 t -13,78% 

    
    

Abfälle insgesamt in Tonnen 163.386 t 168.422 t* 168.499 t +0,05% 
* Übertragungsfehler in Bilanz 2020 wurde korrigiert 

      

Legende: Für eine genaue Definition und Zusammensetzung der einzelnen Abfallarten siehe Punkt 3). 
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Beschreibung der Entwicklung der Gesamtmengen: 
Die gesamte absolute Abfallmenge ist im Vergleich zum Vorjahr konstant geblieben. Betrachtet man 

jedoch die Abfallmengen pro Einwohner ist diese, nach einer Erhöhung im Jahr 2020, wieder leicht 

gesunken. 

Bei den getrennt gesammelten Fraktionen (insbesondere Bio- und Grünabfälle) ist ein deutlicher An-

stieg zu verzeichnen, während die Restmüllmenge zwischen 2020 und 2021 zurückgegangen ist. 
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2. Verwertungsquote      
Übersicht der Entsorgungs- und Verwertungswege     
      
Dargestellt ist eine Übersicht über die Abfallarten gemäß Verwertung, soweit dies der bonnorange AöR vom 

Betreiber der Erstbehandlungsanlage mitgeteilt wurde. Diese Information dient als Grundlage für die Berech-

nung einer Verwertungsquote. 

      
Bezeichnung des Abfalls Einheit 2019 2020 2021 Differenz 

zu 2020 

        

Energetische Verwertung (Müllverwertungsanlage Bonn (MVA)) 
Insgesamt, davon in Tonnen 70.337 t 71.504 t 71.106 t -0,56% 

Hausmüll (Anlieferung bonnorange) in Tonnen 52.858 t 54.039 t 53.629 t -0,76% 

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 
(Anlieferung bonnorange oder Dritte) in Tonnen 14.933 t 15.362 t 15.113 t -1,62% 

Laub Straßenreinigung (Anlieferung 
bonnorange) in Tonnen 116 t 147 t 46 t -68,71% 

Bioabfälle (Anlieferung bonnorange) in Tonnen     596 t*   

Sortierreste Sperrmüll (Anlieferung 
RSAG) in Tonnen 4.064 t 3.703 t 3.806 t +2,78% 

Sortierreste PPK (Anlieferung 
RSAG) in Tonnen 217 t 214 t 211 t -1,40% 

Abzüglich Metallverwertung aus 
MVA-Schlacke in Tonnen -1.851 t -1.961 t -2.295 t +17,03% 

Quote energetische Verwertung 

Anteil des ener-
getisch verwer-
teten Abfalls am 
Gesamtabfall-
aufkommen in % 

43,05% 42,46% 42,20% -0,60% 

        
Rohstoffliche Verwertung (Recycling) 
Insgesamt, davon in Tonnen 93.049 t 96.918 t 97.393 t +0,49% 

Metallverwertung aus MVA-Schla-
cke in Tonnen 1.851 t 1.961 t 2.295 t +17,03% 

PPK (verwertet) in Tonnen 21.499 t 21.188 t 20.914 t -1,29% 

Altglas in Tonnen 8.120 t 8.412 t 8.549 t +1,63% 

LVP in Tonnen 11.046 t 11.220 t 10.640 t -5,17% 

Bioabfälle (verwertet) in Tonnen 15.828 t 16.277 t 17.297 t +6,27% 

Grünabfälle in Tonnen 14.059 t 13.775 t 14.405 t +4,57% 

Verwerteter Sperrmüll in Tonnen 8.636 t 10.011 t 9.787 t -2,24% 

Bauschutt in Tonnen 5.563 t 6.255 t 5.838 t -6,67% 

Verwerteter Straßenkehricht inkl. 
Laub in Kompostierung in Tonnen 2.870 t 4.152 t 4.419 t +6,43% 

Elektroaltgeräte in Tonnen 2.047 t 2.122 t 1.916 t -9,71% 

Sonstige Fraktionen in Tonnen 1.530 t 1.546 t 1.333 t -13,78% 
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Quote rohstoffliche Verwertung 

Anteil des roh-
stofflich verwer-
teten Abfalls am 
Gesamtabfall-
aufkommen in % 

56,95% 57,54% 57,80% +0,44% 

        

Abfälle insgesamt in Tonnen 163.386 t 168.422 t 168.499 t +0,05% 

* aufgrund des Hochwassers im Sommer 2021 war die Verwertungsanlage für Bioabfälle der RSAG zeitweise außer Betrieb, sodass die 
Abfälle in der MVA entsorgt werden mussten. 

      
Legende: für eine genaue Definition und Zusammensetzung der einzelnen Abfallarten siehe Punkt 3). 

      
 

       
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
Beschreibung der Entwicklung der Quoten:  

Die ermittelten Quoten sind, wie im Vorjahr auch, stagnierend. Aus den Abfällen, die der MVA zur energeti-

schen Verwertung zugeführt werden, konnten somit keine weiteren Fraktionen und Abfallmengen für die roh-

stoffliche Verwertung gewonnen werden.  

2%

21%

9%

11%

18%

15%

10%

6%

5%

2% 1%
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3. Detaillierte Aufstellung der Abfälle und getrennt gesammelte Fraktionen 
      
3.1) Energetische Verwertung in der Müllverwertungsanlage (MVA) 
Bonn   
Anlieferung durch bonnorange AöR oder Dritte mit Abladegenehmigung (im Anschluss- und Benut-
zungszwang) 
      
Dargestellt sind die Eingänge in die MVA Bonn durch die bonnorange AöR sowie durch Dritte im An-

schluss- und Benutzungszwang. 

      
a) Input      

Bezeichnung des Abfalls Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 67.907 t 69.549 t 69.384 t -0,24% 

Hausmüll Straßensammlung in Tonnen 46.720 t 47.517 t 47.534 t +0,04% 

Hausmüll Wertstoffhöfe in Tonnen 6.138 t 6.522 t 6.095 t -6,55% 

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 
Straßensammlung in Tonnen 8.245 t 8.385 t 8.388 t +0,04% 

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 
Direktanlieferung in Tonnen 6.688 t 6.977 t 6.725 t -3,61% 

Laub Straßenreinigung Direktanlie-
ferung in Tonnen 116 t 147 t 46 t -68,71% 

Bioabfälle In Tonnen     596 t   

Kg pro Einwohner kg 204,07 kg 208,36 kg 206,52 kg -0,88% 

      
b) Output      

Bezeichnung der Verbrennungs-
rückstände Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 20.803 t 20.970 t 22.128 t +5,52% 

  
Anteil am Input in 
% 30,63% 30,15% 31,89% 5,77% 

Schlacke, davon in Tonnen 17.814 t 18.010 t 19.174 t +6,46% 

FE- Metalle, davon in Tonnen 1.541 t 1.542 t 1.821 t +18,09% 

NE- Metalle, davon in Tonnen 310 t 420 t 474 t +12,86% 

Rauchgasreinigungsrückstände in Tonnen 2.615 t 2.601 t 2.584 t -0,65% 

Kesselasche in Tonnen 374 t 359 t 370 t +3,06% 
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Legende: 
Hausmüll Straßensammlung: Sammlung der Grauen Restabfallbehälter/-tonnen und Beistellsäcke 

aus Privathaushalten (Pauschale Annahme, dass 85% der gesamten in der Straßensammlung ge-

sammelten Restabfallmenge hier zugeschrieben werden kann). 

Hausmüll Wertstoffhöfe: Sammlung von Restabfällen an den Wertstoffhöfen. 

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle Straßensammlung: Sammlung der grauen Restabfallbehälter/-

tonnen und Beistellsäcke aus dem Kleingewerbe (Pauschale Annahme, die auch durch die Abfallana-

lyse der Bundesstadt Bonn 2020 bestätigt wurde, dass 15% der gesamten in der Straßensammlung 

gesammelten Restabfallmengen hier zugeschrieben werden können).  

Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle Direktanlieferung: Abfälle aus den Reinigungsarbeiten und 

Leerung der Papierkörbe durch die Straßenreinigung; aus der Beseitigung von Wilden Müllablagerun-

gen und Reinigung des Umfeldes der Papiercontainerstandorte; Sonderleerungen auf Veranstaltun-

gen; Containerleerungen oder Eigenanlieferungen für/der Ämter der Bundestadt Bonn; Abfälle von 

Friedhöfen; Direktanlieferungen durch Dritte (größere Mengen Abfälle, die dem Anschluss- und Be-

nutzungszwang unterliegen, z.B. aus Privathaushalten, dem Kleingewerbe und Krankenhäuser). 

Laub der Straßenreinigung: Maschinell aufgenommenes Laub, welches nicht kompostiert werden 

kann. 

Bioabfälle: Aufgrund des Hochwassers im Sommer 2021 bliebt die Verwertungsanlage für Bioabfälle 

der RSAG einige Zeit geschlossen und die MVA wurde als alternative Entsorgungsanlage in An-

spruch genommen. 

Output: Rund 30% der der energetisch Verwertung zugeführten Abfälle verbleiben als Verbren-

nungsrückstände und werden in auswärtigen Aufbereitungsanlagen behandelt. Die in der Schlacke 

enthaltenen FE-Metalle und NE-Metalle werden zurückgewonnen. 

      
Beschreibung der Entwicklung:  
Die Abfallmengen, die energetisch verwertet werden entsprechen in etwa den Vorjahresmengen. Je-

doch mussten aufgrund des Hochwassers im Sommer und der damit einhergehenden Schließung der 

Verwertungsanlage für Bioabfälle der RSAG rund 600 t Bioabfälle außerplanmäßig einer energeti-

schen Verwertung zugeführt werden. 
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3.2) Papier, Pappe und Kartonagen (PPK)     
Straßensammlung (Tonnen und Bündel), Depotcontainerstandorte, Wertstoffhöfe 
      
  Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 21.716 t 21.402 t 21.125 t -1,29% 

Straßensammlung in Tonnen 17.287 t 17.246 t 16.810 t -2,53% 

Depotcontainerstandorte in Tonnen 3.642 t 3.257 t 3.304 t +1,44% 

Wertstoffhöfe in Tonnen 570 t 685 t 800 t +16,79% 

Sortierreste in Verbrennung * in Tonnen 217 t 214 t 211 t -1,40% 

Kg pro Einwohner in Kg 65,26 kg 64,12 kg 62,88 kg -1,94% 
* Sortierreste erstmalig ausgewiesen 
      

Papier, Pappe und Kartonagen können die Bonner Haushalte in Blauen Tonnen oder in Bündeln an 

ihren Grundstücken bereitstellen, wo sie durch die bonnorange AöR eingesammelt und einer Sortier-

anlage zugeführt werden. Zudem besteht die Möglichkeit, PPK in aufgestellte Depotcontainer im Bon-

ner Stadtgebiet zu entsorgen oder an den Wertstoffhöfen abzugeben.  
      

      
3.3) Altglas      
Containerstandorte, durch Drittfirmen im Auftrag des Dualen System Deutschland gesammelt 
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 8.120 t 8.412 t 8.549 t +1,63% 

Kg pro Einwohner in Kg 24,40 kg 25,20 kg 25,45 kg +0,97% 

      
Das Altglas, welches zu den Verpackungsabfällen zählt, können die Bonner Haushalte in aufgestell-

ten Containern im Stadtgebiet entsorgen. Die Abholung und Verwertung erfolgt im Auftrag der Dualen 

Systeme durch eine Drittfirma.  
      

      
3.4) Leichtstoffe - Verpackungen (LVP)  aus der Gelben Tonne/ den gelben Sä-
cken  
Gelbe Tonne/ gelbe Säcke, durch Drittfirmen im Auftrag der Dualen Systeme gesammelt 
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 11.046 t 11.220 t 10.640 t -5,17% 

Kg pro Einwohner in Kg 33,19 kg 33,61 kg 31,67 kg -5,78% 

      
Die Leichtverpackungen (Verpackungen aus Kunststoff und Metall) werden über aufgestellte gelbe 

Tonnen/Behälter oder Gelbe Säcke von den Haushalten entsorgt. Die Abholung und Verwertung er-

folgt im Auftrag der Dualen Systeme durch eine Drittfirma.  
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3.5) Bioabfälle      
Biotonnen      
      
  Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 15.828 t 16.277 t 17.893 t +9,93% 

in Kompostierung in Tonnen 15.828 t 16.277 t 17.297 t   

in Verbrennung * in Tonnen     596 t   

Kg pro Einwohner   47,56 kg 48,76 kg 51,48 kg +5,58% 

* aufgrund des Hochwassers im Sommer 2021 war die Verwertungsanlage für Bioabfälle der RSAG zeitweise außer Betrieb, sodass die 
Abfälle in der MVA entsorgt werden mussten. 

      
Organische Abfälle können die Bonner Bürger*innen in Grünen Tonnen entsorgen. Sie werden durch 

die bonnorange AöR an den Grundstücken abgeholt und einer Verwertungsanlage zugeführt.  

      
      
3.6) Grünabfälle      
Stationäre und mobile Grünsammelanlagen/Container, Abfuhren für Ämter der Stadt, Weihnachts-
baumsammlung 
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 14.059 t 13.775 t 14.405 t +4,57% 

Kg pro Einwohner   42,25 kg 41,27 kg 42,88 kg +3,89% 

      
Bei Grünabfällen handelt es sich um kompostierbare pflanzliche Abfälle aus dem Garten bzw. aus 

Grünanlagen (z.B. Rasen- und Heckenschnitt, Äste, Sträucher, Pflanzen und Laub).  

Haushalte können kleine und mittlere Mengen ("Kofferraummengen") an stationären und mobilen 

Sammelstellen oder an den Wertstoffhöfen abgeben. Zudem sammelt die bonnorange AöR nach 

Weihnachten Tannenbäume aus Haushalten in einer Straßensammlung ein. 

Des Weiteren führt die bonnorange AöR für das Amt 67 (Amt für Umwelt und Stadtgrün) der Bun-

desstadt Bonn die Abfuhren auf den Friedhöfen der mit Grünabfällen befüllten Behälter sowie im Auf-

trag einiger Ämter Abfuhren von Containern mit Grünabfällen durch.  
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3.7) Sperrmüll      
Straßensammlung, Wertstoffhöfe      
      
  Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 12.700 t 13.713 t 13.593 t -0,88% 

Verwertbare Abfälle in Tonnen 8.636 t 10.011 t 9.787 t -2,24% 

Sortierreste in Verbrennung in Tonnen 4.064 t 3.703 t 3.806 t +2,78% 

Kg pro Einwohner in Kg 38,16 kg 41,08 kg 40,46 kg -1,52% 

 
    

 
Sperrmüll wird aus Haushalten bei der Straßensammlung an den Grundstücken abgeholt oder kann 

an den Wertstoffhöfen abgegeben werden.  

Nach der Sortierung werden Holz und Federkernmatratzen einer Verwertung zugeführt. Alle weiteren 

Sortierreste werden in der MVA Bonn energetisch verwertet. 

 
    

 
      
3.8) Inerte Baustellenabfälle (Bauschutt)     
Wertstoffhöfe, Abfuhren für das Tiefbauamt     
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 5.563 t 6.255 t 5.838 t -6,66% 

Kg pro Einwohner in Kg 16,72 kg 18,74 kg 17,38 kg -7,27% 

      
Kleinmengen an Baustellenabfällen (vorwiegend aus privaten, kleinen Umbaumaßnahmen) werden 

an den Wertstoffhöfen angeliefert. Zudem unternimmt die bonnorange AöR Abfuhren von Containern 

für das Tiefbauamt der Stadt an den Betriebshöfen Weststraße und am Lievelingsweg. 
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3.9) Straßenkehricht und Laub (maschinell aufgenom-
men)    
Straßenreinigung      
      
 

  Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon in Tonnen 2.986 t 4.299 t 4.465 t +3,86% 

Verwerteter Straßenkehricht in Tonnen 2.105 t 3.275 t 2.995 t -8,55% 

Laub in Kompostierung in Tonnen 765 t 877 t 1.424 t +62,37% 

Laub in Verbrennung in Tonnen 116 t 147 t 46 t -68,71% 

Kg pro Einwohner in Kg 8,97 kg 12,88 kg 13,29 kg +3,19% 

      
Die Stadtreinigung der bonnorange AöR nimmt im Zuge ihrer Reinigungsarbeiten der Straßen den 

Straßenkehricht mittels Kehrmaschine maschinell auf. Dieser wird einer Verwertung zugeführt. 

Das aufgenommene Laub aus der Herbstzeit wird der Kompostierung zugeführt. Unreines Laub kann 

nicht auf demselben Wege verwertet werden und wird der MVA zur thermischen Verwertung zuge-

führt. 

Manuell aufgenommene Abfälle aus der Reinigung von Gehwegen und Grünanalagen werden hier 

nicht gelistet, sondern sind unter "Hausmüllähnliche Gewerbeabfälle" (siehe 3.a erfasst). 
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3.10) Elektroaltgeräte      
Straßensammlung, Wertstoffhöfe, Rote Tonnen     
      
      
Geräteart Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Insgesamt, davon   2.047 t 2.122 t 1.916 t -9,71% 

Gruppe 1 - Wärmeüberträger in Tonnen 441 t 468 t 432 t -7,69% 

Gruppe 2 -Bildschirme, Monitore in Tonnen 287 t 267 t 211 t -20,97% 

Gruppe 3 - Lampen in Tonnen 15 t 14 t 14 t 0,00% 

Gruppe 4 - Haushaltsgroßgeräte in Tonnen 662 t 729 t 688 t -5,62% 

Gruppe 5 - Haushaltskleingeräte 
und kleine Geräte der IT-Technik 

in Tonnen 642 t 645 t 571 t -11,47% 

Kg pro Einwohner in Kg 6,15 kg 6,36 kg 5,70 kg -10,29% 

      
Elektroaltgeräte aus Haushalten müssen nach den Vorschriften des Elektro- und Elektronikgerätege-

setzes von den Kommunen in verschiedenen Gruppen auf den städtischen Wertstoffhöfen gesam-

melt werden. Da die Produktverantwortung bei den Herstellern liegt, wird über eine von ihnen einge-

richtete zentrale Stelle (Elektro-Altgeräte-Register) die Abholung und Verwertung der Geräte organi-

siert. Die Kommunen haben jedoch die Möglichkeit im Rahmen einer Optierung die Geräte einzelner 

Sammelgruppen von einem Fachunternehmen im eigenen Auftrag fachgerecht verwerten zu lassen. 

Die bonnorange AöR macht hiervon bei den Haushaltsgroßgeräten und -kleingeräten Gebrauch.  

Die bonnorange AöR führt zudem die gebührenfreie Abholung von Elektrogroßgeräten aus Bonner 

Haushalten in Eigenregie durch. Bei der Abholbeauftragung von Elektrogroßgeräten können auch 

Elektrokleingeräte mit angemeldet und abgeholt werden.  

Zusätzlich wurden Rote Tonnen in Rathäusern, bei Institutionen etc. aufgestellt, in denen Elektro-

kleingeräte kostenfrei entsorgt werden können. 
      
      

3.11) Altmetall und Alu-Schrott      
Wertstoffhöfe, Abfuhren für Ämter der Stadt, Werkstatt und Straßenreinigung 
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

Einwohnerzahl   332.769 333.794 335.975 +0,65% 

 in Tonnen 579 t 595 t 597 t +0,28% 

Kg pro Einwohner in Kg 1,74 kg 1,78 kg 1,78 kg -0,37% 

      
Gemischte Metalle und Gegenstände aus Metall aus Haushalten werden an den Wertstoffhöfen ge-

sammelt und einer Verwertung zugeführt. 
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3.12) Schadstoffhaltige Abfälle      
Wertstoffhöfe      
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 355 t 371 t 347 t -6,51% 

Kg pro Einwohner in Kg 1,07 kg 1,11 kg 1,03 kg -7,12% 

      
Haushalte können schadstoffhaltige Abfälle an den Wertstoffhöfen abgeben. Hierunter fallen neben 

Farben, Lacken, Pestizide etc. auch asbesthaltige Baustoffe und Batterien. 

      
      
3.13) Alttextilien      
Containerstandorte      
      
 Einheit 2019 2020 2021 Differenz zu 2020 

 in Tonnen 587 t 573 t 368 t -35,78% 

Kg pro Einwohner in Kg 1,76 kg 1,72 kg 1,10 kg -36,19% 

      
Die AWO sammelt im Auftrag der bonnorange AöR die Alttextilien in Containern der bonnorange AöR 

im gesamten Stadtgebiet und übergibt sie an die Verwertungsfirma, die diese einer Sortierung und 

Verwertung zuführt.  

 

Erklärung der Entwicklung: 
Ein Rückgang der Alttextilmengen geht einher mit dem bundesweiten Einbruch der Sammelmengen. 

      
      
3.14) Alt-CDs und -DVDs      
Wertstoffhöfe, Rote Tonnen      
      
 Einheit 2019 2020 2021  

 in Tonnen 3,52 t 1,27 t 3,84 t  

Kg pro Einwohner in Kg 0,01 kg <0,01 kg 0,01 kg  

      
Alt-CDs und -DVDs werden von der bonnorange AöR an den Wertstoffhöfen gesammelt und einer 

Verwertung zugeführt. Zudem können CDs und DVDs auch in den Roten Tonnen entsorgt werden. 
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3.15) Kork      
Wertstoffhöfe      
      
 Einheit 2019 2020 2021  

 in Tonnen 1,35 t 0,81 1,41 t  

Kg pro Einwohner in Kg <0,01 kg <0,01 kg <0,01 kg  

      
Korken werden von bonnorange AöR an den Wertstoffhöfen gesammelt und einer Weiterverarbeitung 

zur Wiederverwendung zugeführt. 
      

      
3.16) Tintenpatronen, Tonerkartuschen und sonstige Druckerpatro-
nen   
Wertstoffhöfe      
      
 Einheit 2019 2020 2021  

 in Tonnen 4,49 t 4,69 t 5,12 t  

Kg pro Einwohner in Kg 0,01 kg 0,01 kg 0,02 kg  

      
Ausgediente Tintenpatronen, Tonerkartuschen und sonstige Druckerpatronen werden von der bonno-

range AöR an den Wertstoffhöfen gesammelt und einer Fachfirma zur Wiederverwendung zugeführt. 

      
      
3.17) Speisefette und -öle      
Wertstoffhöfe      
      
 Einheit     2021  

 in Tonnen     10,50 t  

Kg pro Einwohner in Kg     0,03 kg  

      
Speiseöle und -fette werden von der bonnorange AöR an den Wertstoffhöfen gesammelt und einer 

Fachfirma zur Verwertung zugeführt. 

Die Erfassung der konkreten Mengen erfolgte erstmals im Jahr 2021. 
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Mitteilungsvorlage AöR 22062 Drucksache 
 Anlage(n) 

26.08.2022 Sitzungstermin 

TOP 1.8 Tagesordnungspunkte der nicht öffentlichen Sitzung 
öffentlich nach § 48 Abs. 2 Satz 1 GO NRW

Mitteilung: 

2 Nicht öffentliche Sitzung 

2.1 Anerkennung der Tagesordnung 

2.2 Genehmigung der Niederschrift über die nicht öffentliche 
Sitzung des Verwaltungsrats am 10.06.2022 

2.3 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen 

2.4 Vorlagen 

2.4.1 Sicherstellung der Handlungsfähigkeit der bonnorange 
AöR 

AöR-22063 

2.5 

AöR-22064 

Mitteilungen 

2.5.1 Ausblick auf den Jahresabschluss 2020 

2.5.2 Baumaßnahmen AöR-22065 

2.6 Aktuelle Informationen 

2.7 Sonstiges 

181


	AöR-22053-Einladung-ö
	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung final
	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 1
	3.     Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung
	Artikel I
	1. § 2 Absatz 1, Nummer 3 erhält folgende Fassung:
	Artikel II
	Oberbürgermeisterin

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 2
	Anlage 2
	Unternehmenssatzung vom 30.11.2012
	Unternehmenssatzung vom 30.11.2012
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 3
	4.     Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung
	Artikel I
	1. § 2 Absatz 1, Nummer 4 erhält folgende Fassung:
	Artikel II
	Oberbürgermeisterin

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 4
	Anlage 4
	Unternehmenssatzung vom 30.11.2012
	Unternehmenssatzung vom 30.11.2012
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 5
	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 6
	Präambel
	I. Allgemeine Regelungen
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	II. Anschluss und Benutzung
	§ 8
	§ 9
	III. Einsammeln und Befördern
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18
	§ 19
	§ 20
	§ 21
	§ 22
	§ 23
	§ 24
	§ 25
	IV. Sonstige Rechte und Pflichten
	§ 27
	§ 28
	§ 29
	§ 30
	§ 31
	§ 32
	§ 33
	V. Schlussbestimmung

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 7
	1. Die Präambel, letzter Absatz, erhält folgende Fassung:
	Artikel II
	Oberbürgermeisterin

	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 8
	AöR-22055 BV ö 3. Änderung der Unternehmenssatzung Anlage 9
	§ 1: Allgemeines
	§ 2: Gebührenpflichtige
	§ 3: Bemessungsgrundlage
	§ 4: Beginn und Ende der Gebührenpflicht beim Anschluss von Grundstücken
	§ 5: Fälligkeit der Gebühren
	§ 6: Ausnahmeregelungen
	§ 7: Inkrafttreten
	Anlage zur Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Bundesstadt Bonn

	AöR-22056 BV ö Sauberes Bonn Qualitätsmessungen
	AöR-22057 BV ö 9. Änderung Straßenreinigungssatzung
	AöR-22057 BV ö 9. Änderung Straßenreinigungssatzung_anlage1
	AöR-22057 BV ö 9. Änderung Straßenreinigungssatzung_anlage2
	AöR-22057 BV ö 9. Änderung Straßenreinigungssatzung_anlage3
	Satzung
	Satzung über die Straßenreinigung in der Bundesstadt Bonn
	Präambel
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	Begriff des Grundstücks
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	Vorsitzender des Verwaltungsrates


	AöR-22058 BV ö_Express Sperrmüll
	AöR-22059 BV ö 8. Änderung Abfallsatzung der bonnorange AöR
	AöR-22059 BV ö 8. Änderung Abfallsatzung der bonnorange AöR_anlage1
	AöR-22059 BV ö 8. Änderung Abfallsatzung der bonnorange AöR_anlage2
	AöR-22059 BV ö 8. Änderung Abfallsatzung der bonnorange AöR_anlage3
	Präambel
	I. Allgemeine Regelungen
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	II. Anschluss und Benutzung
	§ 8
	§ 9
	III. Einsammeln und Befördern
	§ 11
	§ 12
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18
	§ 19
	§ 20
	§ 21
	§ 22
	§ 23
	§ 24
	§ 25
	IV. Sonstige Rechte und Pflichten
	§ 27
	§ 28
	§ 29
	§ 30
	§ 31
	§ 32
	§ 33
	V. Schlussbestimmung

	AöR-22060 MV ö Sachstand PPK-Kommunikationskonzept
	AöR-22061 MV ö Abfallbilanz_2021
	AöR-22062-MV ö Tagesordnungspunkte der nicht öffentlichen Sitzung



